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Die Verfolgung sogenannter „staatsfeindlicher Bestrebungen" 
im Regierungsbezirk Niederbayern und Oberpfalz 1933—1945 
V o n I lse K a m m e r b a u e r 
Vorbemerkung 
Seit dem Ende des Nationalsozialismus wurde die Frage nach dessen Ent-
stehung und Ausbreitung ebenso oft gestellt wie die Frage nach dem Widerstand 
gegen die nationalsozialistische Herrschaft innerhalb der Bevölkerung. In das 
Bemühen, Opposition, Widerstand und Verfolgung während der Herrschaft des 
Nationalsozialismus intensiver zu erforschen, reiht sich die vorliegende Arbeit ein. 
Auf der Grundlage der Berichte des Regierungspräsidenten von Niederbayern 
und Oberpfalz wird die Verfolgung sogenannter „staatsfeindlicher Bestrebungen" 
im damals vereinigten Regierungsbezirk Niederbayern und Oberpfalz aufgezeigt. 
Dabei läßt sich belegen, daß als „Staatsfeinde" nicht nur diejenigen Personen 
und Gruppen verfolgt wurden, die dem Regime aktiven Widerstand entgegen-
setzten und es zu beseitigen suchten. Innerhalb des Regierungsbezirkes wurde 
weitaus mehr gegen diejenigen „staatsfeindlichen Bestrebungen" vorgegangen, 
die als innerer Widerstand, als ^t)leh,nujgg des Nationalsozialismus und seiner 
Weltanschauung aus politischen, religiösen, humanitären Gründen oder alsj^icht-
anpassung an das Regime, zu bezeichnen sind. Zu v^aatsfeinden" wurden dar-
über hinaus auch die Menschen erklärt, die an einzelnen Maßnahmen JCritik 
jibten oder eines der zahlreic^hen übertraten. 
Die Arbeit ist im Rahmen eines Forschungsseminars an der Universität Regens-
burg unter Anleitung und mit Unterstützung von Herrn Professor Dr. Dieter 
Albrecht entstanden; ihm schulde ich für die stets hilfreiche Betreuung großen 
Dank. 
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I. E i n l e i t u n g : Q u e l l e n l a g e 
Die Regierungspräsidentenberichte, die hier die wesentliche Grundlage für die 
Erforschung „staatsfeindlicher Bestrebungen" in Niederbayern/Oberpfalz wäh-
rend des 3. Reiches bilden, sind beim Bayer. Hauptstaatsarchiv, Abt. II Geheimes 
Staatsarchiv (MA 106 672) archiviert und konnten für die Zeit vom Januar 1933 
bis März 1945 lückenlos ausgewertet werden. Als weitere Quelle stand die Doku-
mentation der Generaldirektion der Staatlichen Archive Bayerns und des Instituts 
für Zeitgeschichte über die inventarisierten Akten des Sondergerichts München für 
den Zeitraum von 1933—1945 zur Verfügung. 
/. Regierungspräsidentenberichte 
a) Vorgang der Berichterstattung 
Die Berichte des Regierungspräsidenten an den Bayerischen Ministerpräsiden-
ten bzw. die Bayerische Staatskanzlei wurden in der in Frage kommenden Zeit 
zunächst halbmonatlich, ab August 1934 bis März 1945 monatlich erstattet. Ge-
bräuchlich war diese Berichterstattung schon seit der 1. Hälfte des 19. Jahrhun-
derts 1 und über 1945 hinaus. Die Präsidenten der bayerischen Regierungsbezirke 
{ waren von Amts wegen verpflichtet, regelmäßige Berichte über alle besonderen 
Vorgänge und Ereignisse zu erstatten. Die Halbmonats- und Monatsberichte der 
Regierungspräsidenten stützten sich auf Berichte und Meldungen nachgeordneter 
Behörden, vor allem der Kreisverwaltungsbehörden (vor 1938 Bezirksämter be-
nannt) und der Polizeidienststellen, sowie auf Feststellungen der Referate inner-
halb der Regierung. Die gesammelten Meldungen wurden von der Regierung zu 
einem einheitlichen Bericht verarbeitet2. Unterzeichnet sind die Berichte in der 
Regel vom Regierungspräsidenten selbst; mitunter sind einzelne Teile auch in der 
Ich-Form gehalten. Der Umfang der Berichte schwankt zwischen durchschnittlich 
20 bis 40 Seiten; bis zum Jahre 1938 ist eine ständige Zunahme an Umfang und 
Ausführlichkeit festzustellen. Die Berichte vermitteln etwa bis zum Kriegsaus-
bruch ein recht farbiges Bild über Zustände, Ereignisse und Stimmungen inner-
halb der Bevölkerung des Regierungsbezirkes mit vielen Einzelheiten und an-
schaulichen Beispielen. So wird im Halbmonatsbericht vom 3.2. 1935, dem ersten 
nach der „Machtergreifung" durch die Nationalsozialisten, unterzeichnet vom 
Reg. Präsidenten Dr. Wirschinger. zur allgemeinen politischen Lage ausgeführt: 
. . . „Die Anhänger der NSDAP hat die Ernennung ihres Führers zum Reichs-
kanzler natürlich sehr befriedigt. Die Begeisterung hierüber trat in den größeren 
Städten des Regierungsbezirkes durch Abhaltung von . . . Veranstaltungen in die 
Erscheinung. In Weiden wandte sich der Redner besonders scharf gegen den Kom-
munismus, wobei er erklärte, daß im Dritten Reich nur an drei Stellen „Heil 
Moskau" gerufen werden dürfe und zwar: im Zuchthaus, im Schnellzug nach 
Moskau und am Galgen . . . Die Stimmung der Bauern ist . . . so verzweifelt, daß 
ihnen jedes politische Ereignis gleichgültig ist. Ein Rottaler Bauernbundsblatt 
bezeichnet das neue Kabinett als das reaktionärste und volksfremdeste, das es in 
1 Vgl. D. Albrecht in H. Witetschek, Die kirchliche Lage in Bayern nach den Regie-
rungspräsidentenberichten, Vorwort zu Bd. 1, VII. 
2 Vgl. W. Ziegler, XXVIII f. 
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Deutschland jemals gegeben habe. In sozialdemokratischen und kommunistischen 
Kreisen erwartet man erste Anweisung der Parteileitungen zum Generalstreik mit 
dem Ziele der Entfernung Hitlers aus der Reichsregierung." 
b) Aufbau der Berichte 
Der Aufbau folgt einem Schema, das zwischen 1933 und 1937 folgende Punkte 
aufweist: 
„I. Allgemeine politische Lage 
II. Wirtschaftliche Verhältnisse 
III. Besonders bemerkenswerte Vorgänge" oder „Sonstige Vorkommnisse". 
Von 1937 an wurden die Gliederungspunkte zunehmend erweitert und die 
einzelnen Abschnitte stärker differenziert. Das nachfolgende Beispiel des Berichtes 
vom Mai 1941 gibt das bis dahin entwickelte Gliederungsschema wieder, das 
gelegentlich geringfügige Änderungen und Ergänzungen erfuhr. 
„I. Allgemeine politische Lage 
1. Allgemeiner Überblick 
2. Staatsfeinde 
3. Religionsgemeinschaften 
4. Grenzgebiet 
II. Kriegsmaßnahmen und ihre Auswirkungen 
1. Angelegenheiten der Ernährungsämter 
2. Angelegenheiten der Wirtschaftsämter 
3. Arbeitseinsatz 
4. Bergung3 
5. Gemeindefinanzen, Familienunterhalt 
6. Geldverkehr 
7. Kriegsgefangene 
8. Verdunkelung 
9. Feindliche Flieger und Flugzettel 
III. Wirtschaft 
1. Land- und Forstwirtschaft 
2. Gewerbe, Handwerk, Handel, Industrie 
3. Ein- und Ausfuhr 
4. Versorgungslage 
5. Fremdenverkehr 
6. Preisüberwachung 
7. Wohnungs- und Siedlungsbau 
IV. Verhältnisse im bayerischen Sudetenland4 
V . Sicherheitszustand 
1. Kriminelles 
2. Brände" 
3 Darunter waren die Evakuierungen aus den bombengeschädigten Gebieten zu ver-
stehen. 
4 Ein Teil des Sudetenlandes wurde durch das Gesetz über die Gliederung der 
Sudetendeutschen Gebiete vom 25. 3. 1939 Bayern zugeschlagen und der Verwaltung der 
Regierung von Niederbayern/Oberpfalz unterstellt. 
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Die zunehmende Differenzierung und die Vielzahl der Ereignisse, wohl auch 
entsprechende Anweisungen der Reichsregierung, brachten es mit sich, daß ab 
1939 die Berichterstattung knapper gehalten wurde und die zu berichtenden Vor-
gänge oft nur noch stichwortartig aufgezählt sind. 
c) Angaben über Widerstand und Opposition der Bevölkerung 
und andere „staatsfeindliche Bestrebungen" 
Widerstand und Opposition erscheinen in den Berichten in der Regel als „staats-
feindliche Bestrebungen". Diese sind vom Beginn des Berichtszeitraums bis ein-
schließlich Mai 1937 im Abschnitt I „Allgemeine politische Lage" erwähnt. Ab 
Juni 1937 ist ein eigener Titel I. 2. „Staatsfeinde" vorgesehen. Innerhalb der 
Berichterstattung über „Staatsfeinde" ist ein gleichbleibendes Schema zu erken-
nen, nämlich 
a) marxistische und kommunistische Betätigung 
b) Juden 
c) sonstiges staatsfeindliches oder volksschädigendes Verhalten. 
In Titel I. 3. ist über Vorkommnisse und Verhaltensweisen der Kirchen und 
der religiösen Gemeinschaften berichtet, wobei auf deren Verhältnis zum natio-
nalsozialistischen Staat ein besonderes Augenmerk gerichtet ist. 
Weitere Hinweise auf „Staatsfeinde" und staatsfeindliches Verhalten enthal-
ten des öfteren der Abschnitt „Kriegsmaßnahmen und ihre Auswirkungen", 
manchmal auch die Abschnitte „Wirtschaft" und „Kriminelles"; dabei ist die 
Zuordnung nicht immer dieselbe. 
Die politische Lage und die „staatsfeindlichen Bestrebungen" wurden von den 
verschiedenen Berichterstattern5 verschieden beurteilt. Im Berichtsjahr 1933 — 
unter Regierungspräsident Dr. Wirschinger6 — wirken die Berichte beruhigend. 
Sie beginnen häufig mit dem Hinweis auf eine allgemeine ruhige politische Lage. 
Eine allgemeine „staatsfeindliche Betätigung" wird kaum wahrgenommen. 
Neben einzelnen kommunistischen Aktivitäten und Störungen berichtet der Regie-
rungspräsident auch von Auswüchsen der S A 7 und SS 8 und — Anfang 1934 — 
auch von der Mißstimmung, die sich zunehmend der Bevölkerung bemächtigt. Als 
beachtenswert bezeichnet er die (nachfolgend zitierten) Ausführungen eines nieder-
bayerischen Amtsvorstandes: 
„Die Bevölkerung ist heute in all ihren Äußerungen derart zurückhaltend und derart 
verschlossen, daß es kaum möglich ist, ein zutreffendes Bild über die wahre Stimmung 
zu gewinnen. Vor allem meiden jene jede Diskussion, die mit irgend etwas nicht zufrieden 
sind. Von vertrauenswürdigen Persönlichkeiten wird mir aber vertraulich mitgeteilt, daß 
die Stimmung weiter Kreise, vor allem auf dem Lande, nicht so gut sei, wie anscheinend 
5 Zu den Berichterstattern, den Regierungspräsidenten von Niederbayern/Oberpfalz, 
s. W. Ziegler, XXVI ff. 
6 Die Berichterstattung des Regierungspräsidenten Dr. Wirschinger, einem juristischen 
Staatsbeamten aus der Zeit vor und in der Weimarer Republik, war von rechtlicher 
Korrektheit und Sachlichkeit geprägt. Vgl. W. Ziegler, Einleitung, XXVI, Anm. 16. 
7 Halbmonatsberichte vom 20. 3. 1933 / 19. 9.1933. 
8 Halbmonatsbericht vom 19.5.1933. 
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vielfach angenommen wird. Vor allem herrscht anscheinend Furcht vor einer neuen 
Inflation " 9 
Regierungspräsident Dr. Wirschinger beklagt die Unklarheiten in der Frage 
der Verhängung der Schutzhaft und drängt auf eine Klärung 1 0 , wobei er darauf 
hinweist, daß bei einer Vielzahl von Begründungen für die Schutzhaftbefehle die 
Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte gegeben sei. Dr. Wirschinger mutmaßt: 
„Der tiefere Grund für die Verhängung der Schutzhaft liegt wohl häufig darin, 
daß die Bevölkerung und als deren Sprecher der Sonderbeauftragte von den 
Justizbehörden eine rasche und nachhaltige Bestrafung des Täters nicht erwartet. 
Auf dem Umweg über die Schutzhaft wird daher zu einer Art Selbsthilfe ge-
griffen" 1 1 . Der Nachfolger des zum Rücktritt gezwungenen Regierungspräsiden- j 
ten Dr. Wirschinger, Wilhelm Freiherr von Holzschuher 1 2, zeigt an der Bericht-1 
erstattung über staatsfeindliches Verhalten ein weitaus größeres Interesse; ab 
1935 nimmt diese laufend zu und erreicht in ihrer Ausführlichkeit 1937/38 einen 
Höhepunkt. Insbesondere im Jahre 1937 werden die wegen staatsfeindlicher 
Betätigung Angezeigten, Verhafteten und Verurteilten namentlich mit Angabe 
von Gründen aufgeführt. Der erste Bericht unter dem eigenen Titel „Staatsfeinde" 
innerhalb der Monatsberichte, unterzeichnet von Regierungspräsident Wilhelm 
Freiherr von Holzschuher, lautet z. B.: 
„Bei besonderen politischen Ereignissen können die ehemaligen Angehörigen der KPD 
ihre wahre Gesinnung nicht verbergen. So z. B. hat ein Mechaniker im Bezirk Mainburg 
die Beschließung von Almeria als Feigheit bezeichnet und sich über die dummen Deut-
schen, die ihre Köpfe hinhalten, verächtlich geäußert; er wurde verhaftet. Ein Kommunist 
im Bezirk Passau erklärte: ,Der Russe hat viele Anhänger bei uns; in der Umgebung von 
Neukirchen, Tittling, Polling, Fürstenstein und Preying sind mindestens 600 Kommuni-
sten . . . Im Herbst oder im Winter wird geplündert und geraubt. Die Kirchen werden 
zerschossen und die Kaufhäuser ausgeraubt und angezündet/ Er wurde in Haft ge-
nommen. — Richterlicher Haftbefehl wurde erlassen gegen einen Mauerer im Bezirk 
Passau, der am 23.5.37 vor etwa 40 Leuten einen rein kommunistischen Vortrag gehalten 
hat. Da offenbar nichts so dumm ist, daß es nicht Glauben findet, sagte er u. a.: ,Die 
Maurer, die heute auf dem Obersalzberg arbeiten müssen, werden hernach alle einge-
kastelt, es kommt keiner mehr zurück, damit sie nichts ausreden können . . . Jetzt haben 
sie gar die Reichskanzlei von Berlin nach Obersalzberg verlegt, weil sie sich in Berlin nicht 
mehr halten können . . . ' 
Auch in anderen Bezirken bedürfen die ehemaligen Kommunistenzentren fortgesetzter 
Beobachtung. 
Gegen mehrere Personen mußte wegen staatsfeindlicher Äußerungen eingeschritten 
werden. Im Bezirk Eggenfelden mußte ein Erbhofbauer in Schutzhaft genommen werden, 
der gegenüber dem Kreisbauernführer geäußert hatte: ,Was wollt denn Ihr, Ihr redet 
immer vom Bolschewismus und das, was wir heute durch den Nationalsozialismus haben, 
ist der größte Kommunismus und Bolschewismus/ Der Erbhofbauer hatte sich schon 
wiederholt staatlichen Anordnungen hartnäckig widersetzt. 
In Osterhofen wurde ein Gastwirtschaftspächter wegen beleidigender Äußerung über 
9 Halbmonatsbericht vom 20.4. 1934. 
1 0 Halbmonatsberichte vom 5. 7. 1933 / 19. 9. 1933; vgl. Kapitel IV. 
1 1 Halbmonatsbericht vom 19.9.1933. 
1 2 Siehe W. Ziegler, XXVI, Anm. 17. Holzschuher war vom 1.12.1934—27.2.1939 
Regierungspräsident in Regensburg. Er war aktiver Nationalsozialist und als solcher an 
der Verfolgung „staatsfeindlicher Bestrebungen" persönlich interessiert. 
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den Führer und Reichskanzler zu einer Gefängnisstrafe von 5 Monaten rechtskräftig 
verurteilt" 1 3 . 
Im nächsten Monatsbericht ist unter dem Stichwort „Staatsfeinde" ausgeführt: 
„Immer wieder muß gegen Nörgler und Stänkerer eingeschritten werden, die, durch 
Alkoholgenuß oder Widerrede gereizt, ihre wahre Gesinnung nicht mehr verbergen 
können. Als (solche) Unruhestifter, gegen die strafrechtliche Verfahren wegen Zuwider-
handlung gegen das Heimtückegesetz eingeleitet worden sind, sind bekannt geworden: 
a) der verheiratete Arbeiter Johann Schmidkonz in Ahornberg, BezA Tirschenreuth, der 
am 13. 6. geäußert haben soll: „Wir gehen zu den Tschechen hinüber und dann wer-
den wir die Deutschen gehörig aufs Dach hauen." 
b) der ledige Spängier Ludwig Spengler in Lindkirchen, BezA Mainburg, der am 21.5. 
mit „Heil Moskau, Heil Dachau" gegrüßt hat. 
c) der verheiratete Schmied Ludwig Bielmeier in Solla, BezA Grafenau, der am 4. 6. in 
einer Wirtschaft mit Schädelabschneiden gedroht hat, 
d) der verheiratete Bauer Josef Reitmeier in Landau a. d. Isar, der am 13.6. in einer 
Wirtschaft den früheren Reichskanzler Brüning gelobt, über die Zeitungen geschimpft, 
die Kreisleitung und die Partei als überflüssig bezeichnet und in ähnlicher Weise 
weiter genörgelt hat und dem zwei Gesinnungsgenossen beigepflichtet haben, 
e) der verheiratete Gastwirt Franz Winklmeier in Wolfsbach, BezA Amberg, und der 
verheiratete Landwirt Bartholomäus Bergmeier, ebenfalls in Wolfsbach, die bereits 
anfangs des Jahres in der Wirtschaft des W. geäußert haben sollen: „Hitler ist ein 
Feigling, weil er den Vier jahresplan nicht selbst durchführt, sondern diesen dem 
Göring übergeben hat", 
f) der verheiratete Buchdruckmaschinenmeister Josef Dünzl in Kempten, der am 6. 6. in 
einem Kaffeehaus in Amberg sich zuerst über die Zeitungen und ihre Berichterstat-
tung in den Sittlichkeitsprozessen ausgelassen und dabei behauptet hat, daß die Presse 
lüge, daß die Gerichtsurteile befohlen worden seien, daß das Dritte Reich wirt-
schaftlich bereits erledigt sei, daß deswegen jetzt Kulturkampf getrieben werde und 
daß an Weihrauch und Knoblauch in einem Jahre auch die Macht des Dritten Reiches 
zerbrechen werde, 
g) den 16 Jahre alten Schweizerlehrling Josef Weiß in Konnersreuth, BezA Tirschenreuth, 
der während der Arbeit am 5.6. folgendes erzählt hat: „In München wurde ein 
Pfarrer auf Provisur geholt. Dort wurde er dann in ein Kämmerlein gesperrt, worin 
eine nackte Frau war. Auf das hin wurde dann der Pfarrer photographiert und 
wegen Sittlichkeitsverbrechen zur Anzeige gebracht" und 
h) der Kriegsbeschädigte Josef Weiß in Dietmannsried bei Kempten, der am 27. 6. in 
Arnberg aus persönlicher Verärgerung wegen Kürzung seiner Zusatzrente geschimpft 
und genörgelt hat" 1 4 . 
In ähnlicher Ausführlichkeit sind die weiteren Berichte gehalten. Die strenge 
Bestrafung „staatsfeindlicher Vergehen" durch das Sondergericht Nürnberg 
wird in den Berichten mit einer gewissen Befriedigung gemeldet. 
Ab dem Jahre 1938 werden häufig wegen der Vielzahl „staatsfeindlicher 
Delikte" nur noch summarische Angaben gemacht und besonders bemerkenswerte 
Fälle einzeln aufgeführt mit dem Hinweis „Unter den Strafanzeigen verdienen 
Erwähnung: . . . " , oder: „Unter den Festgenommenen befindet sich . . 
Ab dem Berichtsjahr 1943 sind die Berichte generell kurz und knapp gehalten; 
Fälle staatsfeindlicher Vergehen sind stichwortartig oder summarisch aufgezählt. 
1 3 Monatsbericht vom 5.6.1937. 
1 4 Monatsbericht vom 9. 7.1937. 
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d) Quellenwert 
Die Berichte geben kein lückenloses, vollständiges Bild über die politische,/ 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Lage im Regierungsbezirk; sie waren äbj 
hängig von der Berichterstattung der nachgeordneten Behörden, von dem Interj 
esse des Berichterstatters und von dessen Auswahl, was dieser für bedeutsam und 1 
berichtenswert hielt 1 5 . Sie können insgesamt aber eine weitgehende Objektivität^ 
für sich in Anspruch nehmen. Auf Grund ihres Geheimhaltungsgrades konnte auf 
eine propagandistische Darstellung verzichtet werden; die konkreten Fakten, Vor-
fälle und Vorgänge dürfen als zuverlässig angesehen werden. Trotz der teilweisen 
Subjektivität der Regierungspräsidentenberichte im Blick auf „staatsfeindliche 
Bestrebungen" liegt deren beachtlicher Quellenwert darin, daß in ihnen alltäg-* 
liehe Vorkommnisse dargestellt sind und die Opposition auf der „unteren Ebene 
der sozialen Pyramide" 1 6 sichtbar wird, die darüber Auskünfte gibt, daß das 
einfache Volk in seiner Gesamtheit keineswegs „mit fliegenden Fahnen" dem 
Nationalsozialismus zugelaufen ist. Außerdem kann deutlich gemacht werden, 
mit welchen Maßnahmen das nationalsozialistische Regime allen Bestrebungen 
entgegengetreten ist, die eine partielle oder generelle Ablehnung der NS-Ideologie 
vermuten ließen. Dabei ist festzustellen, daß den als „staatsfeindliche Vergehen" 
eingestuften Verhaltensweisen häufig lediglich ein normalmenschliches Verhalten 
zugrundelag. So läßt sich letztlich beweisen, daß das System nur durch Anwen-
dung besonderer Gewaltmaßnahmen aufrecht erhalten werden konnte und nur 
eine gewaltsame Unterdrückung jedes andersartigen Verhaltens, jeder Kritik und 
Opposition den Erhalt dieses Regimes sicherte. 
2. Inventarverzeichnisse der Akten des Sondergerichts München 
Zusätzlich zu den Regierungspräsidentenberichten konnten für die Untersu-
chung des Vorgehens gegen „Staatsfeinde" die Inventarverzeichnisse des Sonder-
gerichts München ausgewertet werden. Das Sondergericht München hat u. a. die 
Prozesse gegen Personen aus dem Teil-Regierungsbezirk Niederbayern geführt; 
für den Teilbezirk Oberpfalz war in erster Linie das Sondergericht Nürnberg 
zuständig, sofern nicht wegen der Schwere der „Verbrechen" die Zuständigkeit 
des Volksgerichtshofs Berlin gegeben war. Nur wenige Fälle aus der Oberpfalz, j 
vornehmlich aus der Stadt Regensburg, sind vom Sondergericht München abge-j 
urteilt worden 1 7 . Die Archivinventarverzeichnisse enthalten Namen, Geburts-
datum und Wohnort des Angeklagten, den Grund der Anklage und das Urteil 
mit den Strafbestimmungen. In mehreren Fällen konnte die Weiterbehandlung 
der in den Regierungspräsidentenberichten angeführten Vorgänge erforscht wer-
den. Die Urteile erlauben keine generelle Aussage über die Höhe der Strafen für 
bestimmte Vergehen; es ist bekannt, daß das Sondergericht Nürnberg weitaus 
1 5 „Die Abhängigkeit der RP-Berichte von den nachgeordneten staatlichen Behörden 
ergab in einer Reihe von Einzelheiten eine ganz andere Berichterstattung, als die über die 
politischen Leiter in den einzelnen Orten verfügende Partei oder gar die politische Polizei 
mit ihrem breiten Agentennetz erstellen konnte." (W. Ziegler, XLII.) Außerdem sind 
manche Vorgänge überbetont, andere übergangen. 
1 8 D. Albrecht, in H. Witetschek, XII. 
1 7 Die Akten des Sondergerichts Nürnberg sind bisher nicht veröffentlicht und stan-
den somit nicht zur Verfügung. 
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höhere Strafen für gleiche Vergehen ausgesprochen hat als die übrigen Sonder-
gerichte 1 8 . Generell läßt sich aus den Inventarverzeichnissen ableiten, welche 
Arten von Vergehen von Sondergerichten behandelt und abgeurteilt und welche 
Strafbestimmungen angewandt wurden. Jedenfalls beweist auch diese Quelle zu-
verlässig die Existenz einer breiten Volksopposition, wobei aus der Häufigkeit 
von Anzeigen aus bestimmten Bezirken in beschränktem Maße auch Schlüsse ge-
zogen werden können über die Aktivitäten besonders regimetreuer Personen, die 
als Anzeigende in den Akten allerdings nicht vermerkt sind. 
II. „S t a a t s f e i n d e" i m S y s t e m 
des n a t i o n a l s o z i a l i s t i s c h e n S t a a t e s 
Adolf Hitler wurde am 30.1.1933 zum Reichskanzler ernannt. Nach seiner 
Aussage beruhte die Existenz des nationalsozialistischen Staates auf der „Revo-
lution der Bewegung". Binnen kürzester Zeit wurde die demokratische Republik 
— zunächst mit Hilfe der in der Weimarer Reichsverfassung vorgesehenen Not-
verordnungen, bald aber auf Grund der nationalsozialistischen „Staatslehre" und 
Parteidoktrin — zu einem totalitären Staat umgebaut, dessen Staatsorgane keiner 
anderen Legitimation bedurften als der NS-Ideologie. 
1. „Staatsfeinde" auf Grund der Staatslehre 
Die verschwommene, pseudo-religiös verbrämte, staatsrechtlich und staats-
wissenschaftlich kaum definierbare „Staatslehre" des Nationalsozialismus ging — 
sals Weltanschauung — vom Grundgesetz einer allmächtigen Führergewalt aus 1 9 . 
'Das Führerprinzip machte Hitler zum Obersten Staatsherrn, Obersten Feldherrn, 
j Obersten Richter und zur Quelle des Rechts selbst; es verlangte absoluten Gehor-
j sam, Gefolgschaftstreue und den Glauben an Charisma und Sendung des Führers, 
I ja, den Glauben an dessen absolute Autorität und „Erlösermacht". Kritik an der 
f Person des Führers war deshalb ein staatsfeindliches Vergehen. 
Auf Grund der gesetzlich verkündeten Einheit von Partei und Staat2 0, wobei 
der NSDAP das Monopol zukam, Trägerin des Staatsgedankens zu sein, wurden 
alle öffentlichen Dienststellen und Ämter, Organisationen, Vereine und Verbände 
„gleichgeschaltet". Dieser Gleichschaltung konnte sich keine Stelle entziehen, 
wollte sie nicht als staatsfeindlich verboten werden. Im Führerprinzip und in der 
Einheitsideologie wurzelt die Idee der „Volksgemeinschaft", die eine völlige 
Einordnung des Einzelnen in das Kollektiv und gleichzeitig die Beseitigung aller 
störenden _ Elen^ntejord^te. Verbunden wurde diese Ideologie mit einer — jeder 
wissenschaftlichen Grundlage entbehrenden, aber nur zum Teil neuen — Rassen-
lehre. Nach dieser ist die deutsche Volksgemeinschaft als edelste germanisch-nor-
dische Herrenrasse zur Führung über alle anderen Rassen berufen. Der national-
sozialistische biologische Rassismus bildete die Grundlage für einen „militanten 
1 8 Zur Sondergerichtsbarkeit vgl. Kapitel IV; s. a. H. Schorn. Die Gesetzgebung des 
Nationalsozialismus als Mittel der Macht. 
1 9 K.-D. Bracher, Die deutsche Diktatur, 381. 
2 0 Gesetz gegen die Neubildung von Parteien vom 14.7.1933 (RGBL 1933, L, 479); 
Gesetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat vom 1.12. 1933 (RGBL I, 1933, 
1016). 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr03309-0334-3
Antisemitismus" 2 1 ebenso wie für das „Recht" auf Vernichtung „lebensunwer-
ten", biologisch „minderwertigen" Lebens wie auch für die propagierte „Zucht-
wahl" und die betonte Vorrangstellung körperlicher Ertüchtigung. Zur national-
sozialistischen Weltanschauung gehörte demnach auch das Bild vom neuen Men-
schen, „der seinem Volke zu dienen berufen ist, der leiblich und seelisch kern-
gesunde, rasse- und artbewußte, volksverpflichtete, ehrbewußte, kampfesmutige, 
wehrhafte und schaffenstüchtige, der völkisch-politische nationalsozialistische 
deutsche Mensch" 2 2 . 
Die Totalität des Regimes und seine weltanschaulich-ideologischen Grundlagen 
diskriminierten eine unübersehbare Zahl von Personen und Gruppen zu „Staats-
feinden". Zu ihnen zählten per se alle Einzelpersonen, Gruppen und Gemein-
schaften, die sich dem Totalanspruch des NS-Staates widersetzten. Das galt für 
alle, die eine andere Grundhaltung einnahmen und andere Wertvorstellungen von 
Recht, Staat und Gesellschaft vertraten, die also keine Gewähr boten oder nicht 
erwarten ließen, sich aktiv für die Verwirklichung des Nationalsozialismus einzu-
setzen. An erster Stelle traf das Verdikt der Staatsfeindlichkeit die Marxisten 
u n d Kommunisten, nicht minder aber auch die Anhänger oder ehemaligen Mit-
glieder demokratischer Parteien. Staatsfeinde im Sinne des Nationalsozialismus 
"wärenweiternin"^ und Außenseiter, die den Vorstellungen der 
NS-Weltanschauung, insbesondere der Rassenlehre, nicht genügten und somit der 
geschlossenen Volksgemeinschaft nicht angehören konnten (oder wollten). Schon 
ihre Existenz stellte eine „Staatsbedrohung" und eine „Schädigung des Volkes" 
dar. Zu „volksschädigenden Elementen" schlechthin wurden die Juden als „Ras-
senfeind", „parasitäre Existenz", „Unglück des Volkes^ gestempelt. Neben den 
Juden galten als Staatsfeinde die Angehörigen religiöser Sekten, insbesondere die 
Zeugen Jehovas (Ernste Bibelforscher), aber auch Zigeuner und Landstreicher; 
schließlich wurden auch Kriminelle, Homosexuelle und „Asoziale" den Volks-
schädlingen und Staatsfeinden zugerechnet. Da gegenüber einer totalen und um-
fassenden, ausschließlichen und unbeschränkten Führergewalt „Opposition und 
selbst Kritik keinen Platz mehr hatte" 2 3 , galten auch Opponenten und Kritiker, 
Nörgler und Abweichler, politisch Unzuverlässige und die Übertreter der zahl-
reichen Ge von Volk und Staatff, zum 
Schutz der NSDAP, ihrer K t o ^ zum Schutz der „WeFr-
kraft des deutschen Volkes" als Staatsfeinde. Dabei wurde jede unliebsame Äuße-
rung oder Aktivität als „marxistische Umtriebe, „volksschädliches Verhalten", 
„Sabotage" oder „Zersetzung der Wehrkraft" gebrandmarkt. 
Wenn auch zu Beginn der NS-Herrschaft mit den großen christlichen Kirchen 
Kompromisse geschlossen wurden, die sich im Abschluß des Reichskonkordats mit 
dem Vatikan 2 4 und in der Errichtung einer evangelischen Reichskirche äußerten, 
so wurde dennoch bald klar, daß die Kirchen dem Nationalsozialismus feindliche 
Mächte darstellten und ihre Verfolgung und schließlich Eliminierung ein Ziel der 
NS-Politik sein mußte. Der „Glaube an den allmächtigen Führer" war mit dem 
Glauben an einen allmächtigen Gott und an Jesus Christus letztlich unvereinbar; 
2 1 K.-D. Bracher, Stufen der Machtergreifung, 377. 
2 2 Bayer. Lehrplan für Volksschulen v. 23.7. 1940, zit. nach K. Borcherding, Wege 
und Ziele politischer Bildung in Deutschland, 60. 
2 3 K.-D. Bracher, Die deutsche Diktatur, 371. 
2 4 Reichskonkordat mit dem Heiligen Stuhl v. 20.7.1933 (RGBL 1933, II, 679). 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr03309-0335-9
die Lehre des Christentums stand im Gegensatz zu der NS-Ideologie. In den 
Grundfragen des Glaubens und des Lebens, hier vor allem in den Fragen der 
sogenannten Euthanasie, der Vernichtung sogenannten lebensunwerten Lebens 
und des biologischen Rassismus konnte es für die Kirchen keine Kompromisse 
geben. 
2. Staatliche Gesetze zur Verfolgung von Gegnern 
Von den Gesetzen und Verordnungen, die eine Verfolgung von „Staatsfeinden" 
und „staatsfeindlichen Bestrebungen" scheinlegalistisch rechtfertigten, können 
nur die wesentlichsten angeführt werden. A n sich bedurfte es dieser nicht; denn 
der Wille des Führers galt als oberstes Gesetz 2 5. Aber gerade in der ^ Anfangszeit 
schien den neuen Machthabern daran gelegen zu sein, für ihre Gewaltakte legale 
Grundlagen zujbesitzen. Sie ließen sich aus Art. 48 der Weimarer Reichs Verfas-
sung ableiten. Eine 3eT wichtigsten Handhaben für die Verfolgung mißliebiger 
Personen und Gruppen bot die „Verordnung zum Schutz von Volk und Staat" 
(Reichstagsbrandverordnung) vomJJZ.2.1933 (RGBl. 1933, I, S. 35) 2 6 . Als Maß-
nahmengesetz zur „Abwehr kommünisTiscTier staatsgefährdender Gewaltakte" 
erlassen, begründete diese Verordnung den ^ Ausnahmezustand, der während der 
ganzen Dauer der nationalsozialistischen Herrschaft in DeutscT^^ 
jiu^ehobej^ wurde. Sie setzte Art. 114 (Freiheit der Person), 115 (Ünverletzlicli-
keit der Wohnung), 117 (Briefgeheimnis), 118 (Meinungsfreiheit), 123 (Versamm-
lungsfreiheit), 124 (Vereinigungsfreiheit), 153 (Eigentumsrecht) der Weimarer 
Reichsverfassung außer Kraft. Gesellschaftliche, kirchliche und private Gruppen, 
Vereinigungen und Versammlungen wurden nicht nur in der Anfangszeit auf 
Grund dieser Verordnung verboten, ihre Mitglieder und Anhänger verhaftet. 
Die „Verordnung gegen Verrat am deutschen Volke und hochverräterische Um-
triebe" vom 28.2.1933 ( R O M . 1^3, 1,"5. 85) versclarW'o^FStrafBeinmmungeri 
des Reichsstrafgesetzbuches für Landesverrat und Spionage. Der 2. Abschnitt 
dieser Verordnung mit dem Titel „Bekämpfung hochverräterischer Umtriebe" 
konnte vor allem gegen die Kommunisten angewandt werden. Die Verordnung 
des Reichspräsidenten zur Abwehr heimtückischer Angriffe gegen die Regierung 
der nationalen Erhebung vom 21. 3.1933 (RGBl. 1933, I, S. 135) gab die Hand-
habe zur Ausschaltung der Gegner des Nationalsozialismus, die nun auf Grund 
einer Verordnung der Reichsregierung über die Bildung von Sondergerichten vom 
21.3. 1933 (RGBl. 1933, I, S. 136) einer eigenen Gerichtsbarkeit zugeführt wer-
den konnten a 7 . Die Verordnung zur Abwehr heimtückischer Angriffe wurde neu 
gefaßt und verschärft im „Gesetz gegen heimtückische Angriffe auf Staat imd 
Partei und zum Schutz der Parteiuniformen vom 20. 127T934 (RGr5T 1934, f f 
S. 1269). — " — — — 
Auf Grund dieses Gesetzes wurden folgende Vergehen mit Gefängnis- oder 
Zuchthausstrafen geahndet: 
a) „Wer vorsätzlich eine unwahre und gröblich entstellte Behauptung tatsäch-
2 5 Vgl. H. Schorn, Die Gesetzgebung des Nationalsozialismus als Mittel der Macht, 20. 
2 0 Das Ermächtigungsgesetz (Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich) v. 
23.3.1933 (RGBl. 1933, I. 141) lieferte dazu nachträglich die „legalistische Staffage" 
(so Bracher, Stufen der Machtergreifung, 216). 
2 7 Vgl. dazu Kapitel IV. 
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lieber Art aufstellt oder verbreitet, die geeignet ist, das Wohl des Reiches 
oder das Ansehen der Reichsregierung oder das der Nationalsozialistischen 
Deutschen Arbeiterpartei oder ihrer Gliederung schwer zu schädigen" (§ 1, 
Abs. 1), 
b) „wer öffentlich gehässige, hetzerische oder von niedriger Gesinnung zeugende 
Äußerungen über leitende Persönlichkeiten des Staates oder der NSDAP, 
über ihre Anordnungen oder die von ihnen geschaffenen Einrichtungen macht, 
die geeignet sind, das Vertrauen des Volkes zur politischen Führung zu unter-
graben" (§ 2, Abs. 1), 
c) „wer bei der Begehung oder Androhung einer strafbaren Handlung eine Uni-
form oder ein Abzeichen der NSDAP oder ihrer Gliederungen trägt oder mit 
sich führt, ohne dazu als Mitglied der NSDAP oder ihrer Gliederungen be-
rechtigt zu sein" (§ 3, Abs. 1). 
Die Auslegung dieses Gesetzes erlaubte eine strafrechtliche Verfolgung aller 
mißliebigen und kritischen Äußerungen und öffnete dem Denunziantentum Tür 
und Tor. 
Auch die Gesetze vom 29. 3.1933 über Verhängung und Vollzug der Todes-
strafe, vom 4. 4.1933 zur Abwehr politischer Gewalttaten und vom 12. 6.1933 
gegen Verrat der Deutschen Volkswirtschaft dienten der Verfolgung von „Staats-
feinden". 
Die Verfolgung der jüdischen Mitbürger im Deutschen Reich fand ihre schein-
legale Grundlage in den sogenannten „Nürnberger Gesetzen" („Gesetz zum 
Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre" und „Reichsbürgergesetz") 
vom 15. 9.1935. Ihnen waren mehrere die Juden diskriminierende Verordnungen 
vorausgegangen, so z .B. die Anordnung des Boykotts jüdischer Geschäfte, die 
Entfernung jüdischer Richter, Rechtsanwälte, Ärzte aus ihren Stellungen28, der 
Ausschluß der Juden aus der Reichskulturkammer. Auch das „Gesetz zur Wieder-
herstellung des Berufsbeamtentums" vom 7.4. 1933 war gegen die Juden ge-
richtet, indem es diese aus den öffentlichen Ämtern ausschloß. Die „1935—1938 
pausenlos aufeinander folgenden,Verordnun^^^ 
l^!^_dßr^To[S^^t^ » i m e n J K ^ DiskrTminieriinRen."29. 
Nachdem der NS-Staat aufgebaut und die Verfolgung von Gegnern ganz der 
politischen Polizei unter Führung des Reichsleiters SS Heinrich Himmler über-
geben war, bedurfte es formaljuristisch keiner Vorschriften für die Verfolgung 
und Überwachung. „Himmler hat schon 1937 . . . der politischen Polizei die Auf-
gabe zugesprochen, die neue politische Ordnung zu schaffen, nicht nur zu sichern. 
Und er hat gleichzeitig betont, daß sie diese eigenständige Tätigkeit jenseits aller 
Gesetze, ungehemmt durch formale Schranken, ,nur nach den Befehlen der Füh-
rung' ausführen werde. Das heißt, für die eigentlich politischen Angelegenheiten 
sei nicht die Staatsbürokratie, sondern die SS-Polizei als Instrument des durch 
Gesetze ungehemmten Führerwillens zuständig" 3 0 . Die Macht der politischen 
Polizei zeigte sich vor allem in den willkürlichen Verhaftungen und Einweisungen 
in die Konzentrationslager; für diese waren nicht einmal scheinlegale Gründe 
erforderlich3 1. Dennoch arbeitete die Gesetzesmaschinerie gegen „Staatsfeinde" 
ununterbrochen. 
2 8 Vgl. U. D. Adam, 48 ff. 
2 9 K.-D. Bracher, Die deutsche Diktatur, 398. 
3 0 K.-D. Bracher, Die deutsche Diktatur, 385. 
3 1 Vgl. dazu Kapitel IV. 
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Mit Beginn des 2. Weltkrieges am 1.9.1939 traten im Deutschen Reich Sonder-
vorschriften in Kraft, die zur Bekämpfung von Kriegsgegnern und „Kriegsver-
brechern" als „Staatsfeinden" dienten, z. B. 
— die Verordnung über außerordentliche Rundfunkmaßnahmen vom 1.9.1939 
(RGBl. 1939, I, S. 1683), die das Abhören ausländischer Rundfunksender 
unter Strafe stellte, 
— die Verordnung über das Sonderstrafrecht im Kriege und bei besonderem Ein-
satz (Kriegssonderstrafrechtsverordnung) vom 17. 8. 1939 (RGBl. 1939, I, 
S. 1455), 
— die Verordnung zur Ergänzung der Strafvorschriften zum Schutz der Wehr-
kraft des deutschen Volkes vom 25.11.1939 (RGBl. 1939,1, S. 2319), 
— die Verordnung über die Behandlung von Ausländern vom 5. 9. 1939 (RGBl. 
1939,1,S. 1667), 
— das bayerische Landesgesetz vom 2.12. 1939 (GVB1. 1939, S. 341) und die 
Reichsverordnung vom 11.5. 1940 über den Umgang mit Kriegsgefangenen, 
— die Kriegswirtschaftsverordnung vom 4. 9.1939 (RGBL, 1939, I, S. 1609), 
— die Verordnung gegen Volksschädlinge vom 5. 9.1939 (RGBl. 1939, I, S. 1679). 
Mit Hilfe des „Heimtückegesetzes" hatte der Staat u. a. versucht, die Mahnun-
gen und Befürchtungen vor einer drohenden Kriegsgefahr zu unterdrücken und 
die Urheber als „Gerüchtemacher" und „Hetzer" durch Strafen einzuschüchtern. 
Nach dem Ausbruch des Krieges sollten nunmehr Sonderstrafbestimmungen dafür 
sorgen, daß sich die Bevölkerung weder sachlich informierte noch zum Kriegs-
geschehen im negativen Sinn äußerte. Die „Volksgemeinschaft" mußte dadurch 
zusammengehalten werden, daß alle, die die Kriegsmaßnahmen nicht akzeptier-
ten, als „Volksschädlinge" gebrandmarkt und ausgeschaltet wurden 3 2 . 
III. „ S t a a t s f e i n d e " u n d „ s t a a t s f e i n d l i c h e B e s t r e b u n g e n " 
i m R e g i e r u n g s b e z i r k N i e d e r b a y e r n u n d O b e r p f a l z 
u n d d i e M a ß n a h m e n d e s N S - R e g i m e s 3 3 
1. Verfolgung der Juden 
In vielen Berichten des Regierungspräsidenten finden sich — allerdings nicht 
sehr umfangreiche — Hinweise auf die NS-Judenpolitik innerhalb des Regierungs-
bezirks. Wie aus der nachfolgenden Übersicht 3 4 hervorgeht, lebten hier im Jahre 
1933 ca. 1200—1300 Juden. Der Halbmonatsbericht des Regierungspräsidenten 
Dr. Wirschinger3 5 vom 4. 6.1934 drückt aus: 
3 2 S. dazu Kapitel III. 
3 3 Es muß noch einmal vorausgeschickt werden, daß hier nur Vorgänge erfaßt wer-
den konnten, die über die Regierung von Niederbayern und der Oberpfalz liefen oder 
dieser bekannt wurden. Direkte Maßnahmen der Gestapo können auf Grund des gegen-
wärtigen Forschungsstandes nicht verarbeitet werden. Insofern ist die Arbeit unvoll-
ständig. 
8 4 Tabelle s. S. 299. Bei der Erstellung der Übersicht wurden die Angaben in den Reg. 
Präs. Berichten durch die Forschungsergebnisse in B. Z. Ophir / F. Wiesemann ergänzt. 
3 5 Vgl. dazu S. 290, Anm. 6. 
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„Das Judentum spielt in dem vorwiegend von Bauern und Arbeitern bevölker-
ten Regierungsbezirk keine Rolle. Die Anwesenheit von Juden beschränkt sich 
fast ausschließlich auf die größeren Städte. Ihre Zahl ist auch da verhältnismäßig 
schwach, ihr Verhalten einwandfrei." 
Juden im Regierungsbezirk Niederbayern/Oberpfalz 3 6 ^ 
Ansässige Juden 
in 1933 193937 nachdem38 deportiert 
23.9.42 wurden 
Niederbayern: 
Deggendorf 17 10 0 8 
Kötzting 10 4 0 — 
Landshut 48 18 2 12 
Passau 40 8 2 — 
Plattling 11 0 0 — 
Straubing 110 51 4 27 
Vilshofen 23 7 1 — 
Ober pfalz 
Amberg 64 41 2 10 
Cham 66 20 0 1 
Erbendorf 23 15 0 3 
Floß 19 11 0 5 
Furth i. W. 8 0 0 — 
Mitterteich 5 1 0 — 
Nabburg 8 1 1 — 
Neumarkt 105 25 3 15 
Regensburg 427 226 18 242 3 9 
Roding 4 0 0 — 
Schwandorf 23 9 0 — 
Sulzbach-Rosenberg 9 1 1 1 
Sulzbürg 16 11 1 10 
Teunz 3 1 0 1 
Tirschenreuth 11 5 0 — 
Vilseck 4 2 1 1 
Waidhaus 12 4 0 — 
Waldsassen 21 6 1 4 
Weiden 168 57 0 12 
1255 533 37 352 
Jüdische Gemeinden bestanden in Straubing, Amberg, Cham, Floß, Neu-
markt, Regensburg, Sulzbach-Rosenberg, Sulzbürg und Weiden, über die in der 
Dokumentation von Ophir / Wiesemann genannten Orte hinaus sind in den 
3 6 Nach Baruch Z. Ophir / Falk Wiesemann, Die jüdischen Gemeinden in Bayern 
1918—1945, Geschichte und Zerstörung, 1979. 
3 7 Die Datierung ist verschieden. In der Regel sind die Zahlen vom 17.5.1939 ange-
geben. 
3 8 1942 waren die beiden großen Abschiebungsaktionen: Am 2.4.1942 nach Piaski 
b. Lublin, am 23. 9. nach Theresienstadt. 
3 9 In Regensburg sind nach 1939 Juden neu zugezogen. 
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Berichten des Regierungspräsidenten jüdische Geschäfte oder jüdische Bewohner 
in Landau a. d. Isar, Eggenfelden, Grafenau und Viechtach wie folgt erwähnt: 
„In Landau a. d. Isar hat sich ein jüdischer ehemaliger Bankdirektor das Leben ge-
nommen." (8. 6. 1938) 
„Das Geschäft des Juden Leopold Zimmer von Landau a. d. Isar wurde im Benehmen 
mit dem Finanzamt wegen Verdacht der Steuerhinterziehung vorerst geschlossen." (7.10. 
1938) 
„In Eggenfelden wurde in der Nacht vom 30. 9. / 1. 10. in das Haus des tschechoslo-
wakischen Juden Faltetschek, eines kleineren Pantoffelfabrikanten, mehrere Schüsse abge-
feuert." (7.10.38) 
„Eine tschechisch-jüdische Familie aus Eggenfelden, Besitzer einer kleinen Schuhfabrik, 
reiste auf eigenen Wunsch nach Verkauf der Fabrik am 11. 11. in ihren Heimatstaat ab." 
(8.12.1938) 
„Aus dem Bezirk Grafenau und aus der Stadt Amberg wird die Arisierung mehrerer 
jüdischer Unternehmungen gemeldet." (7.10. 38) 
„Ein bisher im Bezirk Viechtach ansässiger tschechischer Jude zog in seine Heimat 
zurück." (8. 8.1938) 
] Die Judenverfolgung vollzog sich im Regierungsbezirk ähnlich wie im übrigen 
/Reichsgebiet in drei größeren Phasen. Die erste Phase, die sich zeitlich von 1933— 
/1939 erstreckte40, war gekennzeichnet durch die Entrechtung und die Diffamie-
I rung jüdischer Mitbewohner sowie durch eine vom Regime forcierte Auswande-
| rungsbewegung. Sie begann auch hier terroristisch: 
„Am 15. ds. Mts. früh gegen 6 Uhr erschienen in einem Kraftwagen mehrere Männer 
in dunkler Uniform vor der Wohnung des israelitischen Güterhändlers Otto Selz in 
Straubing. Selz wurde von ihnen in Nachtkleidern aus der Wohnung geholt und im 
Kraftwagen entführt. Etwa um 9.30 wurde Selz in einem Wald bei Weng, BezA Lands-
hut, erschossen aufgefunden. Der Kraftwagen soll aus der Richtung München-Landshut 
gekommen und auf der gleichen Strecke wieder zurückgefahren sein. Er war mit 6 Uni-
formierten besetzt und trug das Zeichen II A. Die Nummer konnte nicht festgestellt 
werden. Mehrere Landleute wollen bei einigen Insassen des Wagens die rote Armbinde 
mit dem Hakenkreuz bemerkt haben . . . " 4 1 . 
Das vom Regierungspräsidenten bescheinigte einwandfreie Verhalten schützte 
die Juden im Regierungsbezirk nicht vor den Auswirkungen der Volksverhetzung, 
der Boykottbestimmungen, der diskriminierenden Gesetze und Verordnungen und 
vor Gewalttätigkeiten von SA und Gestapo. 
I Die Berichte der Jahre 1933—1939 enthalten Bemerkungen und Meldungen 
I über die Durchführung der Entrechtung der Juden und über „örtliche judenfeind-
[ liehe Vorkommnisse"; sie bieten ein beschämendes Bild der Jagd auf schuldlose 
Menschen, aber auch der zunehmenden Verführung und Aufhetzung der Massen, 
wenngleich, dem Charakter der Berichte entsprechend, von Mißhandlungen und 
Brutalitäten nicht direkt die Rede ist. Nach der Berichterstattung steigerte sich 
die Abneigung der Bevölkerung gegen die Juden zu Empörung und Entrüstung, 
zu Beunruhigung und Erregung bei deren bloßer Anwesenheit. Insbesondere nach 
dem Erlaß der Nürnberger Gesetze vom September 1935 schritten der Boykott 
gegen die Juden und ihre Diskriminierung in der Öffentlichkeit rasch voran. In 
4 0 Vgl. U. D. Adam, Judenpolitik im Dritten Reich, und D. Albrecht, Die national-
sozialistische Judenpolitik. 
4 1 Halbmonatsbericht vom 20.3. 1933. 
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Straubing sind 1936 die Auslagen von Geschäften, deren Besitzer Juden waren, 
mit Zetteln verklebt worden, die die Aufschrift trugen: „Wer beim Juden kauft, 
ist ein Volksverräter" 4 2 . Dasselbe Vorgehen ist im Bericht vom 7.1. 1938 vom 
Kaufhaus Schocken in Regensburg erwähnt. Die kauffreudige Bevölkerung wurde 
am Betreten der jüdischen Geschäfte gehindert. In Regensburg verbot der Ober-
bürgermeister jüdischen Viehhändlern das Betreten des Schlachthofes, weil sich 
Mitglieder des Viehwirtschaftsverbandes Bayern gegen deren Anwesenheit erregt 
und mit den Rufen „Schlagt sie tot! Hängt sie auf! Gebt sie uns, wir bringen sie 
nach Nürnberg!" von der Direktion ihre Herausgabe gefordert hatten4 3. Vom 
Weihnachtsmarkt in Cham des Jahres 1936 wird berichtet, daß die Juden unter 
den Rufen „Juda verrecke" zur Schließung ihrer Läden gezwungen wurden 4 4. 
Der Bürgermeister von Bodenmais erließ — ähnlich wie die Gemeinde Zwiesel — 
am 8.1.1937 ein Verbot der Bewirtung von Juden in Gast- und Privathäusern 
seiner Gemeinde mit folgender Begründung: „Die Nürnberger Gesetze und die 
Auslegung des Führers am Parteitag 1936 dürften auch den letzten Volksgenossen 
belehrt haben, wie wichtig die Behandlung der Judenfrage ist. Juden und Bolsche-
wismus sind zwei unzertrennliche Begriffe" 4 5 . In jüdischen Geschäften wurden 
Fenster eingeschlagen, auf Häuser mit jüdischen Bewohnern wurden Schüsse ab-
gefeuert. Gegen das jüdische Vorstandsmitglied eines Betriebes im Bezirk Weg-
scheid wurde mit Fußtritten, Schmährufen und Steinwürfen vorgegangen, als er 
das Betriebsgelände betrat4 6. Bei der „polizeilichen Aktion zur Erfassung aso-
zialer Elemente", die vom 13.—18. Juni 1938 durchgeführt wurde, sind u. a. 
auch 6 Juden festgenommen worden. 
Den Höhepunkt der Ausschreitungen stellte die „Spontanaktion" in der Nacht 
vom 9. auf 10. November 1938 dar. Dabei wurden nach dem Bericht vom 8.12. 
1938 die 5 Synagogen (in Regensburg, Amberg, Straubing, Neumarkt und Sulz-
bach-Rosenberg) zerstört, Geschäfte und Wohnungen mit ihren Einrichtungen 
zertrümmert, Läden ausgeräumt und geplündert. Alle männlichen und teilweise 
auch die weiblichen Juden wurden festgenommen und in das K Z Dachau ver-
bracht. „In Regensburg wurden alle Männer am Vormittag des 10.11. vor dem 
Abtransport in geschlossenem Zug durch die Stadt geführt. Sie mußten ein großes 
Plakat ,Auszug der Juden' tragen." 
Ebenso der „Volkswut" ausgesetzt waren „arische" Bürger wegen ihres Um-
gangs mit Juden (Mißachtung des Boykotts) oder ihres Eintretens für diese. „In 
Landshut mußte sich am Nachmittag des 12. 11. ein Landgerichtsdirektor auf 
Grund einer nach Wortlaut und Sinn nicht genau feststehenden abfälligen Äuße-
rung über die Judenaktion, die er im Büro einem Justizangestellten gegenüber 
gemacht hatte, von Demonstranten in geschlossenem Zug durch die Stadt auf das 
Rathaus führen lassen. Er hatte eine Tafel mit der angeblichen Äußerung zu 
tragen" 4 7 . „In Straubing wurde ein Studienrat a. D. in Schutzhaft genommen, 
der am Silvesterabend eine im gleichen Haus wohnende jüdische Familie einge-
laden hatte" 4 8 . 
4 2 Monatsbericht vom 7. 7.1936. 
4 3 Monatsbericht vom 8. 12.1936. 
4 4 Monatsbericht vom 7. 1.1937. 
4 5 Monatsbericht vom 5.2.1937. 
4 6 Monatsbericht vom 8.12. 1937. 
4 7 Monatsbericht vom 7.12. 1938. Ein Verfahren vor dem Sondergericht München 
wurde eingestellt. (Archivverz. 1938, Nr. 3000). 
4 8 Monatsbericht vom 9.2.1939. 
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Ab dem Jahre 1938 wurden die Juden auf Grund der Verordnungen über die 
„Entäußerung jüdischer Geschäftsbetriebe" und über die Anmeldung des Ver-
mögens vom 26. 4. 1938 gezwungen, ihre Betriebe, Geschäfte und Güter aufzu-
geben, nachdem der bereits seit April 1933 organisierte Boykott viele schon rui-
niert hatte4 9. Die Juden, denen die Existenzgrundlage nunmehr entzogen war, 
wanderten deshalb 1938 in größerer Anzahl ab; mehrere nahmen sich selbst das 
Leben. Wegen des „Verdachts der Steuerhinterziehung", „Preistreiberei", ver-
botswidrigen Verkauf von Waren ohne Bezugsschein wurden außerdem mehrere 
Betriebe jüdischer Inhaber geschlossen. Die „Arisierung" der jüdischen Betriebe 
schritt den Berichten zufolge im Verlauf des Jahres 1938 zügig voran. Die Stadt 
Straubing „arisierte" am 24.11.1938 den Haus- und Grundbesitz 5 0. Am 8.6. 
1939 und 7. 8. 1939 konnte der Regierungspräsident den Abschluß der „Arisie-
rung der Geschäfte" und der „Entjudung der gewerblichen Wirtschaft" melden. 
Statistische Angaben in den Berichten beweisen, daß die staatlich gelenkte und 
/geförderte Abwanderung und Auswanderung von Juden im Regierungsbezirk 
/ nur langsam vonstatten ging. Von 1935 bis 1937 sank die Zahl der jüdischen 
I Bewohner um 22 %>. Nach dem Stand vom 1.10. 1938 wurde die Zahl der ansäs-
sigen Juden im Regierungsbezirk nur mehr mit 752 angegeben. Von den im Zuge 
des Judenpogroms im November 1938 in das K Z Dachau eingelieferten 224 Män-
nern sind 170 einige Tage später wieder entlassen worden. Ein kleiner Teil von 
diesen wanderte noch im Dezember 1938 aus; „der Rest will Deutschland in 
absehbarer Frist verlassen" 5 1 . Die Staatspolizeistelle Regensburg rechnete in 
J diesem Zusammenhang mit der Auswanderung von zwei Dritteln der ansässig 
j gewesenen Juden. Die Auswanderung stieß jedoch zunehmend auf Schwierig-
| keiten; für die Auswanderungsgenehmigung mußten hohe Summen bezahlt wer-
I den, und auch die Einwanderländer forderten eine finanzielle Bürgschaft 5 2 . Im 
j Monatsbericht vom 9. 2. 1939 heißt es: „Mehr und mehr zeigt sich, daß die Ein-
| Wanderungsmöglichkeiten in fremde Länder doch recht beschränkt sind; auch 
nehmen die Verhandlungen mit den Finanz- und Devisenstellen viel Zeit in An-
spruch" 5 3 . Laut Bericht vom 7.11.1938 wurden „im Vollzug der Anordnung 
des Reichsführers SS" 13 polnische Juden nach dem Osten abtransportiert, aber 
an der Grenze nicht übernommen. 1939 lebten im Regierungsbezirk noch rund 
t 500 Juden. Die fortschreitende Verschärfung der beschränkenden Sonderbestim-
mungen für Juden 5 4 läßt sich im Regierungsbezirk durch die Verurteilung oder 
Verhaftung einzelner Juden wegen folgender „Verfehlungen" nachweisen: 
2 Juden wurden auf Grund des Gesetzes „zum Schutz des deutschen Blutes 
und der deutschen Ehre" wegen Rassenschande angeklagt und verurteilt. Die 
Rassenschande bestand im Verkehr mit einem „arischen" Mädchen bzw. mit einer 
Halbjüdin. 
4 9 Schon die Berichte vom 5.10. 1933, 6. 6.1934 und 7.4. 1936 enthalten Meldungen 
über die schlechte Absatz-, Auftrags- und Beschäftigungslage jüdischer Betriebe wegen 
des Boykotts. 
6 0 Monatsbericht vom 9.1.1939. 
5 1 Monatsbericht vom 9.1.1939. 
5 2 Vgl. D. Albrecht, Die nationalsozialistische Judenpolitik. 
5 3 Monatsbericht vom 9.2. 1939. 
5 4 Diese ist als Teilaspekt der 2. Phase der Judenverfolgung für die Jahre 1939— 
1941 dokumentiert; vgl. dazu U. D. Adam, Judenpolitik im Dritten Reich, und D. Al-
brecht, Die nationalsozialistische Judenpolitik. 
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Weitere typisch jüdische Delikte waren: 
— Verstoß gegen die Polizeiverordnung über das Auftreten von Juden in der 
Öffentlichkeit. 
— Verstoß gegen die Melde- und Ablieferungspflicht des Vermögens. 
— Nichtbeachtung der Kennzeichenpflicht. 
— Verschweigen der Abstammung und die Nichtangabe jüdischer Vorfahren. 
— Nichttragen des Davidssterns. 
— Nichtführen des Namens „Israel" oder „Sara". 
— Devisenvergehen. In einem Fall wurde ein Jude wegen Devisenvergehens an-
gezeigt, „weil er seinen Radioapparat bei der Verpackung seines Umzugs-
gutes heimlich mit verpackt und in die Schweiz geschickt hat". (Bericht vom 
9.10.1939). 
In einzelnen Fällen wurden Juden im Regierungsbezirk wegen Vergehens gegen 
das Heimtückegesetz, Übertretung der Rundfunkverordnung, Verstoßes gegen 
die Kriegs wir tschafts Verordnung (Hamstern) und Verdachts kommunistischer 
Betätigung angezeigt und verurteilt5 5. 
In der dritten Phase der Judenverfolgung wurde die „Endlösung" angestrebt. 
Die im Jahre 1941 noch im Reich verbliebenen Juden wurden in Sammeltrans-
porten nach Polen verschleppt, wo die meisten von ihnen umgekommen sind. Aus 
dem Regierungsbezirk wurden im April 1942 213 Juden „nach dem Osten abge-
schoben. In der Stadt Landshut haben sich unmittelbar vor Durchführung dieser 
Maßnahme 5 Juden (2 Männer und 3 Frauen) durch Gas vergiftet" 5 6 . Im Sep-
tember des gleichen Jahres wurden die „letzten noch in Regensburg unterge-
brachten 117 Juden" nach Theresienstadt überstellt 5 7 . Offensichtlich sind in der 
folgenden Zeit noch einige wenige Juden wieder in den Regierungsbezirk zuge-
zogen, denn nach dem Bericht vom 10. 3.1945 wurden im Februar 1945 nochmals 
„13 Juden und Jüdinnen zum Arbeitseinsatz nach Theresienstadt verbracht". 
2. Verfolgung der Ernsten Bibelforscher (Zeugen Jehovas) 
Die Vereinigung der Ernsten Bibelforscher wurde in Bayern am 13. April 1933 
auf Grund der Reichstagsbrandverordnung verboten. „Am 26.6. 1935 ver-
fügte die BPP die Inschutzhaftnahme der Bibelforscher bei Aufhebung richter-
licher Haftbefehle" 5 8 . 
Religiöse Sekten dürften im Regierungsbezirk Niederbayern/Oberpfalz kaum 
eine nennenswerte Bedeutung gehabt haben. Von der Vereinigung der Ernsten 
Bibelforscher (Zeugen Jehovas) bestanden offensichtlich nur in einigen Bezirken 
kleine Gruppen. Häufig ist in den Berichten vermerkt, daß über sie „nichts zu 
berichten" sei. Wegen Zuwiderhandlung gegen das Verbot wurden 1936/1937 
Anhänger der Vereinigung aus den Bereichen der Amtsgerichte Deggendorf, 
Grafenau, Straubing, Passau, Landshut, Regensburg zu Gefängnisstrafen verur-
teilt; von Bibelforschern aus Regensburg und aus Mallersdorf ist wegen Besitzes 
5 5 Vgl. dazu Kapitel III, Abschnitte 3,5 und 6. 
5 6 Monatsbericht vom 8. 5. 1942; vgl. dazu auch die Übersicht. 
5 7 Monatsbericht vom 8.10.1942. 
6 8 W. Ziegler, 77, Anm. 1. 
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und Verbreitung von Büchern und Schriften die Inschutzhaftnahme vermerkt. 
Auch nach Verbüßung der Gefängnisstrafe wurden Ernste Bibelforscher in Schutz-
haft genommen. Das beweist die folgende Meldung: „Schutzhaft wurde ver-
hängt über den Schiffahrtsbeamten Wolfgang Waller, Regensburg, einem Anhän-
ger der Ernsten Bibelforscher, im Anschluß an die Verbüßung einer Gefängnis-
strafe von 1 Jahr und 3 Monaten wegen eines fortgesetzten Vergehens nach § 4 
der V O vom 28. 2.1933" 5 9 . „Ein Eisenbahnarbeiter von Burglengenfeld, Anhän-
ger der Ernsten Bibelforscher, wurde in Haft genommen, weil er in der Öffent-
lichkeit die Behauptung verbreitete, an Weihnachten 1942 gehe der Krieg zu 
Ende" 6 0 . 
In mehreren Orten wurde Schriftmaterial festgestellt und beschlagnahmt. 
Näher analysiert ist das „staatsfeindliche Vergehen" eines Anhängers der Ernsten 
Bibelforscher im Monatsbericht vom 8.9.1937: Er wollte „trotz Abbüßung 
einer Gefängnisstrafe von einem Jahr weiterhin auf Verweigerung der Arbeits-
dienst-, Militär- und Wahlpflicht bestehen bleiben", hat den deutschen Gruß 
anzuwenden sich geweigert und den nationalsozialistischen Staat abgelehnt. 
3. Kampf gegen „Kommunismus" und „Marxismus" 
Unter der Parole „Kampf dem Bolschewismus" verbot der NS-Staat nicht nur 
die Parteiorganisation der KPD; als „Marxisten" verfolgt und verhaftet wurden 
ebenso die Mitglieder der SPD. „Kommunistische Hetzer" waren nach Meinung 
des seinerzeitigen Berichterstatters schon im ersten Halbjahr nationalsozialisti-
scher Herrschaft „in der Hauptsache unschädlich gemacht" (HMB 5.4.1933). 
Die „Unbelehrbaren" wurden jeweils in Schutzhaft genommen, wo sie „über 
das Unsinnige ihres Verhaltens" nachdenken konnten. (HMB 5. 9. 33). Zäh hielt 
sich dennoch die ablehnende Haltung von Arbeitern und Bauern gegenüber den 
neuen Machthabern; diese wurde ebenfalls als „kommunistische Gesinnung" und 
„marxistische Umtriebe" verfolgt. 
Eine Ablehnung des Nationalsozialismus machte sich im Regierungsbezirk im 
größeren Ausmaß besonders in der Eisenhüttenindustrie der Oberpfalz und im 
Bayerischen Wald bemerkbar. Wenn auch nur in Einzelfällen eine planmäßige 
Tätigkeit ehemaliger kommunistischer Kreise festgestellt wurde, die als Hoch-
verrat oder Vorbereitung zum Hochverrat verfolgt werden konnte, — z. B. wur-
den ein Kraftwagenführer aus Passau wegen Einberufung und Leitung, mehrere 
Stcmhaucr aus dem Landkreis Passau wegen Teilnahme an einer kommunistischen 
Demonstration am 24.2.1933 in Tittling gegen den Nationalsozialismus zu 
Zuchthaus- oder Gefängnisstrafen verurteilt61 — so mußte doch immer wieder 
sowohl von einer negativen Einstellung zur Bewegung und zur NS-Anschauung, 
von Opposition „in der Form völliger Zurückhaltung und Nichtbeteiligung bei 
öffentlichen Anlässen" 0 2 als auch kommunistischer Wühl- und Zersetzungsarbeit 
gerichtet werden. Dabei beklagte der Regierungspräsident, daß es schwer falle, 
„Anhänger der Kommunistischen Partei und sonstige Staatsfeinde" zu fassen, 
[„da diese Leute ihre wahre Gesinnung meist nur unter Alkoholeinfluß kund 
5 9 Monatsbericht vom 7.1.1939. 
«° Monatsbericht vom 11.1.1943. 
6 1 Archivverzeichnisse des Sondergerichts München 1933, Nr. 122, 190. 
6 2 Monatsbericht vom 9.11.1934. 
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tun" ° 3. Beispiele kommunistischer Gesinnung und „Anhaltspunkte für die Ge-
heimarbeit der K P D " 6 4 führen die Berichte in großer Zahl an. Hier einige Aus-
züge: 
„Bei den Vertrauensratswahlen im Eisenwerk Maxhütte, BezA Burglengenfeld haben 
von 1460 Wahlberechtigten 350 überhaupt nicht abgestimmt, 188 weitere Stimmen waren 
zweifellos absichtlich ungültig gemacht. Nach diesem Ergebnis hängt etwa l/z der Beleg-
schaft noch dem Kommunismus an. Dies ergibt sich auch aus der Geheimagitation inner-
halb des Werks durch Anbringung von Anschriften wie „Rotfront! Arbeiterinnen und 
Arbeiter, Adolf Hitler ist gegen uns!" über den Anschriften war ein Sowjetstern" 6 5 . — 
„Die Polizeidirektion Regensburg hat den „Madrigalverein Regensburg" aufgelöst, dem 
viele Mitglieder des aufgelösten sozialdemokratischen „Regensburger Volkschores" an-
gehörten. Sie hat nach zweijähriger Beobachtung festgestellt, daß der Madrigalverein sich 
zwar mit der Pflege des deutschen Volksliedes befaßte, daß aber unter seinen Mitgliedern, 
die zu mehr als 2/s aus ehemaligen Marxisten bestanden, alte Verbindungen angeknüpft 
und aufgenommen wurden und unter dem Deckmantel des Madrigalvereins Ausflüge, 
Kegel- und Kartenabende veranstaltet wurden. Der Verein war ein Sammelbecken ehe-
maliger Marxisten" 6 6 . 
„In den Industriebezirken Amberg und Burglengenfeld sind noch viele Anhänger des 
Marxismus, die sich allerdings nach außen im allgemeinen zurückhalten. Wegen Vor-
bereitung zum Hochverrat wurden durch die Staatspolizei Regensburg 4 Personen aus 
dem Bezirk Burglengenfeld festgenommen. In Leonberg, Maxhütte und auch im Braun-
kohlenbergwerk Ponholz verraten des öfteren staatsfeindliche Anschriften an Wänden 
die kommunistische Gesinnung von Arbeitern . . . " 6 7 . 
Auch 1937 hatte sich die Einstellung der Arbeiter offensichtlich noch nicht ge-
ändert. Das geht aus dem Bericht vom 7. 5.1937 hervor: 
„Daß weite Kreise der Arbeiterschaft noch nicht für das neue Reich gewonnen sind, 
ergibt folgendes: In Amberg wurde im Laufe des April die antibolschewistische Schau 
„Ein Blick ins Sowjetparadies" gezeigt. Auf Anregung der Kreisleitung der NSDAP 
haben die meisten Betriebe ihrer Belegschaft den unentgeltlichen Besuch der Ausstellung 
durch Abgabe von Freikarten ermöglicht. Es mußte festgestellt werden, daß diese Frei-
karten zum größten Teil nicht benutzt, sondern zerrissen und weggeworfen wurden. Ein 
Bergmann äußerte zu seinem Betriebsobmann anläßlich der Aufforderung zum Besuch 
der Ausstellung: ,Da brauchen wir nicht hineingehen, das Sowjetparadies haben wir 
selber d a ' . . . " 
Ein erneuter Vorfall im Eisenwerk Maxhütte — ein Teil der Belegschaft nahm 
am Betriebsausflug nicht teil — wurde als Beweis gewertet, „daß diese einge-
fleischten Staatsfeinde auch durch die weitestgehende Verwirklichung der sozialen 
Grundgedanken sich nicht bekehren lassen wollen" (9.8. 1937). Ein Jahr später 
(8. 6. 38 / 8.9. 38) berichtete der Regierungspräsident, daß ein Teil der Arbeit-
nehmerschaft und auch der Bauernschaft dem heutigen Staat und der national-
sozialistischen Weltanschauung immer noch ablehnend gegenüberstehe. Er be-
gründete dies mit verschiedenen Wahrnehmungen innerhalb des Regierungs-
bezirkes, z. B., daß auf dem Marktplatz in Rotthalmünster ein auf Wander-
schaft befindlicher Bierbrauer vor einer Reihe junger Burschen Propaganda für 
0 3 Monatsbericht vom 7.3.1935. 
6 4 Monatsbericht vom 7.5. 1935. 
6 5 Monatsbericht vom 7.5.1935. 
6 6 Monatsbericht vom 9. 9.1935. 
6 7 Monatsbericht vom 8. 12.1936. 
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den Kommunismus gemacht habe, daß laut Bericht des Amberger Oberbürger-
meisters vor der Volksabstimmung des 10. April unter der Gefolgschaft der 
Luitpoldhütte Gespräche geführt worden seien, „die ein Schlaglicht auf die Stim-
mung mancher Arbeiterkreise werfen", daß in Teublitz verschiedene Arbeiter nur 
sehr widerwillig an der Maifeier teilgenommen hätten (8. 6. 1938). 
Mißt der Regierungspräsident diesen staatsfeindlichen Bestrebungen im Bericht 
vom 8. 6. 38 noch keine besondere Bedeutung zu, so befürchtet er im Bericht vom 
8. 9.1938 auf Grund der Vermutung, daß sich besonders unter den aus Österreich 
und dem Sudetenland zum Straßenbau zusammengezogenen Arbeitern „Ele-
mente mit marxistischer und kommunistischer Gesinnung befinden", eine „Ver-
seuchung . . . besser denkender Teile" im marxistischen und kommunistischen 
Sinn. 
Marxistische Gesinnung bewiesen nach Ansicht des Berichterstatters aus dem 
Bezirksamt Burglengenfeld z. B. die ungelernten Industriearbeiter dadurch, daß 
sie ihre Löhne mit den Spitzenlöhnen der Facharbeiter verglichen haben (7. 7. 
1938). 
Anhaltspunkte für eine kommunistische Tätigkeit ergaben sich trotz schärfster 
Überwachung und der Verhaftung Verdächtiger immer wieder. In vielen Orten 
des Regierungsbezirkes tauchten Flugblätter, Plakate und Parolen mit Äußerun-
gen wie „Heil Moskau!", „Rotfront lebt!", mit Angriffen gegen das Regime, die 
Partei oder ihre Führer auf. Zeitungen und Zeitschriften, wie z. B. „Der Rote 
Mai" , „Sozialistische Aktion", „Der Sozialdemokrat", „Vorwärts" wurden aus 
der Tschechoslowakei und der Schweiz, wohin die Parteileitungen von KPD und 
SPD immigriert waren, eingeschmuggelt, auf die Straßen geworfen oder durch 
Kuriere verteilt und verbreitet. Parteiführer der NSDAP erhielten anonyme 
Briefe und Flugblätter zugesandt. 
„Kommunistische Hetzreden" und „kommunistische Mundpropaganda" ge-
hörten zu den fast regelmäßig berichteten staatsfeindlichen Bestrebungen im 
Regierungsbezirk. Die politische Polizei konnte dieser Gegnerschaft nicht Herr 
werden. Als Hetzreden bezeichnet sind unter anderem „Heil-Moskau"-Rufe, das 
Verbreiten marxistischen Gedankenguts, das Erwecken „von Hoffnungen auf Er-
greifen der Macht in Deutschland durch die Kommunisten" 6 8 , das Verbreiten von 
Nachrichten des Moskauer Senders, aber auch typische Wirtshausäußerungen vul-
gär-beleidigenden Inhalts C ö . Als Beispiele sind u. a. angeführt: „Ein Stukkateur 
aus Neumarkt/Oberpfalz, der vor der Machtübernahme Führer der KPD in 
Ncumarkt war, äußerte in einer Neumarkter Gaststätte, daß sich die National-
sozialistischen Führer von der Front drücken würden; nur Thälmann hätte es 
weit gebracht und kämpfe in vorderster Linie." In Furth im Wald wurden 4 ehe-
malige KPD-Mitglieder „wegen Abhörens ausländischer Sender" festgenommen. 
Ein Spengler hatte in einer Gastwirtschaft wiederholt „Es lebe Moskau" ge-
äußert und sich „abfällig gegen die deutsche Wehrmacht" ausgedrückt. 
Den zunehmenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten und der daraus resultieren-
den Kritik an den „Hungerlöhnen" für die Arbeiter und den Pflichtkontrollen 
in der Landwirtschaft begegnete das Regime 1937/38 durch vermehrte Fest-
nahmen, soweit die „Hetzer" ermittelt werden konnten. Ein Beispiel für „Ver-
hetzung" ist folgendem Bericht zu entnehmen: 
6 8 Monatsbericht vom 8. 2. 38. 
6 9 S. dazu Bericht vom 5. 6.1937, zitiert in dieser Arbeit. 
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Ein anonymer Brief, gedacht als „Stimmungsbericht über die Unzufriedenheit 
der Arbeiterschaft" ging einem Bauunternehmer zu, der bei Straßenbauarbeiten 
viele Notstandsarbeiter beschäftigt hatte. „Neben den Schlagwörtern von den 
Hungerlöhnen, Parteilumpen, Diktator usw. wird die Beseitigung der Arbeits-
losigkeit mit folgender Aufstellung zu erklären versucht: 
2 Millionen Soldaten 
2 Millionen Notstandsarbeiter 
1 Million neue Parteibuchbeamte 
eine halbe Million Arbeitsdienst und 
eine halbe Million politische Gefangene. 
Die Schlußforderungen sind dann Redefreiheit, Pressefreiheit, anständige 
Löhne, billige Wohnungen und nie wieder Krieg" 7 0 . 
Auch die tatsächliche oder vermutete planmäßige illegale Betätigung „marxi-
stischer und kommunistischer Kreise" bekämpfte die politische Polizei während 
der ganzen Berichtszeit mit großer Intensität. Aktionen mit schlagartig durch-
geführten Haussuchungen und Verhaftungen startete sie des öfteren wegen des 
Verdachts auf illegale Fortführung der Parteiorganisation oder der Neubegrün-
dung kommunistischer Zellen. Verdächtig machten sich ehemalige Parteianhänger 
schon durch „öfteres Zusammenstehen in Gruppen", durch „Abhaltung von kür-
zeren Besprechungen", durch „regelmäßige Zusammenkünfte, bei denen offenbar 
kommunistische Sendungen ausländischer Stationen abgehört wurden". (HMB 
vom 7. 8.1933) Insbesondere im Grenzbereich zur Tschechoslowakei wurde eine 
rege Tätigkeit und eine Verbindung mit den Emigranten festgestellt: 
„In Amberg wurde der frühere Landtagsabgeordnete Endemann und in der dortigen 
Gegend der frühere Kommunist Heuberger mit einigen Genossen festgenommen, weil sie 
verdächtig sind, mit ausländischen Propagandastellen in Verbindung zu stehen. Besonders 
über die tschechoslowakische Grenze scheinen diese Verbindungen der marxistischen 
Kreise sehr rege zu sein. Eine starke Tätigkeit entfaltet der frühere sozialdemokratische 
Parteisekretär Eckert in Tachau (Tschechoslowakei), der außer mit ehemaligen Marxisten 
auch mit Angehörigen der Schwarzen Front Verbindung unterhalten soll. Das gleiche 
gilt von dem früheren marxistischen Funktionär Fritz Schopper aus Floß. Der reichsver-
wiesene Kommunist Franz Spießl, der sich gewöhnlich in Karlsbad aufhält, soll kürzlich 
in Altenstadt a. d. Waldnaab gesehen worden sein; er konnte aber flüchten. Eine leb-
hafte kommunistische Tätigkeit, namentlich in Versammlungen, wird aus dem Grenz-
gebiet in der Tschechoslowakei berichtet" 7 1 . 
1937/1938 ging die politische Polizei gegen „kommunistische Agitationen" 
verschiedenster Art durch verstärkte Verhaftungen und Anzeigen wegen Hoch-
verrats vor. Im Oktober 1942 wurde in Regensburg eine kommunistische Gruppe 
aufgedeckt. Wegen „dringenden Verdachts der Vorbereitung zum Hochverrat" 
geben die Berichte die Festnahme von 27 Personen verschiedener Berufe an. (9.11. 
42 / 7.12. 43 / 11.1. 43) Zwei Regensburger (Josef Bollwein und Johann Kell-
ner) wurden (lt. Bericht vom 10. 7.1943) vom Volksgerichtshof Berlin wegen 
Vorbereitung eines hochverräterischen Unternehmens, Zersetzung der Wehrkraft 
und Feindbegünstigung zum Tode verurteilt. Ähnlich lauten Beschuldigungen 
gegen andere Regensburger: Ein Friseurgeschäftsinhaber, ein Bezirks Vertreter 
und ein Schlosser hatten Sendungen des Moskauer und Schweizer Senders abge-
7 0 Monatsbericht vom 8.12. 1937. 
7 1 Monatsbericht vom 9. 8. 1935. 
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hört, Nachrichten besprochen und weiterverbreitet, für einen gewaltsamen Um-
sturz geworben und die Errichtung eines Sowjet-Deutschland angestrebt72. 
Festnahmen größeren Ausmaßes erfolgten noch gegen Ende der Hitler-Ära im 
Zuge der Aktion „Gewitter" 7 3 gegen Mitglieder früherer Parteien, der Aktion 
„zur Aufrollung der illegalen K P C " in sudetendeutschen Gebieten, schließlich 
noch im Februar 1945 im Zuge der Aktion gegen die „bolschewistische Wider-
standsaktion" . 
4. Aktionen gegen parteilich oder weltanschaulich gebundene 
Organisationen oder Personen 
a) Bayerische Volkspartei und Bayerischer Bauernbund 
Unmittelbar nach der „Machtübernahme" begann die nationalsozialistische 
Regierung mit der Ausschaltung aller politischen Gegner, und zwar nicht nur 
der als „Marxisten" bezeichneten Kommunisten und Sozialdemokraten, sondern 
auch aller anderen Parteien und Organisationen, sofern sie sich nicht gleichschal-
ten ließen. 
Die stärkste der demokratischen politischen Parteien war im Regierungsbezirk 
Niederbayern und Oberpfalz die Bayerische Volkspartei als politische Organi-
sation der bayerischen Katholiken. Daneben war in Niederbayern, vor allem im 
Rottal und im Raum Viechtach, der Bayerische Bauernbund, eine politische Orga-
nisation liberaler Prägung, stark vertreten. Als einer der ersten wurde der Führer 
des Bayerischen Bauernbundes, Buchdruckereibesitzer Leonhard Kubier von Lan-
dau a. d. Isar in Schutzhaft genommen und in das K Z Dachau eingeliefert. Kub-
ier war der Herausgeber des Landauer Volksblattes. „Es dürfte kaum ein Blatt 
bürgerlicher Richtung in Bayern gegeben haben, in dem in nicht verjährter Zeit 
nicht nur die Autorität des Staates, sondern gerade auch die nationalsozialistische 
Bewegung schärfer angegriffen worden ist wie im Landauer Volksblatt" 7 4 . Die 
Selbstauflösung der bauernbündlerischen Bezirksgruppe Landau a. d. Isar hatte — 
laut Bericht vom 4. 5. 1933 — u. a. zum Zweck, die Freilassung ihres Führers und 
das Weiterbestehen des Publikationsorgans zu erreichen. 
Massenverhaftungen von Mitgliedern, Gemeinderäten und Bezirkstagsmit-
gliedern der Bayerischen Volkspartei im Juni 1933 „hatten den Rücktritt der 
meisten volksparteilichen Bürgermeister, Gemeinde- und Bezirkstagsmitglieder von 
ihren Ämtern zur Folge" 7 ß . Sie zwangen die BVP zur Selbstauflösung. „Die 
Auflösung vieler Ortsgruppen der BVP ist bereits vor der allgemeinen Auflösung 
der Partei erfolgt" 7 6 . 
Vor und nach der Auflösung dieser beiden politischen Organisationen, die ab 
1934 „keinerlei Tätigkeit mehr erkennen" ließen 7 7 , wurden einzelne ihrer Mit-
glieder überwacht und verfolgt. Im Jahre 1933 richteten sich des öfteren Aus-
7 2 Monatsbericht vom 10. 10.1943. 
7 3 Im Bericht vom 9. 9.44 ist die Aktion „Gitter" genannt, es dürfte sich dabei aber 
um die als Aktion „Gewitter" bezeichnete Maßnahme gehandelt haben. 
7 4 Halbmonatsbericht vom 4. 5.1933. 
7 5 Halbmonatsbericht vom 5. 7.1933. 
7 6 Halbmonatsbericht vom 19. 7.1933. 
7 7 Halbmonatsbericht vom 6.2.1934. 
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schreitungen von Mitgliedern von NS-Organisationen gegen bisher in der BVP 
führend tätige oder ihr nahestehende Männer" 7 8 . 
„Ein besonders schwerer Fall hat in der vergangenen Woche die Landshuter 
Bevölkerung stark aufgeregt. Dort drangen einige SA-Männer in die Wohnung 
des volksparteilichen Landtagsabgeordneten Dr. Schlögl, der in Urlaub abwesend 
war, ein und zerstörten die gesamte Wohnungseinrichtung. Nachdem die Leute 
etwa 3/4 Stunden in der Wohnung gewütet hatten, fuhren 5 von ihnen mit Kraft-
wagen nach Tittling, BezA Passau, wo sich Dr. Schlögl z. Zt. aufhält und miß-
handelten diesen so, daß er das Krankenhaus aufsuchen mußte" 7 9 . 
In den folgenden Jahren wurde beobachtet, daß frühere Angehörige der BVP 
und des Bauernbundes sich abseits halten, keine Versammlungen besuchen und den 
Volksabstimmungen fern bleiben 8 0 . Burschen, die der ehemaligen Bayernwacht, 
der Wehrorganisation der BVP, angehörten, ließen sich nicht als Mitglieder der 
N S D A P gewinnen. 
Gegen die Nichtanpassung einzelner ehemaliger BVP-Mitglieder oder Funk-
tionäre gingen entweder das Regime oder der „Volkszorn" vor. So wurde der 
Verlag des „Bayerischen Anzeiger", Gebrüder Habbel GmbH in Regensburg 1935 
aus der Reichspressekammer ausgeschlossen, was für den bisherigen Inhaber eine 
Schließung des Betriebes bedeutete. „Vor Zustellung der Ausschlußverfügung sind 
die Geschäftsräume des Verlags und die Wohnungen der Inhaber polizeilich durch-
sucht worden." Als Begründung für den Ausschluß ist angegeben, daß das Kapi-
tal des Verlages sich zu 75 °/o in Händen des ehemaligen Bayerischen Minister-
präsidenten Dr. H . Held befinde. „Als Führer der Bayerischen Volkspartei stand 
Dr. Held im Kampfe gegen den Nationalsozialismus an vorderster Stelle" 8 1 . 
Der frühere Abgeordnete der BVP Ott in Kelheim, „der am Wahltage nicht 
beflaggt hatte und in dem man einen der 2 Neinsager der Stadt vermutete", 
wurde, „durch Mißhandlungen nicht unerheblich verletzt", zu seinem Schutz ins 
Gefängnis gebracht82. Dem ehemaligen BVP-Abgeordneten Justizrat Dr. Pfleger 
in Weiden wurde bei den Demonstrationen gegen die Juden in der Nacht vom 
9. auf 10. November 1938 die Wohnung zerstört. Dr. Pfleger hatte in Weiden die 
Siedler, die gegen die Gemeinschaftsschule gestimmt hatten, in ihrem Rechtsstreit 
gegen die Stadt Weiden wegen Kündigung ihrer Wohnungen anwaltschaftlich 
vertreten. Er war „stets ein ausgesprochener Gegner des Nationalsozialismus und 
trat auch bis in die letzte Zeit anwaltschaftlich für Juden ein" 8 3 . 
Eine staatliche Aktion noch im August 1944 gegen frühere Mitglieder „des 
Reichstages, des Landtages oder von Stadträten, die der SPD, der KPD oder der 
BVP angehört hatten", führte zur Festnahme einer Anzahl „überwiegend be-
jahrte(r) Männer" im Regierungsbezirk84. 
b) Der Kampf gegen die Katholische und Evangelische Kirche 
Der vom Nationalsozialismus geführte Kampf gegen die Kirchen innerhalb 
des Regierungsbezirks kann in drei große Bereiche gegliedert werden: 
7 8 So in Straubing (Dr. Kapfinger, Bericht v. 19. 5.1933), Vilseck, Landau a. d. Isar 
(20.3.1933). 
7 9 Halbmonatsbericht vom 20.6.1933. 
8 0 Monatsberichte vom 7. 5.35 / 7.4. 36 / 6.2. 36 / 8. 9.37 / 7.10. 38. 
8 1 Monatsbericht vom 9. 12. 1935. 
8 2 Monatsbericht vom 6.5.1938. 
8 3 Monatsbericht vom 8.12. 1938. 
8 4 Monatsbericht vom 9.9.1944. 
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a) die Ausschaltung kirchlicher Organisationen und Verbände, 
b) die Zurückdrängung kirchlichen Lebens auf den innerkirchlichen Raum, wobei 
ein allmähliches „Ausbluten" religiöser Einstellung bewußt als Mittel einge-
plant war, 
c) die Überwachung und Verfolgung von Geistlichen wegen ihrer Haltung und 
ihrer Äußerungen zum NS-Staat. 
Im Regierungsbezirk mit seiner überwiegend katholischen Bevölkerung waren 
die Auseinandersetzungen mit der Katholischen Kirche, ihren Organisationen und 
ihren Geistlichen zwangsläufig häufiger als mit den evangelischen Diasporage-
meinden, obwohl auch diesen, soweit sie der „Deutschen Reichskirche" ablehnend 
gegenüberstanden, die Verfolgung vielfach nicht erspart blieb. 
1 ba) Die kirchlichen Vereine, Verbände und Organisationen widersetzten sich 
jam intensivsten einer nationalsozialistischen Gleichschaltung. Im Regierungs-
ibezirk ist keine einzige kirchliche Gruppe bekannt geworden, die in den zahl-
[reichen NS-Organisationen aufgegangen wäre. Die feste Haltung der kirchlichen 
Vereine führte sehr bald zu heftigen Auseinandersetzungen, vor allem zwischen 
der Hitler-Jugend und den konfessionellen Jugendverbänden, und zu einem jahre-
langen Kampf, aus dem der nationalsozialistische Staat schließlich dadurch als 
Sieger hervorging, daß zunächst die Veranstaltungen und Versammlungen kirch-
licher Vereine und später die Organisationen selbst verboten wurden. Einen ge-
wissen Schutz vor einer Gleichschaltung oder Auflösung der katholischen Ver-
bände bot wenigstens 1953/34 das Reicrtsfoonkordat zwischen dem Vatikan und 
dem Deutschen Reich vom 20. 7. 1935. Vor dem Inkrafttreten des Reichskonkor-
dats (im September 1955) unterlagen alle nichtnationalsozialistischen Verbände 
und Vereine dem allgemeinen Versammlungsverbot, das in Bayern am 15. 6.1955 
erlassen worden war. Die SA besetzte auf Grund dieses Verbots in mehreren 
Orten die Heime und Vereinshäuser kirchlicher Vereine und beschlagnahmte das 
Vereinsvermögen 8 5. „Am 2. November 1955 wurde nach langem kirchlichen 
Drängen das vollständige Betätigungsverbot für die katholischen Vereine vom 
19. September 1955 aufgehoben. Da jedoch die Verfügung vom 15. Juni 1955 
weiterbestand, galten alle Versammlungen und sonstigen Betätigungen als geneh-
migungspflichtig" 8 Ö . Die Versammlungsgenehmigungen wurden von einzelnen 
Bezirksämtern unter enger Auslegung der Bestimmungen erteilt oder versagt. 
Durch oberpolizeiliche Vorschrift der Regierung vom 29. 5. 1954 war konfes-
sionellen Verbänden grundsätzlich verboten, sich sportlich zu betätigen, einheit-
liche Kleidung oder Abzeichen zu tragen und verbandseigene Flaggen oder Wim-
pel mitzuführen. Diese Vorschriften „sind von der Regierung am 25. 8. 1954 
bis auf weiteres verlängert worden" 8 7 , das heißt, sie wurden nie mehr aufge-
hoben. Das Sportverbot traf am härtesten den katholischen Sportverband „Deut-
sche Jugendkraft" (DJK), der damit seine Existenzberechtigung verlor. Unter das 
Sportverbot fielen auch die Wanderungen von Jugendgruppen, die vielfach des-
wegen aufgelöst wurden, 
örtliche Meinungsverschiedenheiten zwischen der politischen (HJ) und der 
8 5 Halbmonatsbericht vom 7.8.1955; nach Ziegler in 21 Orten der Diözese Regens-
burg, u.a. in Straubing, Landau a. d. Isar, Waldmünchen, Treffelstein (15, Anm. 5). 
«6 W. Ziegler, 18, Anm. 5. 
8 7 Monatsbericht vom 6.9.1954. 
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Katholischen Jugendorganisation führten immer zu Beschränkungen der Ver-
sammlungstätigkeit der katholischen Vereine oder zu deren Verbot und Auf-
lösung. Einige Beispiele aus dem Jahre 1934: „Angehörige des katholischen Jung-
mädchenvereins St. Leonhard in Regensburg haben an einer Plakattafel ein Pla-
kat angeschlagen mit dem Inhalt: ,Wenn Deutschland sich je erholt, dann nur 
durch die Christusjugend. Darum werdet Mitglied der katholischen Aktion/ 
Diese Äußerung war gedacht als Antwort auf einen vorher von der HJ ange-
schlagenen Zettel mit der Aufschrift: ,Gift für Deutschlands Jugend sind die 
schwarzen Verbände/ Die Polizeidirektion hat den Jungmädchenverein St. Leon-
hard verboten und aufgelöst. Das Vereinsvermögen wurde beschlagnahmt" 8 8 . 
Auseinandersetzungen zwischen Mitgliedern der NSDAP und der DJK in Wörth 
a. d. Donau endeten damit, daß der Sonderbeauftragte beim Bezirksamt Regens-
burg „ein Tätigkeitsverbot für sämtliche katholischen Vereine" erließ 8 9 . Im 
Amtsbezirk Sulzbach wurden im Juni 1934 die sämtlichen katholischen Vereine 
verboten; als Begründung ist angeführt: „Der Kooperator Jobst . . . hat im 
Religionsunterricht gegen die HJ wegen Versäumnis des Sonntagsgottesdienstes 
Stellung genommen, was zu einer Demonstration der HJ vor seiner Wohnung 
und zu Plakatanschlägen gegen ihn führte" 9 0 . Ein besonders gespanntes Ver-
hältnis bestand zwischen der HJ und den Katholischen Jugendverbänden in 
Amberg. Die Auseinandersetzungen wurden meist mittels Anschläge in den Aus-
hangkästen der beiden Organisationen geführt. „Die Aushangkästen mehrerer 
konfessioneller Jugendverbände wurden durch den Stadtkommissär entfernt, weil 
sie Schriftstücke enthielten, die sich gegen die Hitler-Jugend richteten" 9 1 . Schließ-
lich konnte am 21. 3. 1937 in Amberg eine „unerlaubte Versammlung der St. Ge« 
orgs-Pfadfinder . . . ausgehoben werden; für die Organisation wurde Betätigungs-
verbot ausgesprochen; das katholische Jugendheim, in dem die Versammlung 
stattgefunden hatte, wurde geschlossen" 9 2 . Durch die praktizierte Handhabung 
der Versammlungsgenehmigungen waren die konfessionellen Vereine und Ver-
bände seit dem Ende des Jahres 1935 vollständig auf den innerkirchlichen Raum 
zurückgedrängt und ihnen jede Öffentlichkeitsarbeit verboten. 
Der Regierungspräsident gab in einer Regierungsentschließung der Erwartung 
Ausdruck, „daß Beamte ihre Kinder nicht in konfessionellen Jugendverbänden be-
lassen". (Monatsbericht vom 9. 8. 1935) Er konnte laut Bericht vom 8. 10.1935 
hier einen vollen Erfolg buchen: „Vom Kampf um die Jugend ist zu berichten, daß 
von den rund 10 000 Beamten und 1000 Angestellten des Regierungsbezirks auf 
meinen Appell hin keine Kinder mehr in konfessionellen Verbänden sind." 
Nachdem die Bayerische Politische Polizei am 2. 5. 1936 jegliche religiöse Ver-
sammlungen außerhalb der Kirche verboten hatte 9 3, fanden die Versammlungen 
der Mitglieder in den Kirchen statt. Das Laienspiel, das vor allem durch die Katho-
lischen Burschenvereine auf dem Lande gepflegt worden war, war schon auf Grund 
des Theatergesetzes vom 15. 5. 1934 stark beschränkt und seit Januar 1936 auch im 
geschlossenen Kreis ganz untersagt04. Die Versammlungstätigkeit katholischer Ver-
8 8 Halbmonatsbericht vom 20. 6. 1934. 
8 9 Halbmonatsbericht vom 4. 5. 1934. 
9 0 Halbmonatsbericht vom 20. 6. 1934. 
9 1 Monatsbericht vom 9. 8. 1935; zu den Auseinandersetzungen siehe Monatsberichte 
vom 20. 4. 34 / 7. 5. 35 / 8. 7. 35 / 9. 8. 35. 
9 2 Monatsbericht vom 7.4. 37. 
9 3 Monatsbericht v. 6. 6. 1936, dazu W. Ziegler, 86, Anm. 4. 
9 4 Monatsberichte v. 7.12.1934 und 7. 1.1936. 
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bände in den Kirchen fand keineswegs die Zustimmung des Regierungspräsidenten 
(Freiherr von Holzschuher). Im Bericht vom Juni 1936 bemerkt er dazu: „Durch den 
Grundsatz, daß die Polizei ihren Tätigkeitsbereich an der Kirchentüre für beendet 
ansieht, entfällt eine polizeiliche Kontrolle der Vereinstätigkeit, ein Zustand, der 
gewisse Gefahren in sich birgt" 9 5 . Die Veranstaltungstätigkeit des Kath. Frauen-
bundes, der kath. kaufmännischen Gehilfinnen in Regensburg und des Kath. Gesel-
lenvereins Schwandorf veranlaßte den Regierungspräsidenten zu folgender Be-
merkung: „Da diese Versammlungen in der Kirche zur Zeit nicht überwacht 
werden können, fehlt die Kontrolle darüber, wie weit hier etwa auch staats-
abträgliche Bestrebungen gefördert werden. Vor allem dürfte es notwendig sein, 
klar zur bestimmen, was unter religiöser Betätigung in der Kirche bei solchen 
Grenzfällen verstanden werden soll" 9 6 . 
über die Beschränkungen und örtlichen Verbote hinaus wurden ab 1936 zu-
nehmend auf überörtlicher Ebene katholische Verbände verboten und aufgelöst. 
Waren bei den örtlichen Betätigungsverboten oder Auflösungen bis 1935 zumeist 
als Begründungen die Störung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, ein Ver-
stoß gegen das Versammlungsverbot, die Übertretung des Sportverbots oder 
„zur Vermeidung von Beunruhigung der Bevölkerung" angegeben, so wurden 
nunmehr die Jugendorganisationen verboten, weil sie dem Aufbau der Hitler-
Jugend entgegenstanden, oder die sonstigen konfessionellen Vereine wegen „Ge-
fährdung der Volksgemeinschaft" oder „Gefährdung der Einheit des Volkes". 
Zum Beispiel hielten in einer Gemeinde im Bezirk Eschenbach „der katholische 
Burschenverein, der katholische Mütterverein und die Marianische Jungfrauen-
kongregation bisher monatlich regelmäßig Versammlungen ab. Kein Mitglied 
dieser Vereine war zum Beitritt zur HJ, zum B D M oder zur NS-Frauenschaft zu 
gewinnen. Die Versammlungstätigkeit wurde nun unterbunden, um für die natio-
nalsozialistischen Organisationen den Weg frei zu machen" 9 7 . Auch eine Bibel-
freizeit der Evangelischen Jugend Weiden wurde auf den Einspruch des Kreis-
leiters und der HJ-Führung verboten, „weil durch die geplanten Bibelfreizeiten die 
Aufbauarbeit der Hitler-Jugend gestört und der zwischen der Evangelischen 
Gemeindejugend und der Hitler-Jugend in Weiden schon bestehende Riß noch 
vertieft und erweitert würde" 9 8 . 
I Das verschiedentlich starke Anwachsen der konfessionellen Verbände — trotz 
[oder gerade wegen der Beschränkungen—, die straffe Führung und die unbeugsame 
^Haltung ihrer Mitglieder, betrachtete das Regime offensichtlich als staatsfeind-
lichen Widerstand. „Durch Verfügung des StMdl vom 31. Januar 1938 (Gestapo-
Anordnung vom 20. Januar) wurden in allen bayerischen Diözesen auf Grund der 
Reichstagsbrandverordnung (...) aufgelöst und verboten: die Marianische Jung-
frauenkongregation, die Katholischen Jungmännervereine mit allen Untergliede-
rungen, besonders die St. Georgs-Pfadfinder und die Sturmscharen, sowie der 
Bund Neudeutschland, Jüngeren-Bund" 9 9 . Nach Ansicht des Regierungspräsiden-
ten waren diese katholischen Jugendverbände „jeder inneren Berechtigung ver-
0 5 In W. Ziegler, 87. 
9 6 Monatsbericht v. 7. 7. 1936, in Ziegler, 93. 
9 7 Monatsbericht vom 6. 2.1936. 
9 8 Lage-(Monats-)Sonderbericht vom 6.2.1936; W. Ziegler, 77. 
9 9 Monatsbericht vom 8.2.1938, bei Ziegler, 189 Anm. 1; Die Reichstagsbrandver-
ordnung wurde erlassen am 28.2.1933 zur Abwehr kommunistischer staatsgefährdender 
Gewaltakte. 
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lustig gegangen". Schließlich wurden in den Jahren 1938 und 1939 die noch be-| 
stehenden konfessionellen Verbände aufgelöst 1 0 ° , das Schriftenmaterial und dasj 
Vereinsvermögen beschlagnahmt. Einigen Gruppen „war Selbstliquidation ge-j 
stattet". 
bb) Ähnlich wie die Maßnahmen gegen die kirchliche Vereinstätigkeit setzte 
der Angriff auf kirchliche Traditionen und religiöses Leben der Bevölkerung 
bereits 1933 ein und nahm innerhalb des Regierungsbezirkes in den darauffolgen-
den Jahren ständig zu. In mehreren amtlichen oder halbamtlichen Verlautbarun-
gen äußerte sich der ideologische Hintergrund: Christliche Weltanschauung war 
mit der einzig möglichen arteigenen Weltanschauung des germanischen Menschen 
unvereinbar. „Wir lehnen . . . das Christentum an sich ab. Auch Christen, die den 
ehrlichen Willen haben, dem Volke zu dienen, müssen bekämpft werden, denn 
ihr Irrtum ist schädlich für die Volksgemeinschaft und unnatürlich, da fremd-
rassiger Herkunft" 1 0 1 . Religiöse Veranstaltungen in der Öffentlichkeit erschie-
nen „der Einheit und Sicherheit des nationalsozialistischen Staates abträglich" 1 0 2 . 
Zahlreiche staatliche Vorschriften und Maßnahmen schränkten die traditionelle 
religiöse Betätigung weitgehend ein, um nationalsozialistischen Ideen Platz zu 
machen. Insbesondere waren dies: 
zur Sicherung einer nationalsozialistischen Jugenderziehung 
— die Ersetzung der christlichen Bekenntnisschulen durch die „Deutsche Volks-
schule" als Gemeinschaftsschule 
— die Entfernung klösterlicher Lehrkräfte aus den Schulen und Kindergärten 
— die Schließung und Beschlagnahme von Klöstern und klösterlichen Schulen 
— die Entfernung der Kreuze aus den Schulzimmern 
— die Abschaffung des Schulgebetes 
— das Erfordernis einer oberpolizeilichen Genehmigung zur Erteilung des Reli-
gionsunterrichts 
— die Abschaffung des Religionsunterrichts in den Berufsschulen 
zur Unterbindung christlicher TxadiÜQrx, 
— die Beschränkung der Zahl staatlich anerkannter kirchlicher Feiertage 
— die Verlegung kirchlicher Feiertage auf den nachfolgenden Sonntag 
— das Verbot öffentlicher Veranstaltungen wie Prozessionen, Gottesdienste im 
Freien, Wallfahrten, Primizfeiern u. ä. 
— das Verbot der Beflaggung mit kirchlichen Fahnen und bei kirchlichen An-
lässen 
1 0 0 Laut Monatsbericht vom 9.2.1939 der kath. Akademikerverband, der akademische 
Bonifatiusverein in Regensburg und Passau; Ortsgruppen des Deutschen Marienritter-
ordens in Regensburg, Waldsassen und Konnersreuth (7.3.39); 7 Ortsgruppen und 
40 Dekanatsgruppen des Albertus-Magnus-Vereins, Gruppen des Quickborn und der 
Vereinigung der Freunde der Burg Rothenfels (8.3. 39), das Frauenhilfswerk für Priester-
berufe (9.10.39). 
1 0 1 Bericht über eine weltanschauliche Schulung des NS-Studentenbundes im Monats-
bericht vom 9.12.1935, in Ziegler, 67. 
1 0 2 S. diverse Berichte. 
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zur Verdrängung religiösen Schrifttums 
— das Verbot von kirchlichen oder kirchlich eingestellten Zeitungen und Zeit-
schriften 
— die Beschlagnahme von Hirtenbriefen, Pfarramtsblättern und der Geräte, mit 
denen diese hergestellt oder vervielfältigt wurden. 
Innerhalb der Bevölkerung entwickelte sich gegen die Versuche ideologischer 
Beeinflussung und der Aushöhlung religiöser Betätigung eine Abwehrhaltung, die 
sich im Verlauf der nationalsozialistischen Herrschaft eher verstärkte als abnahm. 
(Daß das ständige Einwirken auf die Bevölkerung im nationalsozialistischen Sinn, 
die Beschränkung kirchlicher Tätigkeit, die vielfache Verächtlichmachung und 
Verunglimpfung von Priestern und kirchlichen Einrichtungen ebenfalls gewirkt 
und Früchte getragen haben, ließe sich von einer anderen Sicht her quellenmäßig 
ebenfalls belegen; dies ist aber nicht Gegenstand dieser Arbeit.) Jedenfalls wird 
aus der Berichterstattung des Regierungspräsidenten, der im Kirchenkampf eine 
starke Opposition wahrnahm, deutlich: Je mehr der Staat versuchte, das kirch-
liche Leben zu unterbinden, umso mehr waren kirchliche Veranstaltungen besucht. 
In großen Teilen des Regierungsbezirks erkannte die Bevölkerung die Beschrän-
kungen, die Verbote und die staatlichen Entscheidungen in kirchlichen Fragen als 
kirchen- und religionsfeindlich, als Angriffe auf den Glauben. Sie fühlte sich 
dadurch tief getroffen und nahm die Entscheidungen nicht ohne Erregung und 
Verbitterung, zum Teil nicht ohne Widerstand, hin. Selbst aus der Stadt Regens-
burg berichtete im Jahre 1937 deren damaliger Oberbürgermeister Dr. Schotten-
heim: „Die Spannungen auf weltanschaulichem Gebiet bestehen unvermindert 
fort . . . Die breite Masse des Volkes, wenigstens in unserer Gegend, ist mehr 
denn je kirchlich fanatisiert, lehnt jede Kampfstellung gegen die Kirche ab und 
verurteilt jede neue weltanschauliche Lehre, welche versuchen wollte, die bestehen-
den Konfessionen zu beseitigen" 1 0 3 . In Gemeinden mit einem aktiven kirchlichen 
Leben waren nationalsozialistische Veranstaltungen schlecht besucht, konnten 
Männer, Frauen und Jugendliche nicht zum Beitritt zu den NS-Organisationen 
gewonnen werden. Der Versuch, kirchliches Brauchtum durch nationalsozialisti-
sche Feiern zu ersetzen, scheiterte an mangelnder Beteiligung. „Den von der 
Partei und ihren Gliederungen veranstalteten Sonnwendfeiern steht die Masse der 
(fast durchwegs katholischen) LandbevölkerTmgT^^ teilnahmslos gegen-
über" 1 0 4 . In einer Gemeinde, in der kurz zuvor eine Volksmission stattgefunden 
hatte, nahm kein Erwachsener an der Sonnwendfeier teil 1 0 5 . Dagegen wurde fast 
zur gleichen Zeit aus vielen Bezirken „über eine heuer besonders starke Beteili-
gung" an der Fronleichnamsprozession berichtet106. Dem Sammlungsverbot für 
kirchliche und caritative Zwecke begegnete die Bevölkerung mit der Verweige-
rung einer Spende für nationalsozialistische Zwecke: „In Wolf stein wurde am 
11. April [1937] von der Kanzel verkündet, daß die früher übliche Caritassamm-
lung von Haus zu Haus nicht stattfinden dürfe. Man konnte daraufhin Äuße-
rungen hören, daß man dann auch für andere Sammlungen nichts mehr übrig 
habe; tatsächlich brachte eine am darauffolgenden Sonntag zur Beschaffung von 
1 0 3 Monatsbericht vom 5. 2. 1937. 
1 0 4 Monatsbericht vom 7. 7.1938. 
1 0 5 Monatsbericht vom 6. 8.1938. 
1 0 6 Monatsbericht vom 7.7. 1938. 
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Mitteln für Jugendheime durchgeführte Sammlung in zwei sonst gebefreudigen 
Dörfern nur 15 Rpf ein" 1 0 7 . Generell fiel auf, daß die erlaubten kirchlichen 
Sammlungen ein weitaus höheres Ergebnis erbrachten als die staatlichen Samm-
lungen. 
Vielfach wurden von der Landbevölkerung, zum Teil auch von Arbeitern, 
die abgeschafften Feiertage weiterhin als solche gehalten. Obgleich verboten war, 
an diesen Tagen feierliche Gottesdienste zu halten, besuchte die Bevölkerung den 
Gottesdienst und hielt Arbeitsruhe, in manchen Fällen durchaus demonstrativ. 
Am Allerheiligentag 1937 z. B. haben vielfach „sogar Arbeiter in der Privat-
wirtschaft freiwillig gefeiert und den dadurch bedingten Verdienstausfall in Kauf 
genommen". (MB 8.12.37) Die während der Kriegszeit staatlich angeordneten 
Trauerfeiern für Gefallene fanden „nicht die verdiente Anteilnahme seitens der 
Bevölkerung" 1 0 8 . Dagegen wurde bei den kirchlichen Trauergottesdiensten eine 
große Teilnahme der Bevölkerung festgestellt. 
Einige der vorher genannten Anordnungen des nationalsozialistischen Staates 
sind besonders geeignet, das Verhältnis von Staat und Kirche innerhalb des Regie-
rungsbezirks, den Kampf gegen die Kirche und den örtlichen Widerstand aufzu-
zeigen. Das sind 
1. ) der Abbau klösterlicher Lehrkräfte 
2. ) die Beschlagnahme von Klöstern und die Schließung der Klosterschulen 
3. ) die Entfernung der Kruzifixe aus den Schulzimmern 
4. ) der Kampf um die Schulform für die Volksschulen. 
1.) Mit dem Abbau tife/g-sfgr/fcfegr Lehrerinnen wurde bereits im Tahre 193§ 
begonnen, und zwar ohne Angabe von Gründen. „Auf die Nachricht von dem 
Abbau klösterlicher Lehrerinnen und deren Ersetzung durch weltliche wurden in 
Neumarkt i . d. Opf. durch das Pfarramt Unterschriften ,für die Belassung der 
Schulschwestern in ihrem Wirkungskreise' gesammelt, hiegegen wurde polizeilich 
eingeschritten. Ebenso wurde auch eine Unterschriftensammlung im Bezirk Vils-
hofen unterbunden. In Schwandorf wurde an einem Wege, den eine Prozession 
nahm, ein Plakat angebracht: ,Mütter und Kinder, denkt und vergeßt die Armen 
Schulschwestern nicht!' Der Bürgermeister von Schwandorf erhielt eine anonyme 
Karte, die in Abschrift anliegt. Mit einer weiteren Stimmungsmache unter der 
Bevölkerung ist zu rechnen" 1 0 9 . Auf Grund eines Hirtenbriefes der Bayerischen 
Bischöfe, trotz staatlichen Verbots in den Kirchen am 21. oder 28. Juni 1936 ver-
lesen, „hat sich der kirchlich-religiösen Bevölkerung weiterhin eine erhebliche 
Mißstimmung über die Eingriffe auf religiösem Gebiet bemächtigt" 1 1 0 . In allen 
Pfarreien, in denen klösterliche Lehrkräfte tätig waren, wurden Bittandachten 
und Unterschriftensammlungen zu deren Beibehaltung durchgeführt. Die Abbe-
rufung der klösterlichen Lehrkräfte aus den Schulen verletzte eindeutig die Be-
stimmungen des Reichskonkordats und rief in der Bevölkerung Aufregung hervor, 
konnte aber nicht verhindert werden. Die Aktion war bis zum Schul Jahresende 
1 0 7 Monatsbericht vom 7. 5. 1937. 
1 0 8 Monatsbericht vom 8. 8. 1940. 
1 0 9 Monatsbericht vom 6.6.1936. In W. Ziegler ist der Inhalt der anonymen Karte 
abgedruckt. „Ein Familienvater" fragt darin an, warum die Schulschwestern, die seit 
ca. 70 Jahren zur Zufriedenheit aller den Schuldienst versehen, fort müssen. (91, 
Anm. 22). 
1 1 0 Monatsbericht vom 7. 7.1936. 
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1937/38 abgeschlossen. Um die Existenz der entlassenen, voll ausgebildeten 
klösterlichen Lehrkräfte kümmerte sich der Staat nicht . . . „Generalvikar Dr. Rie-
mer — Passau betonte in Arnstorf, BezA Eggenfelden, u. a., daß es besonders 
enttäuscht habe, daß der Staat für das segensreiche Wirken der Schwestern kein 
Wort des Dankes gefunden habe. In Neustadt a. d. Waldnaab bat der Pfarrer 
um Spenden für den künftigen Unterhalt der Schwestern. Die an Stelle der 
Schwestern zum Einsatz kommenden 280 weiblichen Lehrkräfte aus Österreich 
wurden im Juli in Regensburg erstmals durchgeschult" m . 
2.) Die Schließung von Klosterschulen und Beschlagnahme von.Klörtem bekam 
als erste Einrichtung im Regierungsbezirk das Kloster Schweiklberg zu spüren: 
„Der Herr Staatsminister für Unterricht und Kultus hat mit Entschl. vom 9.4. 
1937 alle Unterrichts- und Erziehungsanstalten der Abtei Schweiklberg, BezA 
Vilshofen (Missionsseminar samt Schülerheim, Landwirtschaftsschule mit Schüler-
heim, Fortbildungsschule und das Studienheim Bergfried in Passau) geschlossen, 
weil der Abt die Wiederzulassung eines nationalsozialistischen Lehrers und Er-
ziehers ablehnte und die Abtei auch sonst eine höchst ablehnende Haltung an den 
Tag gelegt hat" 1 1 2 . Am 2. April 1941 hat die Geheime Staatspolizei die Abtei 
selbst „mit sämtlichen zur Abtei gehörenden Vermögensobjekten samt lebendem 
und totem Inventar beschlagnahmt" 1 1 3 . Als Begründung wurde die „staatsfeind-
liche Haltung und Betätigung verschiedener Angehöriger der Abte i " 1 1 4 angegeben. 
Wegen angeblich schwerer sittlicher Verfehlungen und sonstiger Unzuverlässig-
keiten wurden den Maristenschulbrüdern die Unterrichtsgenehmigung entzogen 
und ihre bayerischen Erziehungsanstalten geschlossen, darunter auch die in Strau-
bing, Cham und Deggendorf1 1 5. 
Die gerüchtweise berichtete Auflösung des Instituts der Englischen Fräulein in 
Regensburg1 1 6 fand ihre Bestätigung in der Verfügung des bayerischen Kultus-
ministeriums vom 29.12.1937 über die „Schließung und den Abbau sämtlicher 
höherer Schulen, die von Orden oder Kongregationen geleitet wurden" 1 1 7 . Die 
Aufhebung der klösterlichen Erziehungs- und Unterrichtsanstalten hat im Regie-
rungsbezirk große Unruhe hervorgerufen „und zwar aus zwei Gründen. Erstens 
weiß ein Teil der betroffenen Eltern nicht, wohin sie ihre Kinder schicken sollen, 
. . . zweitens erleiden die wirtschaftlichen Kreise derjenigen kleineren Orte, die 
eine solche Anstalt ohne Ersatz verlieren, zweifellos eine Einbuße. Meldungen 
hierüber sind bereits eingegangen aus den Bezirken Riedenburg, Vilshofen — 
wegen der Anstalt in Osterhofen — und Deggendorf bezüglich der Anstalten in 
Deggendorf, Metten und Niederalteich . . . " Die Äbte der beiden Benediktiner-
abteien Plankstetten (Jakob Pf attisch) und Metten (Korbinian Hofmeister) wur-
den im Februar 1938 von der Geheimen Staatspolizei verhaftet. „Die Gründe der 
Verhaftung sind nicht näher bekannt" 1 1 8 . 
1 1 1 Monatsbericht vom 8. 8.1938. 
1 1 2 Monatsbericht vom 7.5.1937. 
1 1 3 Monatsbericht vom 8.5.1941. 
1 1 4 Monatsbericht vom 8.5.1941; nach W. Ziegler, 282, Anm. 4, erfolgte die Beschlag-
nahme auf Grund der Reichstagsbrandverordnung sowie des Gesetzes über die Ein-
ziehung volks- und staatsfeindlichen Vermögens vom 14. 7.1933. 
1 1 5 W. Ziegler, 130, Anm. 15 zum Monatsbericht vom 7. 5.1937. 
1 1 6 Monatsbericht vom 7.11.1937. 
1 1 7 Monatsbericht vom 8.2.1938, s. dazu W. Ziegler 189, Anm. 1. 
1 1 8 Monatsbericht vom 8.3.1938, s. dazu W. Ziegler, 195, Anm. 11/12. 
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Die endgültige Schließung des humanistischen Gymnasiums der Benediktiner-
abtei Metten wurde mit Ablauf des Schuljahres 1938/39 verfügt 1 1 9 . 
3.) Wie kaum eine andere Maßnahme des nationalsozialistischen Staates hat 
die Entfernung der Kruzifixe aus den Schulzimmern die Opposition der Eltern, 
herausgefordert. Sowohl gegen das eigenmächtige Vorgehen einzelner Lehrer in] 
den Jahren 1937 und 1938 als auch gegen die staatliche Verfügung des Jahres 
1941 wurden gezielte Proteste laut, die schließlich eine Zurücknahme des Kruzi-i 
fix-Erlasses erzwangen. 
In Konnersreuth versammelten sich am 28. Februar 1937 „etwa 70 Personen 
vor dem Wohnhaus des Lehrers und verlangten stürmisch die Herausgabe eines 
Kruzifixes, das der Lehrer aus dem Schulsaal entfernt und in seine Wohnung ver-
bracht hatte" 1 2 ° . Der Regierungspräsident ließ das Kreuz zurückbringen. 
„In der Oberrealschule Weiden beschaffte eine Schulklasse von sich aus ein 
Kruzifix und brachte es über dem Führerbild an als Antwort auf eine Anordnung 
des Anstaltsdirektors, nach welcher das Führerbild in Blickrichtung der Schüler 
zu hängen sei. In anderen Klaßzimmern haben 2 Lehrer trotz Kenntnis der 
Direktorialanweisung die Führerbilder mit dem Kruzifix vertauscht" 1 2 1 , ein 
Zeichen, daß auch Lehrer und Schüler selbst die Entfernung der Kreuze nicht 
billigten. 
Mit Entschließung vom 23. April 1941 verfügte Gauleiter Wagner als Kultus-
minister 1 2 2 , daß an die Stelle des Schulgebetes ein Tages- oder Wochenspruch aus 
dem nationalsozialistischen Gedankengut und an die Stelle der Kruzifixe ein zeit-
gemäßes Bild zu setzen sei. An vielen Orten kam es zu Schulstreiks und zu demon-
strativen Versammlungen vor den Schulen. Nicht nur der religiös gesinnte Teil 
der Bevölkerung, sondern „auch Personen, die der Kirche gleichgültig oder ab-
lehnend gegenüberstehen", zeigten sich mit diesen Maßnahmen nicht einverstan-
den 1 2 3 . 
„In der Volksschule Freyung (Landkreis Wolfstein) entfernte ein Lehrer das Kruzifix 
aus dem Schulzimmer, worauf die Ortsbauernführer als Abordnung der Bauern mit dem 
Schulstreik drohten. 
In einem anderen Landkreis beklagte sich der Schulleiter und Ortsgruppenleiter, daß er 
seinerzeit bei Einführung der Einheitsschule nur deswegen einen 100°/oigen Erfolg ge-
habt habe, weil er den Eltern versprochen habe, daß im übrigen alles beim alten bleibe; 
nach Entfernung des Kreuzes aus der Schule gelte er jetzt als wortbrüchig. 
Von einem Gendarmerieposten wurde einem Landrat gemeldet, daß die Bauern die 
Führerbilder aus ihren Stuben entfernten, weil auch die Kruzifixe aus den Schulen 
genommen wurden. An einen Lehrer im Landkreis Wolf stein, der das Kruzifix aus seinem 
Schulzimmer entfernt hatte, schrieben alle Einwohner eines Dorfes mit einziger Aus-
nahme des Bürgermeisters einen Brief, in dem sie sich gegen dieses Vorgehen beschwer-
ten. Der Lehrer, ein aktiver Nationalsozialist, sah sich veranlaßt, das Kruzifix wieder in 
sein Schulzimmer zu hängen" 1 2 4 . 
Die „Erbitterung der Landbevölkerung" kam am Beginn des neuen Schuljahres 
im August 1941 „in verschiedenen Orten neuerlich in größeren oder kleineren 
1 1 9 Monatsbericht vom 7. 3. 1939. 
1 2 0 Monatsbericht vom 9. 3. 1937. 
1 2 1 Monatsbericht vom 8.12.1938. 
1 2 2 W. Ziegler, 283, Anm. 3 zum Monatsbericht vom 8. 6. 1941. 
1 2 3 Monatsbericht vom 7.9.1941. 
1 2 4 Monatsbericht vom 8. 8.1941. 
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Aktionen" zum Ausdruck 1 2 5 . Der bayerische Kultusminister erließ daraufhin am 
28.8.1941 eine Stoppanordnung126, die jedoch von den örtlichen Parteistellen 
nicht überall eingehalten wurde. Dies steigerte den Unwillen und die Verbitterung 
der Bevölkerung derart, daß „schlimme Folgen für die Willigkeit der Bevölke-
rung, die Geschlossenheit der Partei, die WHW-Sammlungen und nicht zuletzt 
auch für die Stimmung an der Front" 1 2 7 befürchtet wurden. Von größeren Aktio-
nen wird in den Monaten Oktober 1941 bis Februar 1942 berichtet, z. B.: 
In Vilseck (Landkreis Amberg) demonstrierten „etwa 200 Personen vor der 
Schule, einzelne drangen in das Schulhaus ein und brachten die auf dem Boden 
verwahrten Kruzifixe unter lautem Beten wieder in den Schulsälen an" — „In 
Velburg (Landkreis Parsberg) wurde von über 500 Personen (Männer und Frauen) 
vom Ortsgruppenleiter und Bürgermeister die Herausgabe der Schlüssel zu dem 
Kasten verlangt, in dem die abgenommenen Kreuze aufbewahrt waren . . . " — 
In der Stadt Amberg demonstrierten 500 Personen; „ähnliche Vorfälle ereigneten 
sich . . . in 10 anderen Landkreisen." — „In verschiedenen Gemeinden wurde die 
Herausgabe der Kreuze mit Schulstreiks beantwortet", die zum Teil länger an-
dauerten 1 2 8 . Zu Demonstrationen mit der Forderung, die Kreuze in die Schul-
zimmer zurückzubringen, kam es u. a. auch in der Stadt Regensburg1 2 9 und später 
noch in zahlreichen Orten des Landkreises Kelheim, wo der Stopperlaß nicht 
eingehalten wurde 1 3 0 . Die Aufregung ließ erst nach, nachdem durch eine „fern-
mündliche Verfügung des Staatsministeriums für Unterricht und Kultus vom 
30. 9.1941" 1 3 1 die Kreuze wieder in den Schulzimmern angebracht werden durf-
ten und dies auch tatsächlich erfolgt war. 
4.) Der Kampf um die Erhaltung der Bekenntnisschule des Jahres 1937/38 er-
wies sich — im Gegensatz zu dem erfolgreichen Ausgang des Kampfes um die 
Schulkreuze — von vornherein als ein ins Leere laufendes Gefecht, da die Ein-
führung der Gemeinschaftsschule eine beschlossene Sache war. Zwar setzten sich 
die Bischöfe in Hirtenworten, katholische und evangelische Pfarrer in Aufklä-
rungsvorträgen, Predigten und Flugblättern und Eltern durch Abstimmung für 
die Beibehaltung der Bekenntnisschule ein; nationalsozialistische Propaganda und 
staatliche Druckmittel erreichten jedoch die überwiegende Zustimmung der Eltern 
zur Einführung der Gemeinschaftsschule. Das Ergebnis der Abstimmung „wurde 
natürlich nicht ohne eine gewisse Erregung der Bevölkerung erreicht, die sich vor 
allem gegen die Art der Abstimmung richtete (z. B. Nichterschienene gelten als 
zustimmend)" 1 3 2 . Zu Schwierigketten führte die Umwandlung dort, wo die pro-
pagandistische Vorbereitung nicht richtig lief. „Wie die Abstimmung ausfällt, 
wenn die Weisungen der vorgesetzten Dienststellen nicht beachtet werden und 
eigenmächtig vorgegangen wird, mußte der Schulleiter von Sattelbogen, BezA 
Cham, erfahren, der gegen mehrfache Weisungen, auch des Kreisamtsleiters des 
NSLB, eine Abstimmung vornahm und lediglich 30% zu Gunsten der Gemein-
1 2 5 Monatsbericht vom 7. 9.1941; s. W. Ziegler, 291. 
1 2 6 Diese ist abgedruckt in W. Ziegler, 293, Anm. 2. 
1 2 7 Monatsbericht vom 8.10. 1941 (Ziegler, 293). 
1 2 8 Monatsbericht vom 8.10.1941 (Ziegler, 294 f.). 
1 2 9 Monatsbericht vom 8. 11.1941 (Ziegler, 297, dazu Anm. 4). 
1 3 0 Monatsbericht vom 9.1.1942 (Ziegler, 301 f; dazu Anm. 4). 
1 3 1 Monatsbericht vom 8.11.1941 (Ziegler, 297). 
1 3 2 Monatsbericht vom 8.3.1938. 
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schaftsschule erreichen konnte" 1 3 3 . Auch ohne mehrheitliche Zustimmung der 
Eltern wurde die Einführung der Gemeinschaftsschule verfügt; entsprechende 
Proteste dagegen richteten nichts aus. Bis zum Juli 1938 waren die meisten 
Schulen des Regierungsbezirks umgestellt; von 13 Bezirken fehlten nur noch 
wenige Anträge. „Sollten sie nicht in der nächsten Zeit gestellt werden, so wird 
die Umstellung ohne Rücksicht auf diese Gemeinden durchgeführt" 1 3 4 . 
Gegen Bürgermeister, Gemeinderäte, Ortsbauernführer und sonstige örtliche 
Amtsträger, „die sich gegen die Gemeinschaftsschule ausgesprochen haben, ist mit 
Amtsenthebungen vorgegangen worden" 1 3 5 . Diese nahmen in einigen Bezirken, 
so z. B. in Vohenstrauß und Beilngries, ein solches Ausmaß an, daß kaum noch 
geeignete Persönlichkeiten zur Führung dieser Amtsgeschäfte gefunden werden 
konnten. 
bc) Die Geistlichkeit der beiden christlichen Konfessionen im Regierungsbezirk 
Niederbayern und Oberpfalz ließ in ihrer überwiegenden Mehrheit nach Ansicht 
der Berichterstatter eine „positive Einstellung zur nationalsozialistischen Bewe-
gung vermissen" und stand der Ideologie ablehnend gegenüber. Das beweisen die 
Bemerkungen, die sich durch die Berichte der 12 Berichtsjahre ziehen. Der Ein-
fluß der Geistlichen auf das Volk war nach der Meinung der nationalsozialisti-
schen Dienststellen das große Hindernis für die Durchsetzung nationalsozialisti-
scher Ideen. „Auf dem Lande wird die weitere Zusammenführung des Volkes zu 
nationalsozialistischem Denken noch manche Widerstände überwinden müssen . . . 
Eine Besserung wäre wohl möglich, wenn die Geistlichkeit den Kampf des deut-, 
sehen Volkes um den nationalsozialistischen Staat mehr als bisher fördern würde, 
statt — wie dies häufig der Fall ist — durch Wort und Tat ein Verhalten zu I. 
zeigen, das einer Ablehnung gleichkommt oder doch so ausgelegt werden muß" 1 3 6 . | 
Der Haltung und den Äußerungen der Geistlichen wurde die Schuld daran zuge- 1 
schrieben, daß — besonders auf dem Land — NS-Veranstaltungen schlecht be- | 
sucht waren, daß die Männer, Frauen und Jugendlichen nicht zum Beitritt zu den I 
Organisationen zu bewegen waren, sondern treu zur Kirche hielten. Die Einfluß- | 
nähme auf die Gläubigen wurde deshalb scharf beobachtet, Äußerungen gegen 
das Regime und dessen glaubensfeindliche Grundlagen wurden von Anfang an 
als staatsfeindliche Bestrebungen verfolgt. Allerdings waren die Predigten viel-
fach so gehalten, daß eine Anzeige bei der Staatspolizei oft nicht den gewünschten 
„Erfolg" brachte. Sie waren nicht unmittelbar gegen Staat oder Bewegung ge-(' 
richtet, ließen „aber doch auf eine gegnerische Einstellung zum nationalsoziali-
stischen Gedankengut schließen . . . Hinweise z. B. auf die schweren Zeiten, auf 
die Bedrängung der Kirche durch das Neuheidentum oder andere oft allgemein 
gehaltene Wendungen werden von der Bevölkerung als innere Ablehnung der 
Bewegung verstanden" 1 3 7 . Das gilt auch für die katholischen Bischöfe der Diö- j 
zesen Regensburg, Passau und Eichstätt, in deren Einzugsbereich der Regierungs-
bezirk im wesentlichen lag. In vielen Fällen wurden die Hirtenbriefe und Diöze-
1 3 3 Monatsbericht vom 7.11.1937 (Ziegler, 159 f.) NSLB war der nationalsozialistische 
Lehrerbund. 
1 3 4 Monatsbericht vom 8. 8. 1938 (Ziegler, 206 f.). 
1 3 5 Monatsbericht vom 8.4. 1938 (Ziegler, 196). 
1 3 6 Halbmonatsbericht vom 19.7.1934; ähnlich auch die Berichte vom 8.2.1935/ 
7.5. 1935. 
1 3 7 Monatsbericht vom 8.10.1935. 
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fsanblätter beschlagnahmt, in denen sich die Bischöfe mit kirchen- und religions-
l feindlichen Maßnahmen des NS-Staates oder mit den Strömungen der Zeit 
i kritisch auseinandersetzten. Die Bischöfe selbst blieben weitgehend unbehelligt. 
Eine große Zahl von Priestern im Regierungsbezirk jedoch erlitt während der 
NS-Herrschaft für ihr mutiges Verteidigen christlicher Grundsätze, ihren Wider-
stand gegen die NS-Ideologie und deren Totalanspruch auf den Menschen Ver-
folgung, Konzentrationslagerhaft und Gefängnis; mindestens 10 wurden zum 
Tode verurteilt und hingerichtet oder starben im Konzentrationslager 1 3 8 . Einer 
großen Anzahl wurde die Erlaubnis zur Erteilung des Religionsunterrichts ent-
zogen. Dabei darf nicht übersehen werden, daß alle Geistlichen ständig der 
Diffamierung als „rückständig" gegenüber der „fortschrittlichen Bewegung" des 
Nationalsozialismus ausgesetzt waren. 
Sofern die Verfolgung und Verhaftung von Geistlichen auf einer „Rechts-
grundlage" beruhte, waren dies in der Regel der „Kanzelparagraph" 1 3 9 , das 
„Gesetz gegen heimtückische Angriffe auf Staat und Partei" 1 4 ° , Pressegesetz und 
Flaggengesetz, die Bestimmungen über Versammlungs- und Sammelverbote und 
ab 1939 auch die Verordnungen über kriegsbedingte Maßnahmen. 
Von ersten ungesetzlichen Verhaftungen Geistlicher auf Grund ihrer negativen 
Einstellung zum Nationalsozialismus wird bereits im Frühsommer 1933 berichtet. 
Pfarrer Bauer in Schwarzhofen, Benefiziat Breu in Pösing, Stadtpfarrer Mauerer 
und Kooperator Reitmeier in Pfarrkirchen, die Kooperatoren Maierhofer und 
Seidl in Tirschenreuth wurden „zu ihrer Sicherheit" (zum Schutz vor Gewalt-
tätigkeiten von Mitgliedern der SA bzw. NSDAP) vorübergehend in Schutzhaft 
genommen. Den beiden letzteren wurde nahegelegt, „künftig alles zu vermeiden, 
was die Einheit des Volkes gefährden und auch nur den Anschein einer Provo-
kation erwecken könnte" 1 4 1 . 
Aus der Vielzahl der Anzeigen und Verurteilungen können nur einzelne Bei-
spiele herausgegriffen werden, die wegen der Vielfältigkeit von Verhaftungs-
gründen allerdings nicht als typisch angesehen werden können. 
„Kanzelmißbrauch" warf man z. B. dem Pfarrer Michael Endl in Emmers-
dorf BezA Eggenfelden vor, „weil er die Verhaftung des Jesuitenpaters Meyer 
in München als zu Unrecht erfolgt hingestellt und den größten Teil der Verhand-
lungen wegen Verfehlungen in den Klöstern als Verleumdung bezeichnet hat" 1 4 2 . 
Wegen Übertretung des Pressegesetzes bestraft wurde Pfarrer Ferdinand Mühl-
dorfer in Allkofen, BezA Vilshofen, „weil er ein Flugblatt »Einladung zur Eltern-
stunde' von Haus zu Haus verteilen ließ, das den pressegesetzlichen Bestimmun-
gen nicht entsprach und auch eine Einladung zur Männerkommunion verbreitete, 
die er nicht mit Name und Wohnort versehen hatte" 1 4 3 . 
Wegen Vergehens gegen das Heimtückegesetz wurde Kooperator Alois Huber 
von Tittling, BezA Passau, angezeigt und vom Sondergericht München zu 10 Mo-
1 3 8 Soweit bekannt geworden, sind ihre Namen in W. Ziegler ins Register aufge-
nommen. 
1 3 9 § 130 a RStGB, 1871 in das Strafgesetzbuch eingefügt, verbot die Erörterung 
staatlicher Angelegenheiten in Kirchen und Gottesdiensten „in einer den öffentlichen 
Frieden gefährdenden Weise" — vgl. W. Ziegler, 52, Anm. 9. 
1 4 0 s. dazu Abschnitt 5 dieses Kapitels. 
1 4 1 Halbmonatsberichte vom 19. 5.1933 / 6. 6.1933 / 19. 7.1933. 
1 4 2 Monatsbericht vom 9.8.1937. 
1 4 3 Monatsbericht vom 8. 3.1938. 
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naten Gefängnis verurteilt, „weil er einen Artikel über Reichsleiter Rosenberg 
einem Arbeitsmann zum Lesen gegeben hatte" 1 4 4 . Die Erlaubnis zur Erteilung 
des Religionsunterrichts wurde ihm vom Regierungspräsidenten entzogen. 
Eines Vergehens gegen das Flaggengesetz machten sich zwei Geistliche schuldig, 
„die bei der Fronleichnamsprozession verbotswidrig Fahnen aufgelöster Vereine 
hatten mitführen lassen" 1 4 5 . 
Der Franziskanerpater Josef Klenk von Landshut wurde nach der Einstellung 
des Verfahrens wegen eines Vergehens nach dem Heimtückegesetz 1 4 6 in Schutz-
haft genommen, „weil er durch zersetzende und staatsfeindliche Äußerungen in 
seinen Predigten Unruhe in die Bevölkerung bringt und den Widerstandswillen 
der inneren Front untergräbt" 1 4 7 . 
Wegen Vergehens nach dem Heimtückegesetz 1 4 8 angezeigt wurde Pfarrer 
Franz Georg Bäumler in Adlkofen im Juni 1941, „weil er einer Frauensperson 
gegenüber im Herbst 1939 geäußert haben soll: ,Das kann der Führer gar nicht 
verantworten, was er dem christlich-polnischen Volke angetan hat'" 1 4 9 . Das 
Verfahren wurde vom Sondergericht München eingestellt150. Dennoch wurde 
gegen Pfarrer Bäumler ein Religionsunterrichtsverbot erlassen1 5 1. Dieses Vor-
gehen wurde auch in anderen Fällen praktiziert: Geistlichen wurde die Erlaubnis 
zur Erteilung des Religionsunterrichts auch dann entzogen, wenn keine Beweise 
für eine „staatsfeindliche Betätigung" erbracht werden konnten. Bei der Volks-
abstimmung über den vollzogenen Anschluß Österreichs an das Deutsche Reich 
vom 10.4. 1938 sind mehrere Geistliche der Wahl ferngeblieben oder haben mit 
„Nein" gestimmt. „Im Hinblick auf ihr undeutsches Verhalten und auf die da-
durch verlorene Autorität" sah sich der Regierungspräsident veranlaßt, ihre 
Befugnisse zur Erteilung von Religionsunterricht zu entziehen1 5 2. 
Zwei Beispiele von Widerstand und Verfolgung Geistlicher im Regierungs-
bezirk sollen stellvertretend stehen für alle, die als Verfolgte ihr Leben lassen 
mußten 1 5 3 . 
1.) Vom Beginn der nationalsozialistischen Herrschaft an wurde Stadtpfarrer 
Johann B. Huber von Landau a. d. Isar, „einer der kühnsten Kämpfer gegen den 
Nationalsozialismus auf kirchlicher Seite in Niederbayern" 1 5 4 , ganz besonders 
überwacht. Stadtpfarrer Huber hat der Partei und dem Regime des öfteren Gele-
genheit zu seiner Verfolgung geboten. Seine Aktivität in der Pfarr- und Jugend-
arbeit war die Ursache, daß er mehrere Male das Verbot öffentlicher Betätigung 
außerhalb der Kirche übertrat. Er organisierte Prozessionen, Zusammenkünfte 
und Wallfahrten; er nahm Stellung zu den kirchenfeindlichen Maßnahmen des 
1 4 4 Monatsberichte vom 8.9. 1938 und 9.10. 1939 und Archivverzeichnisse des Sonder-
gerichts München Nr. 3290. 
1 4 5 Monatsbericht vom 8.9. 1938. 
1 4 6 Archivverzeichnisse des Sondergerichts München Nr. 5071. 
1 4 7 Monatsbericht vom 8.4. 1940 — in W. Ziegler, 263. 
1 4 8 Siehe Abschnitt 5 dieses Kapitels. 
1 4 9 Monatsbericht vom 8. 7.1941. 
1 5 0 Archivverzeichnisse des Sondergerichts München Nr. (6198). 
1 5 1 Monatsbericht vom 8.11.1941. 
1 5 2 Monatsbericht vom 6. 5.1938. 
1 5 3 Der Lebenslauf der nachfolgend Genannten ist bei W. Ziegler, 307 f., Anm. 1 und 
338, Anm. 1 angegeben. 
1 5 4 W. Ziegler, 5, Anm. 5. 
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Nationalsozialismus. Der Regierungspräsident berichtete: „Die Verlesung des 
Hirtenbriefes der Deutschen Bischöfe am 3. 1. 1937 war dem sattsam bekannten 
Stadtpfarrer Dr. Huber in Landau a. d. Isar eine erwünschte Gelegenheit, einige 
persönliche aggressive Bemerkungen anzuknüpfen" 1 5 5 . Nachdem das von ihm 
herausgegebene Pfarrblatt der katholischen Stadtpfarrei Landau a. d. Isar ver-
boten worden war, legte Stadtpfarrer Huber dem Diözesanblatt „selbst herge-
stellte Ersatzblätter" bei; daraufhin wurde sein Vervielfältigungsgerät beschlag-
nahmt. Strafanzeige wegen eines Vergehens nach dem Heimtückegesetz wurde 
gegen Stadtpfarrer Huber erstattet, weil er sich in einer Predigt gegen die Ent-
fernung des Christuszeichens am ehemaligen katholischen Jugendheim durch 
Angehörige der HJ gewandt hatte. Das Verfahren wurde vom Sondergericht 
München eingestellt156. Seit Beginn des Krieges schickte Stadtpfarrer Huber den 
Landauer Soldaten Feldpostbriefe. Den Feldpostbriefversand hatte er sich vom 
Chef des Oberkommandos der Wehrmacht als erlaubt bestätigen lassen 1 5 7. Im 
April 1942 wurde Stadtpfarrer Huber festgenommen, weil „er trotz erfolgter 
Verwarnung das Sammeln von Feldpostanschriften und die organisierte Versen-
dung von religiösen Druckschriften an Wehrmachtsangehörige fortsetzte" 1 5 8 . Er 
wurde in Schutzhaft genommen und in das Konzentrationslager Dachau einge-
liefert. Die Gestapo wünschte im Falle Huber eine Generalabrechnung. „Kurz 
vor seinem Tode wurde er ins Schwabinger Krankenhaus verlegt, wo er am 
13.9. 1942 starb" 1 5 9 . 
2.) Pfarrer Josef Losch von Miesbrunn, Landkreis Vohenstrauß (Neustadt a. d. 
Waldnaab) ist in den Regierungspräsidentenberichten erstmals am 8. 6. 1939 er-
wähnt. Gegen ihn liefen Erhebungen wegen „verhetzender und den Führer be-
leidigender Äußerungen anläßlich einer Predigt über den Gottesbegriff." Sein 
Vergehen, das nach dem Heimtückegesetz geahndet wurde, bestand darin, daß er 
„diejenigen als religiöse Falschmünzer bezeichnet [hat], die von einer Vorsehung 
sprechen. Seine Ausführungen waren so gehalten, daß mit dem Ausdruck ,religiöse 
Falschmünzer' offensichtlich der Führer gemeint war" 1 6 0 . Laut Monatsbericht 
vom 7.9.1941 wurde Pfarrer Losch die Erlaubnis zur Erteilung des Religions-
unterrichts entzogen. Auf Grund einer erneuten Anzeige „wegen Zersetzung der 
Wehrkraft" u. a., „weil er bei Predigten und Gedächtnisreden Äußerungen ge-
lbrauchte, die eine Zersetzung der Wehrkraft darstellen" m , wurde Pfarrer Losch 
Ivom Volksgerichtshof in Berlin zum Tode verurteilt und am 20. 1. 1945 hinge-
|richtet162. 
bd) In zwei großen Kampagnen versuchte die nationalsozialistische Propa-
ganda, das Vertrauen der Bevölkerung in die Kirche und ihre führenden Per-
sönlichkeiten zu erschüttern und sie dadurch dem Nationalsozialismus zuzuführen. 
Dies waren Hip npyigp.npr^zgiSjgfiJrfl, Jafarfi ,1,93.5 und die Sittlichkeitsprozesse, die 
1 5 5 Monatsbericht vom 7.1.1937. 
i5o Archivverzeichnisse des Sondergerichts München; eingestellte Ermittlungsverfahren 
1939. 
1 5 7 Monatsbericht vom 8.3.1940 (W. Ziegler, 260). 
1 5 8 Monatsbericht vom 8. 5. 1942 (W. Ziegler, 307 f.). 
1 5 9 W. Ziegler, 311, Anm. 7. 
1 6 0 Monatsberichte vom 7. 8.1939 (Ziegler, 238 f.). 
1 6 1 Monatsbericht vom 10.2.1944. 
1 6 2 Monatsbericht vom 9. 2.1945, dazu Ziegler, 338, Anm. 1; vgl. auch W. Wagner, 412. 
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im Jahre 1937 in großem Umfange einsetzten. „Die am 31. Dezember 1934 auf 
Grund der Devisengesetze (...) abgelaufene straffreie Anmeldefrist für Auslands-
vermögen veranlaßte das Reichspropagandaministerium zu einer großen Kam-
pagne gegen die katholischen Orden, die nach der Inflation vielfach Auslands-
anleihen, vor allem aus Holland, aufgenommen und nun die Schulden zu beglei-
chen hatten" 1 6 3 . Im Regierungsbezirk scheinen keine Ordensgemeinschaften sich 
eines Vergehens gegen die Devisengesetze schuldig gemacht zu haben. In den 
Berichten sind keine Verurteilungen, sondern lediglich einige wenige Fälle von 
Anklagen gegen einzelne Personen gemeldet, wobei das Devisenvergehen in einem 
Fall darin bestand, daß Spenden für einen Missionar im Ausland gesammelt 
wurden. 
Dagegen waren eine Reihe von Priestern und Ordensangehörigen im Regie-
rungsbezirk von den propagandistisch aufgebauschten Prozessen wegen angeb-
licher oder tatsächlicher sittlicher Verfehlungen betroffen. Soweit sich die An-
klagen nicht ohnehin als haltlos erwiesen, wie zum Beispiel bei der Verhaftung 
der Klosterbrüder von Schweiklberg1 6 4, sind zumindest in einigen Fällen Zweifel 
an der Richtigkeit der Beschuldigungen erlaubt. „Wenn man weiß, wie es in den 
Kretinenanstalten zugeht, daß die Pfleglinge behandelt und ausgeputzt werden 
müssen wie die kleinen Kinder, so ist ein Sittlichkeitsverbrechen leicht begangen. 
Wenn die Pfleglinge dann gefragt werden, so heißt es, da hat er hingelangt und 
da hat er hingelangt, und schon ist das Sittlichkeitsverbrechen fertig" 1 6 5 . Diese 
Feststellung trifft auf die Beschuldigung der „Vornahme unzüchtiger Handlun-
gen" an Zöglingen und Pfleglingen von Heimen wohl zu 1 6 6 . 
Die Bevölkerung hat den Anklagen und den Presseberichten über die sitt-
lichen Verfehlungen vielfach keinen Glauben geschenkt. Die Veröffentlichung in 
der Presse erreichte somit nach Ansicht des Regierungspräsidenten ihren Zweck 
nicht 1 6 7 . Die Zweifel innerhalb der Kirche selbst und innerhalb der Bevölkerung 
an der Stichhaltigkeit der Anklagen wurden außerdem gestützt durch die über-
triebene Darstellung, die den tatsächlichen Gegebenheiten nicht entsprach, oder 
durch das Aufgreifen von Vergehen, die Jahre zuvor begangen worden sein 
sollten. So wurde z. B. ein Pfarrer im August 1944 „wegen Unzucht mit einem 
Kind, begangen im Jahre 1940, in Untersuchungshaft genommen". Dem Bericht-
erstatter selbst erscheint bemerkenswert, „daß ein großer Teil der Bevölkerung 
nicht an die Schuld des Pfarrers glaubt und über die Anzeiger erbost ist" 1 6 8 . 
5. Verfolgung der „heimtückischen Angriffe auf Staat und Partei" 
Unter den „staatsfeindlichen Bestrebungen" im Regierungsbezirk Nieder-
bayern und Oberpfalz während der Herrschaft des Nationalsozialismus nahmen 
1 6 3 W. Ziegler, 58, Anm. 1. 
1 6 4 Monatsbericht vom 8.12.1937, dazu W. Ziegler, 173, Anm. 35. 
1 < J S Koop. Keck in Viechtach, zitiert im Monatsbericht vom 9.7.1937 (in W. Ziegler, 
140). 
166 Wegen solcher Delikte angezeigt wurden Barmherzige Brüder in Pflegeheimen 
(MB 11.1.43), eine Mallersdorfer Schwester (MB 9.7.37), die Küchenangestellte eines 
Lehrlingsheimes (MB 9. 7. 37), ein Ordensbruder einer Heil- und Pflegeanstalt (9.10. 
1936). 
1 6 7 Monatsbericht vom 9. 7. 1937. 
1 6 8 Monatsbericht vom 9. 9. 1944. 
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die „heimtückischen Angriffe auf Staat und Partei" bis zum Kriegsbeginn den 
breitesten Raum ein. Solcher „Angriffe" gemäß der Verordnung des Reichs-
präsidenten zur Abwehr heimtückischer Angriffe gegen die Regierung der natio-
nalen Erhebung vom 21.3. 1933 und dem Gesetz gegen heimtückische Angriffe 
auf Staat und Partei und zum Schutz der Parteiuniformen vom 20. 12. 1934 1 6 9 
glaubten sich die Dienststellen und Parteiführer in zunehmendem Maße erwehren 
zu müssen; jedenfalls stieg die Anzahl der Anzeigen bis Ende 1937 stetig an und 
schnellte Ende 1938 „beträchtlich in die Höhe" 1 7 0 , als die Sudetenkrise die Ge-
fahr eines Krieges aufzeigte. „In der Krisenzeit haben sich die Staatsgegner durch 
staatsfeindliche Äußerungen und Stimmungsmache in auffallend verstärktem 
Maße hervorgewagt." Nach Ansicht des Berichterstatters „handelt es sich bei der 
verhältnismäßig großen Zahl der von der Stapo durchgeführten Festnahmen und 
Strafanzeigen um Einstellungen und Äußerungen teilweise alter Anhänger marxi-
stischer und kommunistischer, teilweise aber auch bäuerlicher und bürgerlicher 
Elemente" 1 7 1 . In den meisten Fällen „ . . . war es möglich, die böswilligen Gerüchte-
macher durch sofortige Verhaftung unschädlich zu machen" 1 7 2 . Als Agitation 
gegen oder abwertende Äußerung über die Regierung, als abfällige Kritik an der 
nationalen Bewegung, ihren Einrichtungen und ihren Führern, als Verächtlich-
machung der Partei oder des Staates, als politische Schimpfereien, als staatsab-
trägliches Verhalten konnte vieles angezeigt werden, was auch nur im entfern-
testen nach Kritik, abweichender Meinung oder Gegnerschaft gegen den National-
sozialismus aussah. Daß viele Anzeigen nicht aufrechterhalten werden konnten, 
beweisen einerseits die vielen Verfahrenseinstellungen bei den ordentlichen und 
Sondergerichten, andererseits die Feststellung des Regierungspräsidenten: „Es 
wäre zu wünschen, daß seitens der Polizeibehörden tatsächlich nur solche Fälle an 
die Strafverfolgungsbehörde weitergegeben werden, die auch wirklich Aussicht 
auf eine Ahndung durch die Gerichte haben. Viele Freisprüche schädigen die 
Autorität der Polizeibehörde. Von 10 Verfahren wegen Vergehens nach dem 
Heimtückegesetz, die der Regierung zur Kenntnis gekommen sind, wurden 4 Ver-
fahren eingestellt. Es ist klar, daß solche Einstellungsbeschlüsse den Angeklagten 
(meist Arbeiter oder Pfarrer) nur Wasser auf ihre Mühlen geben. Der Grundsatz, 
nur solche Vergehen den Strafgerichten zu übergeben, die unter allen Umständen 
zu einer Verurteilung führen müssen, soll im Interesse der Staatsautorität Richt-
schnur sein" 1 7 3 . 
Dem Modus der Berichterstattung unter Regierungspräsident Freiherr von 
Holzschuher entsprechend liegen für die Jahre 1937—1939 ziemlich genaue An-
gaben über die Art der Verfehlungen vor, die als „heimtückische Angriffe auf 
Staat und Partei" bezeichnet und geahndet wurden. Der Bericht vom 9.8. 1937 
meldet wörtlich: 
„Wegen Zuwiderhandlung gegen das Heimtückegesetz werden sich vor dem Straf-
richter zu verantworten haben: 
1 6 9 Siehe dazu Kapitel II. 
1 7 0 Monatsbericht vom 7. 11. 1939. 
1 7 1 Monatsbericht vom 7. 10. 1938. 
1 7 2 Monatsbericht vom 7. 11.1938. 
1 7 3 Monatsbericht vom 7. 10. 1937. Ob mit diesem Hinweis der Ahndung solcher Fälle 
durch Inschutzhaftnahme das Wort geredet wurde, kann vermutet, aber nicht bewiesen 
werden. 
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1. der Schneider Fritz Koppmann in Auerbach, BezA Eschenbach, der den Reichspro-
pagandaminister Dr. Goebbels als den größten Kommunisten bezeichnet hat, 
2. der Kaufmann Adolf Dietze in Amberg, der am 13. 7. im Anschluß an eine Kritik 
der niederen Arbeitslöhne über die Unterführer geschimpft und behauptet hat, daß 
im Umkreis von 4 km um den Führer herum alles abgesperrt sei, 
3. der Bauer Georg Groll in Hacklöd, BezA Landau a. d. Isar, der am 7. 7. anläßlich 
einer Pfändung über die Regierung geschimpft hat, daß lauter Lumpen drin seien, 
daß sie ihn um sein Anwesen bringen wollen und daß das Dritte Reich die Juden 
ausgehaut hat, aber dafür die Lumpen laufen läßt, 
4. der Bauer Sebastian Kaiser in Töding, BezA Dingolfing, der als Propagandawart 
der Soldatenkameradschaft Großköllnbach bei einer Jahresversammlung am 4. 7. das 
Verhältnis zwischen Staat und Kirche in unsachlicher Weise behandelt hat, 
5. der Bergmann Lorenz Merkl in Königstein, BezA Sulzbach-Rosenberg, der am 20. 6. 
in einer Wirtschaft die Sittlichkeitsprozesse gegen Geistliche usw. als Scheinprozesse 
bezeichnet und gesagt hat „es schreien nur die Lumpen ,Heil Hitler', aber ich mache 
das nicht, ich scheiße ihnen was", 
6. die Rentnersehefrau Dora Högner in Hartmannsdorf, BezA Hersbruck, die am 18. 6. 
in Trondorf gesagt hat, „die Leute sagen nicht umsonst, Adolf Hitler ist unser Füh-
rer und der Arbeiter wird immer dürrer", 
7. der Arbeiter Johann Oswald in Obernried, BezA Cham, der beschuldigt ist, vor 
einem Jahre gesagt zu haben: „Wenn einmal einer eingesperrt war, der ist ein Lump, 
da wird keiner besser und Hitler ist auch ein Lump", 
8. der Landwirt und Viehhändler Peter Feldmeier in Haselbach, BezA Bogen, der am 
15. 7. in einer Wirtschaft den Reichsnährstand eine Lumperei genannt hat, 
9. den Pfarrer Frammelsberger in Oberglaim, BezA Landshut, der gehässige und het-
zerische Äußerungen über die Presse und staatliche Anordnungen gemacht hat, 
10. ein Bauer aus dem Bezirk Vilshofen, der behauptet hat, in Deutschland habe man 
den Staatskommunismus, und außerdem aus dem Bezirk Griesbach 2 Stänkerer und 
aus dem Bezirk Mainburg 3 Nörgler. 
„Wegen Vergehens gegen das Heimtückegesetz" angezeigt wurde laut Bericht 
vom 7. 11.1937 ein Bäckereibesitzer in Eichendorf: „Bogner hat einer Frau, die 
nach Amerika überfuhr, einen Brief an einen Bekannten in New York mitgegeben, 
in dem er schilderte, daß es in Deutschland nicht gut gehe, daß man so viel Steuern 
zahlen müsse und der Staat direkt ein Polizeistaat sei." Laut Bericht vom 8. 6. 
1938 wurden „wegen Verfehlungen gegen das Heimtückegesetz (Schmähungen 
des Führers und leitender Persönlichkeiten, Verweigerung des deutschen Grußes, 
Bemerkungen über den Anschluß Österreichs usf.), eine Reihe von Personen ange-
zeigt". Festgenommen wurde u.a. ein Oberlehrer a .D. in Sulzbach-Rosenberg, 
„der sich abträglich gegen den Staat und namentlich gegen das Schulsystem 
äußerte, das auch von vielen (aktiven) Lehrkräften verurteilt werde" 1 7 4 . Vom 
Sondergericht München wurde u. a. ein ehemaliger KZ-Häftling wegen einer 
kritischen Äußerung über das K Z zu 9 Monaten, ein anderer wegen der Behaup-
tung, er sei im K Z Dachau geschlagen worden, zu 8 Monaten Gefängnis verurteilt175. 
Ein Justizoberinspektor von Amberg wurde vom Sondergericht Nürnberg zu 
drei Monaten Gefängnis verurteilt, „weil er die Zusammenkunft der 4 Staats-
männer in München am 29.9.1938 mit einem Schaf köpf rennen verglichen 
1 7 4 Monatsbericht vom 9. 2. 1939. 
1 7 5 Archivverzeichnisse des Sondergerichts München 1934, Nr. (514) und 1936 Nr. 
(1128). 
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hatte" 1 7 6 . Ein Pfarrer von Kelheim erhielt vom Sondergericht Nürnberg eine 
Gefängnisstrafe von 10 Monaten wegen „staatsabträglicher Äußerungen über den 
Bestand des Dritten Reiches" 1 7 7 . Das Sondergericht München bestrafte „kritische 
Äußerungen über Hitler, die Regierung, die SA, die Partei oder einen ihrer 
Führer" — es war das meist genannte Delikt aller Heimtückevergehen — in den 
Jahren 1933—1935 in der Regel mit 3—6 Monaten Gefängnis, ab 1936 stieg das 
Strafmaß auf 6—10 Monate Gefängnis für dieselben Verurteilungsgründe an. 
Der Rückgang der Vergehen ab 1940 wurde vom Regierungspräsidenten darauf 
zurückgeführt, daß die ausgesprochenen Strafen ab dieser Zeit höher waren. Ein 
Landwirt aus Pleinting, Landkreis Vilshofen, wurde wegen eines Vergehens nach 
§ 2 Heimtückegesetz zu einem Jahr und drei Monaten Gefängnis verurteilt. Er 
hatte folgenden Witz erzählt: „Wir müssen nicht verhungern, da Hitler der 
größte Erbhofbauer ist, er besitzt 90 Millionen Rindviecher und den größten 
Saustall" 1 7 8 . Zu zwei Jahren Gefängnis verurteilt wurde eine Frau aus dem 
Landkreis Vilshofen wegen der Behauptung, Hitler sei am Krieg mit Rußland 
schuld. Eine „kritische Äußerung über Hitler anläßlich des Todes von Pfarrer 
Huber aus Landau im K Z Dachau und wegen abwertender Äußerungen über das 
Regime" 1 7 9 als Vergehen gegen § 2 Heimtückegesetz büßte ein Brotträger aus 
Landau mit 2 Jahren 6 Monaten Gefängnis 1 8 0 . 
Oftmals waren die Äußerungen, die als „staatsabträglich", als „heimtückische 
Angriffe auf Staat und Partei" angezeigt wurden, getragen von einem hohen 
Verantwortungsbewußtsein der Beschuldigten gegenüber dem Staat und der 
Bevölkerung und keineswegs gehässige Ausfälligkeiten. Das gilt nicht nur für die 
Verkündigung in den Predigten der Geistlichen. Ein Beispiel sei als Beleg für diese 
Behauptung eigens herausgegriffen: Im Monatsbericht vom 8. 4.1941 wird ge-
meldet: „Größeres Aufsehen erregte die Festnahme eines Gerichtsassessors des 
Amtsgerichts Dingolfing, der in einer Gastwirtschaft in Dingolfing beim Karten-
spiel Äußerungen gröbster Art über Partei, Staat und Wehrmacht gebrauchte." 
Das Ermittlungsverfahren gegen den Beschuldigten, den damaligen Gerichtsasses-
sor Georg Wandinger, wurde vor dem Sondergericht München geführt. In den 
Ermittlungsakten ist als Grund für das Verfahren angeführt, „weil er u. a. den 
Einmarsch in die Tschechoslowakei als „Politik der Gewalf kritisiert haben soll, 
die durch Verhandlungen hätte vermieden werden müssen, und weil er die Be-
handlung straffällig gewordener Polen als GPU-Methoden bezeichnete" Hier 
zeigt sich deutlich, daß die Anschuldigungen, die für eine Strafverfolgung aus-
reichend erschienen, die U n t e r d r ü c k u n g einer unbequemen Wahrheit zum Ziele 
iiatten und dies durch Diffamierungen verschleiert wurde. 
I Viele Vergehen nach dem Heimtückegesetz sind nicht als aktiver Widerstand 
{gegen den Nationalsozialismus zu werten. Die Äußerungen tragen häufig den 
[Stempel einer persönlichen Verärgerung oder auch einer Unbedachtheit. Dennoch 
[beweist gerade die Anzeigenflut, wie wenig sicher sich dieses Regime seiner Volks-
• gemeinschaft sein konnte. Die große Zahl der Beschuldigungen, die gegen Männer 
1 7 6 Monatsbericht vom 11.4. 1939. 
1 7 7 Monatsbericht vom 8. 9.1939. 
| 1 7 8 Archivverzeichnisse des Sondergerichts München, 1943, Nr. (8417). 
1 7 9 Zu Pfarrer Huber, Landau, vgl. S. 321 f. 
j 1 8 0 Archivverzeichnisse des Sondergerichts München, 1943 Nr. (8293). 
1 8 1 Archivinventare vom Sondergericht München, Bd. 3, 1940/41, S. 1262, lfd. Nr. 
(6223). Das Verfahren gegen den Beschuldigten wurde seinerzeit eingestellt. 
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und Frauen aus allen Bevölkerungsschichten erhoben wurden, zeugt von einer ] 
breiten Opposition des Volkes. | 
Der Rückgang der Anzeigen in den Kriegsjahren ist kein Beweis für etwa eine 1 
breitere Zustimmung. Entgegen der in den Regierungspräsidentenberichten ge- \ 
äußerten Ansicht, daß die Strafen gewirkt hätten und den Mund der Gegner I 
verstummen ließen, bin ich der Überzeugung, daß das Regime selbst nach Kriegs- \ 
beginn seine Verfolgungspraxis verlagerte. Gegen Kritiker konnte nunmehr auf | 
Grund von Kriegsmaßnahmengesetzen noch schärfer vorgegangen werden. j 
6. Bekämpfung von Kriegsgegnern und „Kriegsverbrechern" 
Die zu Beginn des 2. Weltkrieges erlassenen Vorschriften diskriminierten auch 
im Regierungsbezirk Niederbayern/Oberpfalz Tausende von Menschen zu „Ver-
brechern", die als Feinde und Gegner des Staates verfolgt wurden. 
a) „Rundfunkverbrechen" 
Am 1. September 1939 erließ die Reichsregierung die Verordnung über außer-
ordentliche Rundfunkmaßnahmen. Diese verbot grundsätzlich das Abhören aus-
ländischer Rundfunksender und bedrohte die Mißachtung des Verbotes mit Zucht-
haus-, in leichteren Fällen mit Gefängnisstrafen und mit Einziehung der Rund-
funkgeräte ( § 1 ) . „Wer Nachrichten ausländischer Sender, die geeignet sind, die 
Widerstandskraft des deutschen Volkes zu gefährden, vorsätzlich verbreitet, wird 
mit Zuchthaus, in besonders schweren Fällen mit dem Tode bestraft" (§ 2). Als 
Begründung für diese Verordnung wurde dem deutschen Volk verkündet: „Im 
modernen Krieg kämpft der Gegner nicht nur mit militärischen Waffen, sondern 
auch mit Mitteln, die das Volk seelisch beeinflußen und zermürben sollen. Eines 
dieser Mittel ist der Rundfunk. Jedes Wort, das der Gegner herübersendet, ist 
selbstverständlich verlogen und dazu bestimmt, dem deutschen Volke Schaden 
zuzufügen. Die Reichsregierung weiß, daß das deutsche Volk diese Gefahr kennt, 
und erwartet daher, daß jeder Deutsche aus Verantwortungsbewußtsein heraus es 
zur Anstandspflicht erhebt, grundsätzlich das Abhören ausländischer Sender zu 
unterlassen. Für diejenigen Volksgenossen, denen dieses Verantwortungsbewußt-
sein fehlt, hat der Ministerrat für die Reichsverteidigung die . . . Verordnung er-
lassen" 1 8 2 . Ein Teil der Bevölkerung im Regierungsbezirk ließ dieses „Verant-
wortungsbewußtsein" vermissen, d.h. er ließ sich das Recht auf Information 
nicht nehmen. Bereits im Monat September 1939, also unmittelbar nach Erlaß der 
Verordnung, wurden im Regierungsbezirk 23 „Staatsfeinde" registriert, die 
wegen des verbotenen Abhörens ausländischer Rundfunksender angezeigt wurden. 
11 Rundfunkgeräte wurden in diesem Zeitraum beschlagnahmt183. Die Anzeigen 
und Festnahmen der folgenden Monate und Jahre (etwa monatlich um 20) be-
wegten sich in einem Rahmen, der dem Berichterstatter „im Verhältnis der sicher-
lich großen Zahl der Hörer ausländischer Sender ein verschwindendes Ergebnis" 
erschien 1 8 4 . Zudem erfolgten Anzeigen des öfteren aus persönlicher Feindschaft 
und Rachsucht; das Vergehen konnte in vielen Fällen nicht nachgewiesen werden. 
1 8 2 RGBl 1939, I, S. 1683. Bemerkenswert ist, daß auch die Sender neutraler Staaten 
nicht gehört werden durften. 
1 8 3 Monatsbericht vom 9.10.1939. 
1 8 4 Monatsbericht vom 10.11.1944. 
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Dennoch sind zwischen 1939 und 1945 viele Strafurteile wegen dieses Vergehens 
ergangen, ab 1943 besonders häufig wegen Abhörens des Senders Beromünster 1 8 5 . 
Die für die Aburteilung von „Rundfunkvergehen" und „Verbrechen" zustän-
digen Sondergerichte sprachen drastische Strafen aus, die auf die Bevölkerung 
abschreckend wirken sollten. Anfang 1940 wurde z. B. ein Revierforstwart aus 
Etsdorf wegen Abhörens ausländischer Rundfunksender zu einer Zuchthausstrafe 
von 6 Jahren verurteilt1 8 ß. Der Arbeiter Franz Braumandl aus Passau ist 1940 
wegen des gleichen Delikts zu 1 Jahr und 3 Monaten Zuchthaus verurteilt und 
nach der Beendigung der Strafvollstreckung an die Gestapo übergeben worden; 
am 23. 5. 1942 starb er im K Z Buchenwald 1 8 7 . Die Verurteilungen zu Zuchthaus-
strafen zwischen 1 und 6 Jahren waren in den Jahren 1940—1945 keine Selten-
heit und trafen Arbeiter und Landwirte ebenso wie Akademiker, Frauen ebenso 
wie Männer. Wegen Abhörens des Londoner Senders wurden beispielsweise die 
Regensburger: Prokurist Breu mit 4 Jahren Zuchthaus und 4 Jahren Verlust der 
bürgerlichen Ehrenrechte, Rechtsanwalt Heiß mit 1 Jahr und 6 Monaten Zucht-
haus und 2 Jahren Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte, Zahnarzt Dr. Meyer mit 
4 Jahren Zuchthaus und 3 Jahren Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte, Degra-
dierung und Ausstoßung aus der Wehrmacht bestraft1 8 8. In vielen Fällen sind 
Gefängnisstrafen ausgesprochen worden, die sich zwischen 3 Monaten und 1 V2 
Jahren bewegten. Bei unabsichtlichem Hören oder wenn eine Absicht nicht nach-
gewiesen werden konnte, wurden die Angezeigten ernstlich verwarnt. 
In mehreren Fällen wurde das Verbrechen des Abhörens ausländischer Rund-
funksender mit anderen „staatsfeindlichen Bestrebungen" in Verbindung ge-
bracht. Das Delikt konnte so zu einem Prozeß vor dem Volksgerichtshof in Berlin 
und zum Urteil der Todesstrafe führen. Im Monatsbericht vom 10.6. 1944 wird 
berichtet: „In Deggendorf wurde eine Gruppe von 15 Hörern ausländischer 
Sender festgestellt und hiervon 12 Personen festgenommen, von denen 5 ausge-
sprochene Staatsfeinde sind, einer ein Halbjude und ehemaliger Marxistenführer." 
Sie haben „fortgesetzt die Nachrichten des Schweizer und Londoner Senders 
abgehört und weiterverbreitet und sich in wehrzersetzender Weise geäußert" 1 8 9 . 
Die Personen der Gruppe dürften zum Teil mit jenen identisch sein, deren Prozeß 
beim Sondergericht München für 5 Beschuldigte mit Gefängnisstrafen, für 6 Be-
schuldigte mit Freispruch endete1 9 0. Das Verfahren gegen weitere Mitglieder der 
Gruppe ist vermutlich vor dem Volksgerichtshof in Berlin geführt worden; denn: 
„Im A k t 1 9 1 wird ein Prozeß vor dem Volksgerichtshof in Berlin gegen den Radio-
gcschäftsinliaber Karl Rössler und dessen Ehefrau Emma Rösslcr, beide aus Deg-
gendorf, wegen Abhörens ausländischer Rundfunksender erwähnt, in dem Karl 
Rössler zum Tode verurteilt wurde. Ein weiteres Verfahren vor dem Volks-
gerichtshof richtet sich gegen den jüdischen Mischling Berthold Heckscher, einem 
1 8 5 Lt. Prozeßakten des Sondergerichts München, in: Archivverzeichnisse Sondergericht 
München. Das Abhören des Moskauer Rundfunksenders war als kommunistische Um-
triebe schon seit 1933 verboten. 
1 8 6 Monatsbericht vom 8.4.1940. 
1 8 7 Archivinventare vom Sondergericht München, Teil 4, 1940/ 1941, lfd. Nr. (4493). 
1 8 8 Monatsbericht vom 8. 1. 1944. 
1 8 9 Monatsbericht vom 10.6.1944. 
1 9 0 Prozeß Nr. 12 887; in Archivinventare vom Sondergericht München 1944, lfd. Nr. 
(8598). 
1 9 1 d. h. des vorgenannten Prozesses Nr. 12 887 des Sondergerichts München. 
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,ehemaligen marxistischen Funktionär'; ihm werden Abhören ausländischer 
Rundfunksender und Kriegswirtschaftsverbrechen vorgeworfen, der Verkehr mit 
ihm wird R. zum Vorwurf gemacht" 1 9 2 . Der Monatsbericht vom 11.12.44 ver-
zeichnet die Verurteilung von drei Personen aus Deggendorf zum Tode „wegen 
Rundfunkverbrechen und Wehrkraftzersetzung". 
Auch in dem Prozeß gegen mehrere Personen aus Massing, Landkreis Eggen-
felden „wegen Abhörens ausländischer Rundfunksender" wurde der „Destilla-
teur Joseph Echtler wegen derselben Sache und wegen kritischer Äußerungen 
über den Krieg, das Regime und Hitler nach Berlin zu einem Prozeß vor dem 
Volksgerichtshof gebracht" 1 9 3 . 
b) Verbotener Umgang mit Kriegsgefangenen und „Fremdvölkischen" 
Schon bald nach dem Ausbruch des Krieges, nämlich nach dem Blitzkrieg gegen J 
Polen im Herbst 1939, wurden polnische Kriegsgefangene in großer Zahl nach j 
Deutschland verbracht. Ihnen folgten polnische Zivilarbeiter und in den nächsten I 
Kriegsjahren Gefangene aus Frankreich und Rußland. Die Kriegsgefangenen I 
waren — auch innerhalb des Regierungsbezirkes — zur Arbeitsleistung in Land-1 
Wirtschaft und Industrie eingesetzt. I 
Nach § 4 der Verordnung zur Ergänzung der Strafvorschriften zum Schutze 
der Wehrkraft des deutschen Volkes vom 25.11.1939 (RGBl. 1939, I, S. 2319) in 
Verbindung mit dem bayerischen Landesgesetz vom 2.12.1939 (GVB1.1939, 
S.341) und der Verordnung vom 11.5.1940 (RGBl. 1940, I, S. 769) war trotz 
räumlicher Nähe jeglicher Umgang mit den Kriegsgefangenen über-das^ noIweiP 
dige Maß^hinaus verboten und unter Strafei gesjellt^Ebenso mußten die polnischen 
ZivHarbeiter vönllen DeT^Ts^ e^mogiiSnst scnluTgetrennt werden 1 9 4 . 
Ein Großteil der Bevölkerung insbesondere auf dem Lande hielt sich nicht an 
diese Verbote, und so wurden Hunderte von Niederbayern und Oberpfälzern 
deswegen der „staatsfeindlichen Bestrebungen" bezichtigt. 
Erste Klagen über den Umgang mit Kriegsgefangenen wurden bereits im Be-
richt für den Monat Oktober 1939 laut: Die katholischen Polen feierten zusam-
men mit den Deutschen in den katholischen Kirchen Gottesdienst. „Der gemein-
same Kirchenbesuch verleitet wohl auch die Zivilbevölkerung dazu, den nötigen 
Abstand den Polen gegenüber zu vergessen" 1 9 5 . Auch in der Folgezeit mußte die 
Erfahrung gemacht werden, „daß die ländliche Bevölkerung trotz der hohen 
Strafen und ständiger Belehrung sich der Tragweite eines verbotenen Umgangs 
mit Kriegsgefangenen" nicht bewußt war 1 9 6 . Die Bauern zeigten kein Verständ-
nis für das Verbot der Tischgemeinschaft zwischen ihnen und den Fremdarbeitern; 
sie ließen den „nötigen Abstand vermissen" und behandelten sie nach Meinung 
der Berichterstatter zu gut. „Bezeichnend ist auch, daß sich (deutsche) Bauern J 
darüber aufgehalten haben, daß ihre ausländischen Arbeitskräfte, insbesondere / 
Polen und Ostarbeiter, nicht auch Weihnachtszuteilungen197 erhalten haben" 1 9 8 . f 
1 9 2 Archivinventare vom Sondergericht München, Prozeßakt Nr. 12 887, lfd. Nr. (8598). 
1 9 3 Archivinventare vom Sondergericht München, Prozeßakt Nr. 12 877, lfd. Nr. (8588). 
1 9 4 S. Verordnung über die Behandlung von Ausländern vom 5.9.1939 (RGBl. I, 
1939, S. 1667). Weitere Bestimmungen sind in: W. Ziegler, 272 angeführt. 
1 9 5 Monatsbericht vom 8.11.1939. 
1 9 6 Monatsbericht vom 9. 5.1940. 
1 9 7 d. i. Lebensmittelsondermarken. 
1 9 8 Monatsbericht vom 8. 1. 1944. 
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Auch wurde darüber Klage geführt, daß Polinnen und Ostarbeiterinnen ihre 
Kinder zusammen mit den Kindern ihrer deutschen Arbeitgeber aufziehen 1 9 9 . 
Anzeigen, Festnahmen und Strafurteile in steigender Anzahl lassen erkennen, 
daß die Bevölkerung nicht, wie vom Regime vorgesehen, die Gefangenen als 
„Untermenschen" betrachtete, sondern viele durch ihr mitmenschliches Verhalten 
eine Zuchthausstrafe riskierten. Als strafwürdiges Vergehen wurde z. B. angezeigt, 
daß Kriegsgefangene von ihren Arbeitgebern in Gasthäuser mitgenommen wur-
den und mit diesen zechten. 
Als Beschuldigte festgenommen wurden zwei Arbeiter der Zuckerfabrik (da-
mals „Holzverzuckerungsanlagen") Regensburg. Sie hatten „einem belgischen 
Kriegsgefangenen eine Herrentaschenuhr und eine Herrenarmbanduhr abgekauft 
und mit deutschem Geld bezahlt". Ebenfalls festgenommen wurden „eine Loko-
motivheizersfrau und eine ledige Arbeiterin, beide aus Regensburg", weil sie 
einem im Stadtlagerhaus Regensburg beschäftigten französischen Kriegsgefange-
nen Rauch- und Genußmittel zugesteckt haben 2 0 0 . 
Wegen des Vergehens des verbotenen Umgangs mit Kriegsgefangenen bestraft 
wurde eine Dienstmagd aus dem Landkreis Vohenstrauß, weil sie einen französi-
schen Kriegsgefangenen veranlaßt hatte, sie bei der Besuchsfahrt zu ihrer Mutter mit 
dem Fahrrad zu begleiten. „Dort verabreichte ihre Mutter dem Gefangenen eine 
Tasse Kaffee und ein Stück Brot" 2 0 1 . Mit einer Zuchthausstrafe von einem Jahr 
und acht Monaten wurde ein Heizungsmonteur aus . ^ J | £ s b u r ^ belegt, „der 
russische Kriegsgefangene mit Brot und Butter versorgt hatte" 2 0 2 . Der katholische 
Pfarrer von Aldersbach, Landkreis Vilshofen wurde festgenommen, „weil er 
polnischen Kriegsgefangenen die kunstgeschichtlich wertvolle Barockkirche von 
Aldersbach gezeigt hat" 2 0 3 . Mit einer Zuchthausstrafe von fünf Jahren büßte 
ein Hochofenarbeiter von Amberg die Unterstützung eines Fluchtplanes eines 
französischen Kriegsgefangenen, indem er „an seinem Arbeitsplatz fortgesetzt 
m i t . . . [diesem] Privatgespräche führte, ihn in seiner Wohnung übernachten ließ, 
ihm Zivilkleider aushändigte und den Fluchtweg nach Frankreich anhand einer 
Skizze erläuterte" 2 0 4 . Gegen ein Bauernehepaar wurde Anzeige erstattet, „weil 
es sich von dem bei ihm beschäftigten Kriegsgefangenen Vater und Mutter nennen 
und mit ihm photographieren ließ" 2 0 5 . Ebenso wurde eine Gastwirtstochter fest-
genommen, „weil sie sich mit französischen Kriegsgefangenen photographieren 
ließ" 2 0 6 . 
Zu den „staatsfeindlichen Bestrebungen" der genannten Arten kamen Liebes-
verhältnisse von deutschen Frauen mit den Kriegsgefangenen. In der Rassen-
propaganda des nationalsozialistischen Staates bedeutete der Umgang mit Nicht-
deutschen eine Gefahr für das deutsche Blut. Auch hierfür wurden Zuchthaus-
strafen von drastischer Höhe ausgesprochen, die anscheinend nicht abschreckend 
wirkten, denn die Zahl der Anzeigen und der Verurteilungen nahm ständig zu. 
Das ist im Monatsbericht vom 10. 7. 1944 besonders vermerkt. Der Berichter-
1 9 9 Monatsbericht vom 8.12.1943. 
2 0 0 Monatsbericht vom 9. 9. 1940. 
2 0 1 Monatsbericht vom 10.10.1040. 
2 0 2 Monatsbericht vom 8. 2.1942. 
2 0 3 Monatsbericht vom 8.3.1940, in Ziegler, 260. 
2 0 4 Monatsberichte vom 9.12. 1941 / 10.4.1942. 
2 0 5 Monatsbericht vom 10.2.1943. 
2 0 6 Monatsbericht vom 10.3.1943. 
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statter empfahl deshalb zu überlegen, ob es nicht geboten sei, „im Interesse der 
Reichssicherheit und vor allem der Minderung der Gefahren für die deutsche Frau 
und das deutsche Blut" die Gefangenen alle zwei Jahre auszuwechseln. Zuneh-
mend wurden deutsche Frauen ab 1943 ebenso wie die Kriegsgefangenen und 
ausländischen Zivilarbeiter (meist Polen) wegen des „verbotenen Umgangs" in 
Konzentrationslager eingewiesen 2 0 7 . In nicht geringer Anzahl wurden Polen und 
Ostarbeiter wegen Geschlechtsverkehrs mit deutschen Frauen exekutiert 2 0 8 . 
c) „Zersetzung der Wehrkraft des deutschen Volkes" 
Die Verordnung über das Sonderstrafrecht im Kriege und bei besonderem Ein-
satz (RGBl. 1939, I, S. 1455 ff.) sah in § 5 Abs. 1 für das Verbrechen der Wehr-
kraftzersetzung die Todesstrafe in folgenden Fällen vor: 
„1. Wer öffentlich dazu auffordert oder anreizt, die Erfüllung der Dienstpflicht in der 
deutschen oder einer verbündeten Wehrmacht zu verweigern, oder sonst öffentlich den 
Willen des deutschen oder verbündeten Volkes zur wehrhaften Selbstbehauptung zu 
nehmen oder zu versetzen sucht; 
2. wer es unternimmt, einen Soldaten oder Wehrpflichtigen des Beurlaub tenzustandes 
zum Ungehorsam, zur Widersetzung oder zur Tätlichkeit gegen einen Vorgesetzten oder 
zur Fahnenflucht oder unerlaubten Entfernung zu verleiten oder sonst die Manneszucht 
in der deutschen oder einer verbündeten Wehrmacht zu untergraben; 
3. wer es unternimmt, sich oder einen anderen durch Selbstverstümmelung, durch ein 
auf Täuschung berechnetes Mittel oder auf andere Weise der Erfüllung des Wehrdienstes 
ganz, teilweise oder zeitweise zu entziehen." 
In minder schweren Fällen konnte auf Zuchthaus oder Gefängnis erkannt 
werden (Abs. 2). 
Verbrechen der vorgenannten Art sind im Regierungsbezirk Niederbayern/ | 
Oberpfalz nur in ganz wenigen Einzelfällen begangen worden. Dennoch erfolg- i 
ten zahlreiche Verhaftungen, die mit „Wehrkraftzersetzung" begründet wurden, f 
Auf Grund einer Weisung Hitlers zu Beginn des Krieges „gab der Chef der \ 
Sicherheitspolizei am 3. September 1939 einen . . . Runderlaß über die ,Grund- f 
sätze der inneren Staatssicherung während des Krieges' heraus" 2 0 9 . Nach diesen | 
Grundsätzen war gegen jede Äußerung rücksichtslos einzuschreiten, die als Kritik | 
am Krieg und an Kriegsmaßnahmen aufgefaßt werden konnte oder die einen | 
Zweifel am deutschen Endsieg erkennen ließ. Insbesondere in den Kriegsjahren| 
1943—1945 häuften sich die Beschuldigungen wegen defaitistischer und wehr-| 
zersetzender Äußerungen. Die Beschuldigten waren meist Personen, die irgend-! 
wie in der Öffentlichkeit standen, vor allem Pfarrer, Rechtsanwälte, Ärzte,! 
Betriebsleiter. Die Verfahren wegen dieses „staatsfeindlichen Verbrechens" wur-i 
den vor dem Volksgerichtshof in Berlin geführt, und über mehrere Personen aus 
dem Regierungsbezirk wurde die Todesstrafe ausgesprochen210. Die Wehrzer-
setzung bestand auch hier meist in Mahnungen, Warnungen und Ratschlägen. Z . B . 
wurde der praktische Arzt Dr. Alois Geiger von Grafenau wegen Wehrkraftzer-
setzung vom Volksgerichtshof zum Tode verurteilt und hingerichtet. Er hatte 
2 0 7 Siehe dazu Kap. IV. 
2 0 8 Z.B. Monatsberichte vom 8.5.41 / 8.10.41 / 11.4.43 / 10.4.42 / 10.2.43 / 
8.2.42/8.11.41. 
2 0 9 M. Broszat, 104. 
2 1 0 Siehe Kapitel IV. 
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gegenüber der Frau eines HJ-Oberbannführers geäußert, „daß der Krieg ver-
loren sei und sie ihren Mann aus seiner Stellung wegbringen solle, weil diese Leute 
erschossen würden" 2 1 1 . 
Dem Karmelitenpater Franz Heyder wurde wegen seiner Äußerungen in einer 
Predigt „Wehrkraftzersetzung" zu Last gelegt; auch er wurde vom Volksge-
richtshof zum Tode verurteilt. Die beanstandeten Äußerungen lauteten: „Die 
deutschen Großstädte werden heute in wenigen Minuten in Schutt und Asche 
gelegt. Es ist dies eine Strafe Gottes, denn die Sünden der Städte ragen wie 
Sodoma und Gomorrha, wie Berge in den Himmel. Es ist dies nur ein Teil der 
Strafe. Das deutsche Volk muß noch härtere Strafen erleiden, bis es am Ende zu 
Christus zurückfindet. Es ist dies auch eine Strafe, weil die Kirche vom öffent-
lichen Leben verdrängt wurde. Die Strafe folgt nun auf dem Fuß" 2 1 2 . 
Ein Kaplan von Freyung (Landkreis Wolfstein) „wurde in das Konzentrations-
lager eingeliefert, weil er durch seine hetzerischen und defaitistischen Äußerungen 
gegenüber Angehörigen von Frontsoldaten Unruhe in die Bevölkerung brachte" 2 1 3 . 
IV. D i e J u s t i z p r a x i s d e s n a t i o n a l s o z i a l i s t i s c h e n S t a a t e s 
z u r B e k ä m p f u n g v o n G e g n e r n i m R e g i e r u n g s b e z i r k 
N i e d e r b a y e r n u n d O b e r p f a l z 
1. Schutzhaft und Konzentrationslager 
Die Schutzhaft war im deutschen Polizeiwesen an sich schon J^ge^vwjder 
Herrs^^ bekannt. Vor 1914 galt sie als eine kurz-
fristige polizeiliche Verwahrung zum ScTmtze und im Interesse einer Person 2 1 4 . 
In der Weimarer Republik konnte Schutzhaft als „zeitlich, lokal und juristisch 
begrenzte Polizeihaft" 2 1 5 zum Schutz der öffentlichen Ordnung in Ausnahme-
fällen verhängt werden. Der Inhaftierte war innerhalb 24 Stunden dem Richter 
Ivorzuführen. Der nationalsozialistische Staat benützte die Möglichkeit der Schutz-
fhaft von Anfang an für die Bekämpfung der politischen Gegner und machte sie 
j zur ständigen Einrichtung. Auf Grund der Verordnung zum Schutz des deutschen 
Volkes vom 4. 2.1933 konnte die Dauer der Schutzhaft als „»vorbeugende* Poli-
zeimaßnahme zur Ausschaltung der von »staatsfeindlichen Elementen drohenden 
Gefahren',, auf drei Monate ausgedehnt werden. Nachdem durch die Verord-
nung zum Schutz von Volk und Staat vom 28. 2. 1933 (Reichstagsbrandvcrord-
nung) die Freiheitsrechte der Person außer Kraft gesetzt waren, erhielten die 
Polizeibehörden das Recht, „das wirksamste Mittel im Kampf gegen Staatsfeinde, 
die Freiheitsentziehung in Form der Schutzhaft anzuordnen" 2 1 6 . Sie wurde will-
kürlich, ohne rechtliche und zeitliche Beschränkung verfügt und ließ keine richter-
2 1 1 Monatsberichte vom 10.10.1943 / 8.12.1943. Vgl. dazu W. Wagner, 293. 
2 1 2 Monatsberichte vom 10.8.1944/ 10.1.1945. Pater Heyder wurde kurz vor der 
Hinrichtung von den Amerikanern befreit (Ziegler, S. 333, Anm. 6) Vgl. auch W. Wagner, 
412. 
2 1 3 Monatsbericht vom 10.4.1942 (in Ziegler, 306). 
2 1 4 M.Broszat u.a., Konzentrationslager — Kommissarbefehl — Judenverfolgung, 11. 
2 1 5 K.-D. Bracher, Die deutsche Diktatur, 389. 
2 1 6 H. Tesmer, zit. in M. Broszat, 13. 
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liehe Nachprüfung über ihre Berechtigung zu 2 1 7 D a b e i wurde „die permanente 
,Schutzhaft' euphemistisch ins Positive gewendet und als Schutz des einzelnen 
vor der Volkswut wie als Schutz der »Volksgemeinschaft' vor dem einzelnen 
gerechtfertigt" 2 1 8 . 
Die Verfügungsberechtigung zeigt deutlich den veränderten Charakter der 
Schutzhaft im nationalsozialistischen Staat. Bis dahin hatte die Obere Polizei-
behörde Schutzhaftbefehle erlassen. Nunmehr hielten sich auch die Parteidienst-
stellen, vor allem die Sonderbeauftragten der SA bei den Bezirksämtern, ja selbst 
SA-Mitglieder dazu befugt, die Schutzhaft über politische Gegner zu verhängen. 
Die politische Polizei 2 1 9 handelte bei den Massenverhaftungen der Mitglieder 
politischer Parteien im ersten Jahr nationalsozialistischer Herrschaft auf Weisung 
höherer Parteidienststellen oder aus eigener Zuständigkeit 2 2 0 . Der Inschutzhaft-
nahme brauchte kein greifbarer Tatbestand zugrundeliegen; als vorbeugende 
Maßnahme bedurfte sie keiner rechtlichen Begründung. 1933 „erforderte" die 
Sicherheit des Staates gegen Anschläge und Umtriebe seiner Feinde „schnelle, 
durch formale Vorschriften nicht behinderte Maßnahmen" 2 2 1 . 
Im Regierungsbezirk Niederbayern und Oberpfalz wurde in diesem Jahr die 
Schutzhaft von den verschiedensten Stellen mit verschiedenster Begründung gegen 
vielerlei Personen und Personengruppen verhängt. Dazu einige Beispiele: 
Der Aktion der politischen Polizei gegen die Mitglieder der Bayerischen Volks-
partei im Juni 1933 lag ein Befehl des „Politischen Polizeikommandeurs, der 
über den Sonderkommissar an die Beauftragten bei den Bezirksämtern unter Aus-
schaltung der Regierung und der Bezirksämter ergangen ist" 2 2 2 , zugrunde. Sie 
diente dem Zweck, die örtlichen Parteigruppen zur Selbstauflösung zu zwingen 
und „hatten den Rücktritt der meisten volksparteilichen Bürgermeister, Gemein-
de- und Bezirkstagsmitglieder von ihren Ämtern zur Folge" 2 2 3 , wodurch der 
Weg frei gemacht war für die nationalsozialistische Umbildung dieser Gremien, 
über ehemalige Mitglieder und Anhänger der Kommunistischen Partei wie über 
kommunistisch Gesinnte wurde bei Bekundung ihrer Gesinnung grundsätzlich 
Schutzhaft verhängt, soweit nicht Strafanzeige erstattet worden ist 2 2 4 . Die Schutz-
haft sollte ihnen „Zeit und Gelegenheit" geben, „über das Unsinnige ihres Ver-
2 1 7 Regierungspräsident Dr. Wirschinger vertritt im Halbmonatsbericht vom 19.9.1933 
die Ansicht, daß die ME v. 22. 3.1933, „deren Ziffer 4 das Beschwerderecht ausschließt", 
durch die ME v. 22. 5.1933 aufgehoben wurde und „zur Zeit eine Beschwerde an die 
Bayerische Politische Polizei zulässig ist." Diese Ansicht wurde endgültig revidiert durch 
das preußische Gesetz über die Geheime Staatspolizei vom 10.2. 1936. 
2 1 8 K.-D. Bracher, Die deutsche Diktatur, 395. 
2 1 9 Heinrich Himmler hatte die politische Polizei als Abt. VI der Polizeidirektion 
München vorgefunden und baute diese bis dahin belanglose Institution aus. Ihre Haupt-
aufgabe war das Aufspüren von Staatsfeinden. (M. Spindler, Bayerische Geschichte, 
Bd. IV/1,522). 
2 2 0 Der Regierungspräsidentenbericht von Niederbayern/Oberpfalz v. 5. 7. 33 beklagt 
diesen Zustand „ . . . vielfach besteht die Meinung, daß durch die Sonderkommissare 
und die Beauftragten die ME vom 22.5.33 Nr. 2186 a 48 überholt und außer Kraft 
gesetzt sei. Auch Vertreter der Beauftragten halten sich zur Verhängung der Schutzhaft 
für befugt. Eine baldige Klärung ist erforderlich." 
2 2 1 Diels, in M. Broszat, 29. 
2 2 2 Halbmonatsbericht vom 5.7.1933. 
2 2 3 Halbmonatsbericht vom 5. 7.1933, auch 19. 7. 1933; vgl. S. 308. 
2 2 4 Vgl. Halbmonatsbericht vom 20.4. 33 / 20. 6. 33 / 5. 7. 33 / 7. 8. 33. 
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haltens nachzudenken" 2 2 5 oder eine weitere Agitation unterbinden. Studienrat 
Wirthmüller von Straubing, der verdächtigt wurde, ein Pazifist zu sein, wurde 
durch Verfügung des Straubinger Stadtkommissärs in Schutzhaft genommen, da 
„wegen der Mißstimmung und Agitationen" der Bevölkerung keine Gewähr für 
seine Sicherheit bestand 2 2 6 . Der Sonderbeauftragte des Kommissärs des A D G B 
(= Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundes) ordnete die Schutzhaft über 
den Geschäftsführer des Straubinger Fabrikarbeiterverbandes an. „Dieser soll im 
Betrieb der Dachziegelwerke Ergoldsbach den Arbeitsfrieden gestört haben" 2 2 7 . 
Es ist anzunehmen, daß diese Inschutzhaftnahme in Verbindung mit dem Verbot 
der Gewerkschaften stand. Im Bericht vom 19. September 1933 beklagt Regie-
rungspräsident Dr. Wirschinger „mancherlei Unklarheiten" über die Schutzhaft 
und die Mißgriffe beim Vollzug der Schutzhaftbestimmungen. Er stellt fest, daß 
in vielen Fällen „die Schutzhaft als Strafe für abfällige Äußerungen über Regie-
rungsmitglieder oder Regierungsmaßnahmen" verhängt werde, wofür jedoch die 
Justizbehörden zuständig und die Strafbestimmungen ausreichend seien. Als 
Beispiel für die nach Ansicht des Regierungspräsidenten unsichere und unklare 
Rechtslage ist im gleichen Bericht u. a. folgender Fall geschildert: 
„Am 30. August 1933 hat ein Beauftragter des Sonderkommissars der OSA-Führung 
bei einem Bezirksamt gegen den Zwangsverwalter eines landwirtschaftlichen Anwesens 
einen Schutzhaftbefehl erlassen wegen der Zustände bei der Zwangsverwaltung. Aus 
dem Haftbefehl ist nicht zu entnehmen, ob es sich um strafrechtliche Verfehlungen oder 
um wirtschaftliche Unfähigkeit handelte." 
Die Inhaftierten wurden in den ersten Monaten des Jahres 1933 in den Justiz-
gefängnissen verwahrt. Qie-Jl^fo prangte darauf, ^die in ihren Strafanstalten 
einsitzenden,, Schutzhäftlinge loszuv^erden", da durch die Überfüllung der Ge-
fängnisse die Durchführung der geordneten Rechtspflege in Frage gestellt war. 
Der^Reichsführer SS ^ von München, Hein-
rich Himmler« ließ deshalb am 20. März 1933 „auf dem Gelände und in den 
Steinbaracken einer ehemaligen Pulverfabrik in der Nähe von J3aj^au bei Mün-
chen das erste Konzentrationslager errichten" 2 2 8 . Es wurde der Leitung der SS 
unterstellt und nahm von diesem Zeitpunkt an den größten Teil der Schutzhäft-
linge auf. „Schutzhaft" war seitdem fast gleichbedeutend mit Konzentrations-
lagerhaft 2 2 9 . Durch Runderlaß des Reichsministers des Innern vom 12./26. April 
1934 wurde die Zuständigkeit für die Verhängung der Schutzhaft geregelt. Die 
Verhängung der Schutzhaft wurde für zulässig erklärt 
,,a) zum eigenen Schutz des Häftlings 
b) wenn der Häftling durch sein Verhalten, insbesondere durch staatsfeindliche 
Betätigung die öffentliche Sicherheit und Ordnung unmittelbar gefährdet" 2 3 ° . 
Strafbare Handlungen sollten mit der Schutzhaft nicht geahndet werden. 
Schutzhaftbefehle konnten von den unteren Verwaltungsbehörden (damals Be-
zirksämter) und den Dienststellen der NSDAP und SA nicht mehr ausgestellt 
2 2 5 Halbmonatsbericht vom 5. 9.1933; vgl. S. 304. 
2 2 6 Halbmonatsbericht vom 6. 6.1933. 
2 2 7 Halbmonatsbericht vom 6. 6.1933. 
2 2 8 M. Broszat, 18. 
2 2 9 Dies wurde durch den Schutzhafterlaß vom 25. 1. 1938 bestätigt. 
2 3 0 Nach M. Broszat, 38. 
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werden. Die Macht der SA und der Sonderbeauftragten bei den Bezirksämtern 
ist durch diesen Erlaß deutlich eingeschränkt worden. Nach M . Broszat waren die 
Bestimmungen des Runderlasses „Ausdruck des von der inneren Verwaltung aus-
gehenden Strebens nach Normalisierung" 2 3 1 und möglichst völligen Abbau der 
Einrichtungen der Schutzhaft und der Konzentrationslager. Gegen diese Bestre-
bungen standen die erfolgreichen Bemühungen des Reichsführers SS um die Poli-
zeimacht im NS-Staat und um die Befugnisse der SS zur Bekämpfung der Staats-
gegner. „Die Aufsaugung der staatlich-polizeilichen Kompetenzen durch die 
Parteiorganisation der SS und ihre Herauslösung aus der inneren Verwaltung 
war im Bereich der politischen Polizei schon im April 1934 weitgehend erreicht 
und durch das preußische Gesetz über die Gestapo vom 10. Februar 1936 defini-
tiv gesichert. Mit Himmlers Ernennung zum Chef der deutschen Polizei am 
17. Juni 1936 wurde sie schließlich auf den Gesamtbereich der Polizei ausge-
dehnt" 2 8 2 . JDie JSinrkfa und der Konzentrationslager ent-
wickelten sicTi^SI^^ und der Geheimen Staatspolizei 
deren Verfügungen nicht derl^achpruKrig'durch die Verwaltungsgerichte unter-
lagen. Damit lag die Zuständigkeit „in gefährlichsten Händen" 2 3 4 . Die Zustän-
digkeit für die Verhängung der Schutzhaft ging auf das Reichssicherheitshaupt-
amt über, dessen Chef gleichzeitig der Leiter des= Geheimen Staatspolizeiamtes 
war. Die Schutzhaft wurde zunehmend auf nichtpolitische Personen und Perso-
nengruppen ausgedehnt, oder anders ausgedrückt: Jeder ideenmäßige Gegner 
war^  im Nationalsozialismus gleichzeitig ein politischer Gegner und wurde als 
sojdierjvCTfolgt. Der Schutzhafterlaß vom 25.1.1938 bestätigte die Schutzhaft 
als „Zwangsmaßnahme der Geheimen Staatspolizei zur Abwehr aller volks- und 
staatsfeindlichen Bestrebungen gegen Personen . . . , die durch ihr Verhalten den 
Bestand und die Sicherheit des Volkes und Staates gefährden". (§ 1, Abs. 1) 
Nach diesem Erlaß war die Schutzhaft „grundsätzlich in staatlichen Konzen-
tnitionsl^^ . — 
Aus dem Bereich des Regierungsbezirkes Niederbayern und Oberpfalz wurden 
in den Jahren 1934—1939 außer den Marxisten, Juden, Ernsten Bibelforschern 
und „politisierenden Geistlichen" in Schutzhaft genommen z. B. Lebensmittel-
händler wegen Höchstpreisüberschreitungen 2 3 5 , mehrere Personen wegen „staats-
abträglicher", beleidigender, ärgerniserregender Äußerungen 2 3 6 , mehrere Land-
arbeiter und Dienstleute wegen Vertragsbruchs und Dienstentlaufens 2 3 7 . Auch 
Vergehen nach dem Heimtückegesetz wurden mit Schutzhaft geahndet 2 3 8 . Die 
nachfolgenden Einzelbeispiele bringen kein Licht in die Undurchschaubarkeit der 
Prinzipien, geben aber Auskunft über die Praktiken des staatlichen Terrorismus, 
der vor allem darin zum Ausdruck kommt, daß Schutzhäftlinge total der Willkür 
ausgesetzt waren. 
2 3 1 M. Broszat, 38. 
2 3 2 M.Boszat,52. 
2 3 3 M.Boszat,40. 
2 3 4 So H. Schorn, Die Gesetzgebung des Nationalsozialismus als Mittel der Macht, 29. 
2 3 5 z. B. laut MB vom 6. 2.1936 / 6.3. 1936 / 7. 11.1936. 
2 3 6 z. B. laut MB v. 7. 4. 1936 / 7. 4. 1937 / 7. 5. 1937 / 9. 8.37 / 8. 9. 37 / 8.12. 37. 
2 3 7 z. B. laut MB vom 9.10. 36 / 9. 8. 37. 
2 3 8 Zu diesen gehören alle „staatsabträglichen und beschimpfenden Äußerungen über 
das Regime oder führende Persönlichkeiten"; vgl. S. 323 ff. 
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„Ein Schlosser aus Ettmannsdorf, Bezirksamt Burglengenfeld, wurde in Schutz-
haft genommen; er hatte unter seinen Arbeitskameraden im Aluminiumwerk 
Dachelhofen das Gerücht verbreitet, daß er als Fürsorgehäftling des Konzen-
trationslagers Dachau wegen ungenügender Arbeitsleistung nackt hinter einem 
Wachmann her durch ein Brennesselgestrüpp habe kriechen müssen" 2 3 9 . 
Im Monat Juni 1937 wurde nach dem Bericht des Regierungspräsidenten vom 
9. Juli 1937 Schutzhaft verhängt über 
,,a) den Landwirt Stefan Kroyer in Pötzmes, BezA Mainburg, der schon lange als unzu-
friedener Nörgler bekannt ist, besonders in Hopfenbausachen, und über den ein 
Redeverbot verhängt ist, wegen staatsfeindlicher Äußerungen über den Wert des 
Körgesetzes, 
b) den Brauereibesitzer Josef Bäumler in Neustadt a. d. Waldnaab, der in einer Gast-
wirtschaft 3 österreichischen Arbeitern gegenüber den Deutschen Gruß verächtlich 
gemacht, die deutsche Armee beleidigt und unwahre Äußerungen gemacht hat, 
c) den Schneider Fritz Plankl in Breitenbrunn, BezA Parsberg, zur Verhütung einer 
beabsichtigten Auswanderung in die Tschechoslowakei zum Zwecke der Greuel-
propaganda 
d) die Bauersehefrau Karolina Stadler in Rottenmann, BezA Deggendorf, wegen be-
schimpfender Äußerungen über den Führer in einem an eine Schwester in USA ge-
richteten Brief, 
e) den Gastwirtssohn Georg Albersdorfer in Schwarzenfeld, BezA Nabburg, wegen 
wiederholter ärgerniserregender und beleidigender Äußerungen über Führer, Staat, 
Bewegung und staatliche Maßnahmen, obwohl vor 2 Jahren wegen gleichen Ver-
haltens schon einmal Schutzhaft über ihn verhängt war, und 
f) 2 Dienstmägde aus den Bezirksämtern Beilngries und Eggenfelden wegen böswilligen 
Verlassens des Arbeitsplatzes. 
In mehreren Fällen wurden Personen, von der Anklage eines staatsfeindlichen 
Vergehens freigesprochen oder nach Verbüßung einer Strafhaft, der Gestapo 
übergeben und in ein Konzentrationslager eingewiesen 2 4 0 . 
Auch die „Vernachlässigung der Familie" und sonstiges „asoziales Verhalten" 
waren als Begründung für die Verhängung der Schutzhaft ausreichend 2 4 1 . Die 
organisierte Inhaftierung von „Asozialen" (Landstreichern, Bettlern, Zigeunern) 
auf Grund des Erlasses des Chefs des Sicherheitsdienstes fand in den Berichten 
keine Erwähnung. Auf Grund einer vom Reichsführer SS und Chef der deutschen 
Polizei Heinrich Himmler befohlenen Aktion gegen „arbeitsscheue Elemente" 
wurden 4 Personen aus dem Regierungsbezirk in das Konzentrationslager einge-
wiesen; der Monatsbericht vom 8. 6. 1938 meldet ihre Inhaftierung im K Z Buchen-
wald. Die Gesamtzahl der in Schutzhaft befindlichen Personen aus dem Regie-
rungsbezirk ist im Bericht vom 8. 6. 1938 erstmals, und zwar mit 70, angegeben. 
Diese Zahl erscheint nicht hoch. Nach Bracher ist durch die Konsolidierung des 
Regimes zwischen 1934 und 1937 die Zahl der KZ-Häftlinge gesunken 2 4 2 . Es 
muß aber angenommen werden, daß es sich dabei um „Dauerhäftlinge" handelte, 
da zu diesem Zeitpunkt Massenaktionen bereits abgeschlossen und die Betroffenen 
2 3 9 Monatsbericht vom 7. 5.37. 
2 4 0 Monatsbericht vom 8. 9.37, s. a. Achivinventare vom Sondergericht München lfd. 
Nr. (2694), (1400), (4459). 
2 4 1 z. B. laut Monatsbericht vom 7.10. 1937 / 7.1. 38. 
2 4 2 K. D. Bracher, Die deutsche Diktatur, 392. 
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wieder entlassen waren. Neue Verhaftungsaktionen standen im Oktober/Novem-
ber 1938 bevor. Im Oktober 1938 wurden nach dem Bericht der Stapostelle 
Regensburg „ . . . von Freikorps und den Einsatz-Detachements als Gegner 750 Per-
sonen festgenommen. Sie mußten wegen Überfüllung der Gefängnisse größten-
teils in das K Z Dachau verbracht werden" 2 4 3 . Im Sudetenland erbrachte diese 
Aktion 1100 Verhaftungen, von denen „etwa 90 gefährliche Funktionäre und 
Hetzer dem Geheimen Staatspolizeiamt zur Schutzhaftnahme gemeldet" werden 
konnten 2 4 4 . Bei der Aktion gegen die Juden im November 1938 wurden kurz-
fristig alle männlichen Juden in das K Z Dachau eingeliefert; ein Teil von ihnen 
ist im gleichen Monat wieder entlassen worden 2 4 5 . 
Ab Kriegsbeginn wurde der Kreis der Personen, die als „präsumtive Gegner j 
des Regimes" in Schutzhaft zu nehmen waren, erweitert. In das Konzentrations- \ 
lager eingewiesen wurden nun zunehmend kriegsgefangene Polen, Belgier, Fran-
zosen wegen „deutschfeindlichen Verhaltens", polnische Zivilarbeiter und „Pro-
tektoratsangehörige" (Tschechen) wegen „Verstoßes gegen die ihnen auferlegten 
Bestimmungen" oder Arbeitsverweigerung, Deutsche und Ausländer wegen ver-
botenen Umgangs und verbotener Beziehungen, weiter eine große Zahl von „Ost-
arbeitern", die zur Arbeitsleistung den Konzentrationslagern zugewiesen wur-
den. Aus den Jahren 1940 bis 1943 liegen Zahlen über den Stand der in Schutz-
haft befindlichen Personen, über Scnutzhaftanträge und Schutzhaftbefehle in den 
jeweiligen Berichtsmonaten, über Einweisungen in das Konzentrationslager, Ent-
lassungen aus der Schutzhaft, zum Teil auch über Exekutionen und Todesfälle im 
K Z vor 2 4 6 . 
Die nachfolgende Übersicht gibt die in den Berichten enthaltenen Zahlen über 
den Stand der Schutzhäftlinge und einzelne weitere Angaben wieder. 
In Schutzhaft befanden sich aus dem Regierungsbezirk nach Mitteilungen der 
Staatspolizeistelle Regensburg: 
Lt. Bericht am Ende Anzahl zusätzliche Anmerkungen 
vom des Monats für den Berichtszeitraum 
8. 6. 1938 Mai 1938 70 davon 62 im Lager Dachau, 
4 (Arbeitsscheue) in Buchenwald, 3 in 
Regensburg, 
1 in Mallersdorf 
7. 7.1938 Juni 1938 74 
8. 8. 1938 Juli 1938 74 davon 4 Neuzugänge im Juli 
8. 2. 1940 Januar 1940 140 8 Häftlinge sind im Januar in ver-
schiedenen KZ verstorben 
2 4 3 Monatsbericht vom 7. 11. 38. Der Bericht vermerkt, daß in vielleicht der Mehrzahl 
der Fälle den Anzeigen lediglich persönliche Feindschaften und Gehässigkeit zugrunde-
lagen. 
2 4 4 Monatsbericht vom 9. 1.39. Auch diese Zahl erscheint dem Berichterstatter gegen-
über den Anzeigen gering. 
2 4 5 Vgl. Kapitel III, Abschn. 1 und Monatsbericht vom 8.12. 1938. 
2 4 6 Nach der erstmaligen Erwähnung der Anzahl der Schutzhäftlinge im Jahre 1938 
(Monatsberichte vom 8. 6. / 7. 7. / 8. 8.1938) wurden in den genannten Jahren die An-
gaben regelmäßig erstattet; siehe die nachfolgende Übersicht. 
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8. 4.1940 Februar 1940 134 
8. 4.1940 März 1940 135 
9. 5.1940 April 1940 130 
9. 6.1940 Mai 1940 125 
8. 7.1940 Juni 1940 120 
8. 8.1940 Juli 1940 127 
9. 9.1940 August 1940 129 
10. 10.1940 September 1940 133 
9.11.1940 Oktober 1940 145 
8.12.1940 November 1940 146 
9. 1.1941 Dezember 1940 157 
5 Schutzhaftbefehle, 
5 Schutzhaftanträge 
3 Entlassungen 
1 Schutzhäftling im KZ verstorben 
7 Entlassungen, 
3 im KZ verstorben 
2 Schutzhaftbefehle, 
3 Schutzhaftanträge, 
2 Entlassungen 
4 Häftlinge im KZ verstorben 
4 Schutzhaftbefehle 
7 Schutzhaftanträge 
3 Entlassungen 
2 Aufhebungen der Schutzhaft für 
Strafvollzug 
1 Aufhebung wegen Überführung in 
polizeil. Vorbeugehaft 
10 Schutzhaftbefehle 
9 Schutzhaftanträge 
2 Entlassungen 
2 Aufhebungen zum Zwecke des Straf-
vollzugs 
1 Häftling im KZ verstorben 
4 Schutzhaftbefehle 
9 Schutzhaftanträge 
3 Entlassungen 
2 Aufhebungen der Schutzhaft für 
Strafvollzug 
2 Häftlinge im KZ verstorben 
davon sind 123 in Konzentrationsla-
gern, die übrigen in Gefängnissen ver-
wahrt 
davon 130 in KZ 
9 Schutzhaftbefehle, 
22 Schutzhaftanträge, hauptsächlich 
Polen 
3 Entlassungen, 
1 Überführung in richterl. Haft 
davon 132 in KZ 
12 Schutzhaftbefehle 
19 Schutzhaftanträge 
6 Entlassungen 
3 Überführung in richterl. Haft 
2 Häftlinge im KZ verstorben 
davon 135 in KZ 
21 Schutzhaftbefehle, 
4 Schutzhaftanträge 
10 Entlassungen 
1 Häftling im KZ verstorben 
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Lt. Bericht am Ende Anzahl 
vom des Monats 
9. 2.1941 Januar 1941 160 
8. 3.1941 Februar 1941 158 
8. 4.1941 März 1941 157 
8. 5.1941 April 1941 158 
8. 6.1941 Mai 1941 161 
8. 7.1941 Juni 1941 168 
8. 8.1941 Juli 1941 186 
7. 9.1941 August 1941 195 
8.10.1941 September 1941 206 
8.11.1941 Oktober 1941 218 
9.12. 1941 November 1941 219 
davon 139 in KZ, 21 in Gefängnissen 
9 Schutzhaftbefehle 
7 Schutzhaftanträge 
4 Entlassungen 
davon 140 in KZ, 18 in Gefängnissen 
5 Schutzhaftbefehle erlassen 
2 Einweisungen in KZ 
11 Schutzhaftanträge gestellt 
5 Entlassungen aus der Schutzhaft 
1 Häftling im KZ verstorben 
davon 138 in KZ 
6 Schutzhaftbefehle 
10 Schutzhaftanträge 
4 Entlassungen aus der Schutzhaft 
3 Häftlinge im KZ verstorben 
12 Schutzhaftbefehle erlassen 
14 Schutzhaftanträge gestellt 
13 Personen in KZ eingeliefert 
10 Entlassungen aus der Schutzhaft 
1 Häftling im KZ verstorben 
9 Schutzhaftbefehle erlassen 
16 Schutzhaftanträge 
6 Entlassungen aus der Schutzhaft 
davon 148 in KZ 
13 Schutzhaftbefehle erlassen 
27 Schutzhaftanträge gestellt 
8 Einweisungen in KZ 
23 Schutzhaftbefehle erlassen 
12 KZ-Einweisungen 
13 Schutzhaftanträge gestellt 
1 Entlassung aus der Schutzhaft 
1 Häftling im KZ verstorben 
davon 163 in KZ 
18 Schutzhaftbefehle erlassen 
10 KZ-Einweisungen 
8 Schutzhaftanträge gestellt 
4 Entlassungen aus der Schutzhaft 
2 Häftlinge im KZ verstorben 
15 Schutzhaftbefehle erlassen 
5 Personen in KZ eingewiesen 
17 Schutzhaftbefehle erlassen 
13 KZ-Einweisungen 
13 Schutzhaftanträge gestellt 
8 Schutzhaftbefehle erlassen 
18 Personen in KZ eingewiesen 
23 Schutzhaftanträge gestellt, darunter 
2 wegen Zuwiderhandlung gegen die 
VO über außerordentl. Rundfunk-
maßnahmen, gegen 5 poln. Zivilar-
beiter wegen Arbeitsverweigerung 
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9. 1.1942 Dezember 1941 233 
8. 2.1942 Januar 1942 238 
8. 3.1942 Februar 1942 246 
10. 4.1942 März 1942 251 
8. 5.1942 April 1942 256 
9. 6.1942 Mai 1942 257 
8. 7.1942 Juni 1942 252 
8. 8.1942 Juli 1942 262 
8. 9.1942 August 1942 266 
8. 10. 1942 September 1942 272 
und Vertragsbruchs, 1 wegen uner-
laubten Geschlechtsverkehrs zwi-
schen Deutschen und Polen 
davon 199 in KZ; 
19 Schutzhaftbefehle erlassen, 
13 neue Anträge gestellt, 
gegen 12 Polen wegen Vertragsbruchs 
und Entlaufen vom Arbeitsplatz Antrag 
auf Schutzhaft gestellt 
davon 214 in KZ. 21 Personen wurden 
in KZ eingewiesen. Schutzhaftantrag 
gestellt gegen 3 poln. Arbeiter wegen 
unerlaubten Verlassens des Arbeitsplat-
zes, gegen 4 Personen wegen Ge-
schlechtsverkehrs zwischen Deutschen 
und Polen; 3 Polen zur Sonderbehand-
lung vorgeschlagen 
davon 218 in KZ; 16 Personen wurden 
in KZ eingewiesen, 14 Schutzhaft-
anträge gestellt 
davon 227 in KZ; 19 Personen wurden 
in KZ eingewiesen 
davon 237 in KZ; 
22 Schutzhaftbefehle erlassen 
29 Schutzhaftanträge gestellt 
davon 244 in KZ; 
19 Schutzhaftbefehle erlassen, 
20 Schutzhaftanträge gestellt 
davon 245 in KZ 
11 Schutzhaftbefehle erlassen 
15 Schutzhaftanträge gestellt 
davon 244 in KZ; 
17 Schutzhaftbefehle erlassen, 
24 Schutzhaftanträge gestellt: 
gegen 15 deutsche Frauen wurde Schutz-
haftantrag wegen verbotenen Ge-
schlechtsverkehrs gestellt. 
Zum Arbeitseinsatz wurden 149 Ost-
arbeiter in KZ eingewiesen 
davon 241 in KZ; 
20 Schutzhaftbefehle erlassen, 
17 Schutzhaftanträge neu gestellt; 
9 Polen und 12 deutsche Frauen wur-
den wegen verbotenen Geschlechtsver-
kehrs in KZ eingewiesen 
davon 238 in KZ, die übrigen in Ge-
fängnissen verwahrt. 4 Polen und 7 
deutsche Frauen wurden wegen verbo-
tenen Geschlechtsverkehrs in KZ ein-
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9.11.1942 Oktober 1942 291 
7. 12. 1942 November 1942 291 
11. 1.1943 Dezember 1942 310 
gewiesen; 40 Schutzhaftanträge gestellt; 
116 Ostarbeiter wurden zum Arbeits-
einsatz in KZ eingewiesen; 16 Polen 
zur Sonderbehandlung vorgeschlagen 
davon 256 in KZ, die übrigen in Ge-
fängnissen verwahrt 
davon 256 in KZ; 
16 Schutzhaftbefehle erlassen, 
31 Schutzhaftanträge gestellt; 
5 Polen und 11 deutsche Frauen wur-
den wegen verbotenen Geschlechtsver-
kehrs in KZ eingewiesen 
davon 271 in KZ; 
36 Schutzhaftbefehle erlassen, 
10 Schutzhaftanträge gestellt, 
10 Polen, 3 deutsche Frauen und 1 Ost-
arbeiter wegen verbotenen Geschlechts-
verkehrs in KZ eingewiesen 
Lt. Bericht am Ende Anzahl, davon zusätzliche Anmerkungen 
vom des Monats in KZ 
10. 2.1943 Januar 1943 477 439 176 Schutzhaftbefehle erlassen 
209 Schutzhaftanträge gestellt. 
177 Personen, darunter 153 poln. Zivil-
arbeiter in KZ eingewiesen; 3 Polen 
und 3 dt. Frauen wegen verbotenen Ge-
schlechtsverkehrs in KZ eingewiesen. 
„26 Ostarbeiter wurden zum Arbeits-
einsatz in KZ eingewiesen, so daß nun-
mehr 599 eingeliefert sind. 190 poln. 
und 42 Ostarbeiter wurden wegen Ar-
beitsverweigerung u. a. festgenommen, 
von denen 176 männliche Arbeitskräfte 
zum Arbeitseinsatz in KZ überstellt 
wurden" 2 4 7 . „Auf Befehl des Reichs-
führers SS wurden am 6.1.1943 im KZ 
Flossenbürg der Pole Grawiec Taras . . . 
und am 23. 1. 1943 ebenfalls im KZ 
Flossenbürg der Pole Rys Vincent Al-
bert . . . exekutiert" 2 4 8 . 
11. 4.1943 März 1943 550 510 ohne Ostarbeiter 
616 Ostarbeiter 
„Staatsfeinde: . . . Verbotener Umgang 
mit Kriegsgefangenen: Schutzhaftantrag 
gestellt gegen 6 Frauen und 1 deutschen 
2 4 7 Abschnitt II/3 „Arbeitseinsatz" des Regierungspräsidentenberichtes vom 10.2. 
1943. 
2 4 8 Abschnitt V desselben Berichtes. 
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10. 5.1943 April 1943 579 514 
680 
11. 6.1943 Mai 1943 641 579 
10. 7.1943 Juni 1943 669 613 
805 
7. 8.1943 Juli 1943 688 676 
10. 9. 1943 August 1943 688 
892 
Mann, eingewiesen in KZ 3 Polen, 1 Po-
lin, 2 deutsche Frauen, 1 deutscher 
Mann. Wegen Geschlechtsverkehrs mit 
5 deutschen Frauen wurde der Pole 
Wolanski Karl im KZ Flossenbürg exe-
kutiert." 14 Schutzhäftlinge sind in KZ 
verstorben. Zum Arbeitseinsatz wurden 
17 Ostarbeiter in KZ eingewiesen, 
ohne Ostarbeiter 
Ostarbeiter 
45 Schutzhaftbefehle erlassen 
48 in KZ eingewiesen 
35 Schutzhaftanträge gestellt 
3 Entlassungen 
12 Schutzhäftlinge in KZ verstorben 
1 Häftling wurde exekutiert 
47 Ostarbeiter zur Arbeitsleistung in 
KZ eingewiesen, 
ohne Ostarbeiter; über 72 Personen 
Schutzhaft verhängt, 73 in KZ einge-
wiesen; 15 Einweisungen wegen ver-
botenen Umgangs; 3 Schutzhäftlinge 
entlassen; 7 Häftlinge in KZ verstor-
ben. 1 Pole exekutiert. 58 Ostarbeiter 
zum Arbeitseinsatz in KZ eingewiesen, 
ohne Ostarbeiter 
Ostarbeiter; 
über 39 Personen Schutzhaft verhängt, 
43 in KZ eingewiesen; 38 KZ-Einwei-
sungen wegen verbotenen Umgangs; 
6 Schutzhäftlinge entlassen, 5 KZ-Häft-
linge verstorben. 58 Ostarbeiter zum 
Arbeitseinsatz in KZ eingewiesen, ihre 
Gesamtzahl beträgt 805 
ohne Ostarbeiter 
über 34 Personen Schutzhaft verhängt, 
63 in KZ eingewiesen, 2 aus der Schutz-
haft entlassen, 13 KZ-Häftlinge verstor-
ben. 
Wegen verbotenen Geschlechtsverkehrs 
gegen 20 Personen Schutzhaftantrag ge-
stellt und 23 in KZ eingewiesen. Zum 
Arbeitseinsatz wurden 73 Ostarbeiter in 
KZ eingewiesen. 
„Zahl der Schutzhäftlinge . . . außer den 
in II 1/3 genannten Ostarbeitern" 
Ostarbeiter in KZ. 
über 24 Personen Schutzhaft verhängt, 
23 in KZ eingewiesen, 7 entlassen, 
17 KZ-Häftlinge verstorben. Wegen ver-
botenen Geschlechtsverkehrs zwischen 
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Polen bzw. Ostarbeitern und Deut-
schen . . . wurden gegen 5 deutsche 
Frauen Schutzhaftantrag gestellt, 5 Po-
len und 8 deutsche Frauen in KZ ein-
gewiesen, 2 Polen zur Sonderbehand-
lung vorgeschlagen *. 
10. 10.1943 September 1943 703 693 „außer den in Abschnitt III Ziff. 3 er-
wähnten Ostarbeitern." 
33 Schutzhaftbefehle erlassen, 
35 in KZ eingewiesen 
1 aus der Schutzhaft entlassen; 
wegen verbotenen Geschlechtsverkehrs 
mit Deutschen bzw. Polen oder Ost-
arbeitern wurde über 4 Personen Schutz-
haft verhängt, 4 Polen zur Sonderbe-
handlung vorgeschlagen, 10 Polen, 11 
Deutsche, 1 Ostarbeiter in KZ einge-
wiesen 
10. 11.1943 Oktober 1943 703 699 Rest in Gefängnissen 
28 Schutzhaftbefehle erlassen 
29 in KZ eingewiesen 
8 aus der Schutzhaft entlassen 
19 Schutzhäftlinge in KZ verstorben 
1 Häftling wurde exekutiert. 
8.12.1943 November 1943 709 706 3 in Gefängnissen, 
26 sind in KZ verstorben. 
8. 1. 1944 Im Dezember 1943 wurden 30 Per-
sonen in KZ eingewiesen, über 31 wurde 
Schutzhaft verhängt. 
über diesen Zeitraum hinaus enthalten die Berichte keine Angaben über die Schutzhaft. 
* „Sonderbehandlung" bedeutete Exekution im Konzentrationslager. 
2. Sondergericht und Volksgerichtshof 
a) Sondergerichte 
Mit Verordnung vom 21. März 1933 2 4 9 ordnete die Reichsregierung für Straf-
verfahren gegen „Staatsfeinde" die Bildung von Sondergerichten bei den Ober-
landesgerichten an. Der Regierungsbezirk Niederbayern und Oberpfalz wurde 
von der örtlichen Zuständigkeit der Sondergerichte München (für Niederbayern) 
und Nürnberg (für die Oberpfalz) erfaßt. Sachlich zuständig waren die Sonder-
gerichte zunächst für die Abwicklung der Verfahren zur „Abwehr kommunisti-
scher staatsgefährdender Gewaltakte" entsprechend der V O vom 28.2.1933 
(Reichstagsbrandverordnung) und zur „Abwehr heimtückischer Angriffe gegen 
die Regierung der nationalen Erhebung" gemäß der V O des Reichspräsidenten 
2 4 9 RGBl. 1933,1, 136, ergänzt durch VO vom 6. 5.1933 (RGBl. 1933,1, 259). 
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vom 21.3. 1933; nach Erlaß des Gesetzes zur Abwehr heimtückischer Angriffe 
auf Staat und Partei und zum Schutz der Parteiuniformen vom 20. 12. 1934, das 
die vorgenannte Reicbspräsidentenverordnung ablöste, wurden die Sondergerichte 
zur Aburteilung von Vergehen nach diesem Gesetz zuständig. Durch V O vom 
20. 11. 1938 wurde die Zuständigkeit der Sondergerichte ausgedehnt auf alle Ver-
brechen, „wenn mit Rücksicht auf die Schwere oder Verwerflichkeit der Tat oder 
die in der Öffentlichkeit hervorgerufene Erregung die sofortige Aburteilung" ge-
boten schien. Die Verordnung über die Zuständigkeit der Strafgerichte, der Son-
dergerichte und sonstige strafverfahrensrechtliche Vorschriften vom 21. 2. 1940 2 5 0 
legte die ausschließliche Zuständigkeit der Sondergerichte für 
— Vergehen nach dem Heimtückegesetz 
— Straßenraub 
— Rundfunkverbrechen 
— Vergehen nach der Kriegswirtschaftsverordnung 
— Volksschädlinge und Gewaltverbrecher 
fest 2 5 1. 
Die wesentlichsten Unterschiede zu den Verfahren vor den ordentlichen Gerich-
J&0~sind in 3en §§ 11, 12, T?7^"unoTF13ef Verordnung über die Bildung "von 
Sondergerichten niedergelegt: JZs f i n ^ statt. 
— Es ergeht kein Beschluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens. — Das 
Gericht bleibt zuständig, auch wenn sich aus dem Verfahren dessen Unzuständig-
keit ergibt. — Ergebnisse über Vernehmungen brauchen nicht in das Protokoll 
aufgenommen werden. — Gegen die Entscheidungen ist kein Rechtsmittel zu-
lässig. 
Nachdem die Verfahren den Rechtsweg nicht durchlaufen mußten, war eine 
sofortige Aburteilung möglich. Das Sondergericht war für die Durchführung des 
Verfahrens auch dann zuständig, wenn ein Verbrechen zugleich den Tatbestand 
einer anderen strafbaren Handlung nach dem Strafgesetzbuch erfüllte. Das be-
deutet, daß auch hierfür die rechtseinschränkenden Bestimmungen galten. 
Für die Bildung der Sondergerichte bestand keine sachliche Notwendigkeit. 
Der Anlaß ihrer Errichtung wird darin vermutet, daß die ordentlichen Gerichte 
zu stark auf die Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien festgelegt waren 2 5 2 . Den-
noch scheinen sich die Richter, wenigstens des Sondergerichtes München und zu-
mindest in der Anfangszeit, noch von solchen Prinzipien geleitet haben zu lassen. 
1935 z.B. hat das Sondcrgcricht München in einem Ermittlungsverfahren „gegen 
die Witwe M . Holzmayer aus Regensburg wegen der Behauptung, bei der Röhm« 
Revolte seien 150 Mann unschuldig erschossen worden", der Staatsanwaltschaft 
aufgegeben, „den Beweis dafür zu erbringen, daß die von der Beschuldigten auf-
gestellte Behauptung unwahr oder gröblich entstellt ist 2 5 3 . Die Anklage wurde 
seinerzeit zurückgezogen. Die Zahl der eingestellten Ermittlungsverfahren über-
stieg beim Sondergericht München^bis 1939 bei weitem die der Verurteilungen. In 
mehreren Fällen wurde die Eröffnung der Hauptverhandlung abgelehnt. Auch 
dies kann als Indiz für ein dem Recht verpflichtetes Denken gewertet werden. 
2 5 0 RGBl. 1933,1,405. 
2 5 1 Vgl. Kapitel III. 
2 5 2 Vgl. H. Schorn, Die Gesetzgebung des Nationalsozialismus als Mittel der Macht, 81. 
2 5 3 Archivinventare vom Sondergericht München, 1935, lfd. Nr. (984). 
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Dagegen lassen, soweit dies möglich ist, die Strafurteile des Sondergerichts Nürn-
berg auf eine stärkere Ausrichtung auf die nationalsozialistische Verfolgungs-
praxis schließen. Im Monatsbericht des Regierungspräsidenten vom 8.12.1937 
ist hervorgehoben, daß das Sondergericht Nürnberg bei den Verurteilungen 
wegen Vergehens gegen das Heimtückegesetz „scharf zugegriffen" habe. Leicht-
fertige Bemerkungen und kritische Äußerungen wurden mit Gefängnisstrafen 
von mehreren Monaten geahndet. Für die Bemerkung: „Man hat es ja 1914 
gesehen, Dr. Goebbels war seinerzeit auch zu feige, an die Front zu gehen und hat 
sich die Fuß Verletzung selbst beigebracht", wurde der Rohrleger Georg Steindl 
von Neumarkt zu einem Jahr Gefängnis, ein Arbeiter aus Vohenstrauß wegen der 
„Störung einer Rundfunksendung" — wohl bei einer Rede Hitlers — „durch 
unflätige Zwischenrufe" zu 8 Monaten Gefängnis verurteilt 2 5 4 . Entsprechend 
ihrer Zuständigkeit haben die Sondergerichte zwischen 1933 und 1939 für den 
Bereich des Regierungsbezirkes Niederbayern und Oberpfalz in der überwiegen-
den Mehrzahl Verfahren wegen Vergehens gegen das Heimtückegesetz durchge-
führt. Aber schon in diesen Jahren, also vor der Geltung der V O vom 20.11. 
1938 2 5 5 , sind auch Vergehen und Verbrechen nach dem Strafgesetzbuch wie Dieb-
stahl, Hehlerei, Betrug vom Sondergericht abgeurteilt und mit hohen Zuchthaus-
strafen belegt worden. Eigentliche politische Verfahren sind nur in den Jahren 
1933 und 1934 festzustellen. Hierbei handelte es sich meist um „kommunistische 
Betätigung" oder um Betätigung als Ernste Bibelforscher. Später wurden solche 
Verfahren als „Hochverrat" dem Volksgerichtshof zugewiesen. Ab 1939 mehr-
ten sich die Verfahren wegen Vergehen gegen die Verordnung über außerordent-
liche Rundfunkmaßnahmen (Rundfunkverbrechen) M 6 , wegen Verstoßes gegen die 
Kriegswirtschaftsverordnung, wegen verbotenen Umgangs mit Kriegsgefangenen, 
aber auch Verfahren gegen „Volksschädlinge", „Gewaltverbrecher", gegen 
Kriegsgefangene und ausländische Zivilarbeiter. Auf Grund der den Sonder-
gerichten mit V O vom 21.2.1940 zugewiesenen Zuständigkeiten sind vom Son-
dergericht München mehrere Fälle von Mord und Totschlag aus dem Regierungs-
bezirk abgeurteilt worden. 
b) Volksgerichtshof257 
Wie die ordentlichen Gerichte der mittleren und unteren Ebene war in den 
Augen der nationalsozialistischen Machthaber auch das Reichsgericht ein Hemm-
nis für die Verwirklichung ihrer Ziele. Durch Gesetz vom 24. 4.1934 2 5 8 wurde 
deshalb der Volksgerichtshof in Berlin eingerichtet. Er war örtlich für das ge-
samte Reichsgebiet und sachlich zunächst für die Verfahren wegen Verbrechen 
des Hoch- und Landesverrats zuständig. In der Verordnung über die Zuständig-
keit der Strafgerichte, der Sonderstrafgerichte und sonstige strafverfahrensrecht-
liche Vorschriften vom 21.2. 1940 2 5 9 wurde die Zuständigkeit des Volksgerichts-
hofs neu festgelegt. Nach § 5 äTelser Verordnung wurde der Volksgerichtshof für 
jsuständ^ 
1.) Hochverrat 
2 5 4 Monatsbericht vom 8.12.1937. 
2 5 5 Vgl. S. 344. 
2 5 6 Vgl. Kapitel II, Abschnitt 6 a. 
2 5 7 Zum Volksgerichthof vgl. das umfangreiche Werk von Walter Wagner. 
2 5 8 RGBl. 1934,1,341. 
2 5 9 RGBl. 1940,1,405. 
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2. ) Landesverrat 
3. ) Angriffe gegen den Führer 
4. ) schwere Fälle von Wehrmittelbeschädigung 
5. ) Nichtanzeige eines geplanten Verbrechens 
6. ) Verbrechen gegen die V O zu Schutz von Volk und Staat (Reichstagsbrand-
verordnung) 
7. ) Wirtschaftssabotage. 
Erweitert wurde die Zuständigkeit des Volksgerichtshofs mit V O vom 10.12. 
1941 um das Verbrechen der Sabotage und durch V O vom 29.1.1943 2 6 0 um die 
Verfahren wegen öffentlicher Zersetzung der Wehrkraft und vorsätzlicher Wehr-
dienstentziehung. Der Volksgerichtshof entschied in erster und letzter Instanz. 
Gegen seine Entscheidungen war kein Rechtsmittel zulässig. Die hauptamtlichen 
Richter des Volksgerichtshofes wurden vom „Führer und Reichskanzler" be-
rufen. Als ehrenamtliche Richter, deren Zahl die der Berufsrichter erheblich 
überstieg, fungierten dem Nationalsozialismus treu ergebene Männer, die über 
Erfahrungen „auf dem Gebiet der Abwehr staatsfeindlicher Angriffe verfüg-
ten" 2 6 1 . 
Der Volksgerichtshof betrachtete sich — trotz der Eingliederung in die ordent-
liche Gerichtsbarkeit durch Gesetz vom 18.4. 36 — als politisches Gericht Jhn Mit-
telpunkt der Verfahren stand nicht das Recht, sondern die Sicherung und Erhaltung 
des nationalsozialistischen ^ g j m ^ T y Besori3ersiracK^ 
Tand Freister zum Präsidenten des Volksgerichtshofes im August 1942 wurde 
dieser zu einem „Schergengericht", dessen Aufgabe es nicht war, „Recht zu 
sprechen, sondern die Gegner zu vernichten" 2 0 3 . Wie bei den bisher angeführten 
Beschuldigungen wegen staatsfeindlicher Betätigung lag auch der Anklage vor 
dem Volksgerichtshof keineswegs ein nach dem Strafgesetzbuch strafbarer Tat-
bestand zugrunde. „Das Wohl des Reiches und Volkes wurde mit dem des Regi-
mes gleichgesetzt und daher als Hochverräter nicht nur bestraft, wer dieses totali-
täre Regime durch eine andere Gewaltherrschaft ersetzen wollte, sondern auch, 
wer die Rückkehr zu Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden erstrebte" 2 6 4 . 
Aus dem Regierungsbezirk Niederbayern und Oberpfalz sind — so weit dies 
aus den Quellen erschlossen werden kann — eine Reihe von Personen vom Volks-
gerichtshof abgeurteilt worden, und über mehrere von ihnen wurde die Todes-
strafe verhängt. 
Einige (vor allem ehemalige Kommunisten) waren des Hochverrats oder der 
Vorbereitung zum Hochverrat beschuldigt. Die Anklage warf ihnen vor, illegale 
Zirkel oder Gruppen aufrechterhalten, staatsgefährdende Schriften verbreitet, 
Kurier-Organisationen eingerichtet zu haben 2 6 5 . Andere Anklagen lauteten auf 
Wehrkraftzersetzung und Feindbegünstigung und führten ebenfalls zur Verhän-
gung der Todesstrafe oder von Zuchthausstrafen 2 6 6 . 
2 6 0 RGBl. 1943,1, 76. 
2 6 1 W. Wagner, 24 f. 
2 6 2 So Walter Wagner und Hubert Schorn. 
2 « 3 H. Schorn, Die Gesetzgebung, 78 ff. 
2 6 4 W. Wagner, 862. 
2 6 5 Vgl. Kapitel II, Abschnitt 3. 
2 6 6 Vgl. dazu den nachfolgenden Abschnitt. 
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3. Zusammenfassung: Verschärfung der Strafen und Beugung des Rechts 
bei der Verurteilung „staatsfeindlicher Vergehen" 
Die nationalsozialistischen Machthaber hatten es von Anfang an darauf abge-
sehen, Äußerungen von NichtZustimmung zum Regime, Kritik und Zweifel, 
Nichtanpassung und nichtnationalsozialistische Aktion als staatsfeindliches Ver-
gehen zu diskriminieren und die Gegner zu vernichten. Diesem Ziel diente eine 
fast perfekte Gesetzgebungs- und Verordnungsmaschinerie, die bestehende Straf-
vorschriften verschärfte, neue Straftatbestände schuf und die inhaltlichen Bestim-
mungen so auslegte, daß alle vorgenannten Äußerungen als staatsfeindlich und 
volksschädigend erfaßt werden konnten. Dabei wurden ohne Hemmungen Rechts-. 
grundlagen verdreht und ins Gegenteil verkehrt. Der „Schutz von Volk und 
Staat" gebot die Einschränkung der persönlichen Grundrechte, die „Gewährlei-
stung des Rechtsfriedens" und die „Grundsätze für die innere Staatssicherheit" 
schufen die Grundlagen für ungerechtfertigte Verfolgungen. Die „Vereinfachung 
der Rechtspflege" schränkte den Verfahrensweg auf ein Mindestmaß ein und ver-
sagte den Beschuldigten eine Rechtfertigung und Verteidigung. Z u den traditio-
nellen, im Strafgesetzbuch festgelegten strafbaren Tatbeständen trat als „Rechts-
grundlage" für eine Bestrafung das „gesunde Volksempfinden". Kritische Äuße-
rungen wurden als heimtückische Angriffe auf Staat und Partei abgewehrt, die 
Warnung vor dem Krieg und die Zweifel am Endsieg galten als Zersetzung der 
Wehrkraft. 
Zahlreiche Verordnungen, außer den bereits genannten, z. B. die Volksschäd-
lingsverordnung, die Gewaltverbrecherverordnung, die Kriegssonderstrafverord-
nung, die Kriegswirtschaftsverordnung, „erfanden" neue Staatsfeinde und Volks-
schädlinge. In Verbindung mit diesen Verordnungen wurden nicht nur Straftat-
bestände wie Diebstahl, Betrug, Amtsanmaßung u. ä. zu Schwerverbrechen, die 
mit dem Tode oder mit langjährigem Zuchthaus bestraft wurden, sondern auch 
die unerlaubte Nutzung bewirtschafteter Güter wie „Schwarzschlachten", 
„Schwarzmahlen", das Erschwindeln von Lebensmittelmarken, selbst die Abgabe 
von Lebensmittel ohne Bezugsberechtigung. 
Die Handhabung nationalsozialistischer Justiz läßt sich am Beispiel der Todes-
urteile besonders deutlich aufzeigen: Aus dem Regierungsbezirk Niederbayern 1 
und Oberpfalz wurden in den Jahren 1940—1945 ca. 30 Deutsche und eine nicht \ 
genau feststellbare, weitaus größere Zahl von Polen und Ostarbeitern durch den I 
Volksgerichtshof und die beiden Sondergerichte München und Nürnberg zum \ 
Tode verurteilt. Dabei sind die Todesfälle in den Konzentrationslagern und 
Gefängnissen nicht gezählt. Aus den letzten Kriegstagen ist die Hinrichtung 
weiterer Deutscher bekannt; dies ist jedoch in den Berichten des Regierungspräsi-
denten nicht mehr vermerkt. Außerdem wurde eine größere Anzahl von Polen 
und Ostarbeitern exekutiert, d .h. ohne Strafverfahren hingerichtet. Die Todes-
urteile sind großenteils begründet mit „Wehrkraftzersetzung". Neben der Ver-
urteilung und Hinrichtung des praktischen Arztes Dr. Geiger von Grafenau und 
der katholischen Pfarrer Josef Losch von Miesbrunn, Ludwig Mitterer von Otters-
kirchen 2 6 7 ist wegen „Wehrkraftzersetzung" in den Berichten die Verurteilung | 
2 6 7 Die Prozesse gegen Dr. Geiger, Josef Losch und Ludwig Mitterer sind in W. Wag-
ner, 293, 401 und 412 f. ausführlich dargestellt. Zum „Verbrechen der Wehrkraftzer-
setzung" vgl. Kap. III, Abschnitt 6 c. 
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des Rottwachtmeisters Igl aus Regensburg, des Landarbeiters Willibald Brandl 
aus Motzling, des August Lindner aus Landshut, des Rechtsanwalts Franz Pfaf-
fenberger aus Kelheim (zu Zuchthaus begnadigt),des Paters Franz Heyer (nicht 
mehr hingerichtet) erwähnt. In der Untersuchungshaft starb Pfarrer Max Fram« 
melsberger von Oberglaim vor seiner Verurteilung durch den Volksgerichtshof. 
Wegen „Vorbereitung eines hochverräterischen Unternehmens, Zersetzung der 
Wehrkraft und Feindbegünstigung" zum Tode verurteilt wurden laut den Regie-
rungspräsidentenberichten der Postfacharbeiter Josef Bollwein und der Hilfs-
arbeiter Johann Kellner aus Regensburg, der Schreiner Josef Dirnberger aus 
Neumarkt und drei Personen aus Deggendorf, wegen „Beschimpfung des Führers 
und führender Persönlichkeiten" der „ehemalige Kommunist" Seiderer aus 
Eschlkam. Wegen „Beihilfe zur Flucht eines englischen Kriegsgefangenen" wurde 
Michael Hofmeister aus Dietldorf ebenfalls zum Tode verurteilt. 
Unter den Todesurteilen, die vom Sondergericht München über Deutsche ver-
hängt wurden, befinden sich drei wegen Mordes; die anderen Delikte, die mit 
dem Tode bestraft wurden, sind Diebstahl, Mordversuch, Amtsunterschlagung, 
Brandstiftung, Betrug, Mißbrauch von Lebensmittelmarken. Die Verurteilung er-
folgte nach dem Reichsstrafgesetzbuch in Verbindung mit der Volksschädlings-
verordnung. Als weitere Begründungen für die Verurteilung zum Tode bei Straf-
verfahren gegen Personen aus Niederbayern und der Oberpfalz sind „Verbreche-
rische Anschläge gegen NS-Beamte", „Erschwindeln von Lebensmittelmarken", 
„Schwarzmahlen", „Verbrechen gegen die Kriegswirtschaftsverordnung", „Ent-
wenden von Socken aus der Wollsammlung" genannt. Die Verurteilung von 
Nichtdeutschen unterlag im nationalsozialistischen Deutschland einer eigenen 
Justizpraxis. Insbesondere die „Polen-Juden-StrafVerordnung" 2 6 8 sah verschärfte 
Strafen (Straflager, verschärftes Straflager, Tod) für diesen Personenkreis vor. 
Die Todesstrafe war zu verhängen bei „deutschfeindlicher Gesinnung", „Gewalt-
taten gegen Deutsche" und „Sachbeschädigung". Zuständig für die Aburteilung 
waren die Sondergerichte. Das Sondergericht München hat auf Grund der Polen-
Juden-StrafVerordnung Todesurteile ausgesprochen z. B. wegen „Angreifen des 
Dienstherrn", »tätlichen Angriff auf den Sohn des Dienstherrn", „Widersetzlich-
keit", „Körperverletzung", Diebstahl. Als „tätlicher Angriff" wurde aber bei-
spielsweise auch die Notwehr gegen körperliche Züchtigung und Mißhandlungen 
gewertet. Viele polnische Landarbeiter wurden ohne nähere Begründung wegen 
„sittlicher Vergehen" zum Tode verurteilt. Die in Einzelfällen angegebenen Be-
gründungen lassen erkennen, daß bereits „unsittliche Berührungen" zu den todes-
würdigen Verbrechen zählten. Die Liebesbeziehung zu deutschen Frauen und 
Mädchen ist der meistgenannte Grund für die in größerer Zahl vermerkten Exe-
kutionen von Polen und Ostarbeitern im Regierungsbezirk. Die NS-Sonderjustiz 
bedurfte bei diesen Hinrichtungen nicht einmal des Anscheins eines Strafver-
fahrens. 
Hinter den knappen Aussagen der Berichte verbirgt sich somit die Weltanschau-
ung des Nationalsozialismus, für den die Mißachtung menschlicher Würde und 
menschlichen Lebens kennzeichnend ist. 
2 6 8 „Verordnung über die Strafrechtspflege gegen Polen und Juden in den einge-
gliederten Ostgebieten" vom 4.12. 1941 (RGBl. 1941,1, 759). 
Universitätsbibliothek
Regensburg
Historischer Verein für
Oberpfalz und Regensburgurn:nbn:de:bvb:355-ubr03309-0388-6
